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Krisen  

MODUS

Liebe Kolleg*innen, liebe Leser*innen, 

mit dem Start des Wintersemesters an den 
Hochschulen haben die letzten Bildungsin-
stitutionen ihre Sommerpause beendet. Die 
Herausforderungen sind überall enorm: Durch 
die Energieknappheit sind Privatpersonen und 
öffentliche Einrichtungen zur Sparsamkeit 
aufgefordert. Allerdings wäre es völlig falsch, 
in den Hochschulen auf Fernlehre umzustel-
len, um Heizkosten einzusparen. Das führt nur 
dazu, dass die steigenden Kosten auf Privat-
personen abgewälzt werden, weil Studieren-
de dann in ihrer WG oder ihren Wohnheim-
zimmern die Heizung in den kalten Monaten 
so weit aufdrehen müssen, dass konzentrier-
tes Arbeiten möglich ist. So wird auch keine 
Energie gespart. Falsch ist es aber auch aus 
einem anderen Grund: Auch Studierende wer-
den von den steigenden Lebenshaltungskos-
ten, Energiepreisen und der Inflation getrof-
fen und haben meistens keinen finanziellen 
Puffer auf ihrem Konto. Die junge Generation 
braucht sichere Rahmenbedingungen für ihre 
Bildung, um für die sich schnell verändernde 
Zukunft gewappnet zu sein. Wer Chancen-
gleichheit ernst meint, darf an Bildung nicht 
sparen. Dies würde unsere Zukunft und vor 
allem die Zukunft der Kinder und Jugendli-
chen kaputtsparen. Es ist im Gegenteil höchs-
te Zeit, in die Bereiche zu investieren, die den 
jungen Menschen Zukunftschancen eröffnen: 
Bildung, Klimaschutz, Soziales. 
Die Schuldenbremse wird immer wieder als 
Grund dafür herangezogen, dass zu wenig 
Geld für wünschenswerte Projekte da sei. Ich 
erinnere an einige Situationen in den vergan-
genen Monaten, in denen der alte Satz „Es ist 
genug Geld da, es ist nur falsch verteilt.“ unter 

Beweis gestellt wurde. Wir brauchen keine 
Schuldenbremse, sondern massive Investi-
tionen in die seit Jahren unterfinanzierten 
 Bildungsbereiche von der frühen Bildung bis 
zu den Hochschulen und der Weiterbildung. 
Nur so können wir mehr Chancengleichheit 
erreichen, nur so können wir eine Entkoppelung 
von Herkunft und Bildungserfolg verbessern 
und die Bildungsberufe attraktiv gestalten.
Die GEW hat am 7. Oktober eine aktuelle Lehr-
kräftebedarfsprognose von Klaus Klemm vor-
gestellt. Durch sie wird klar, dass der Bildungs-
bereich besonders in den Schulen derzeit 
und leider auch in der Planung der nächsten 
Jahre unterfinanziert ist. Wenn die Landesre-
gierung das „Zurück an die Spitze“ aus dem 
Koalitionsvertrags ernst meint, muss sie end-
lich genügend Geld in die Hand nehmen, um 
den Bildungsbereich auskömmlich auszustat-
ten. Gute Bildung ist nicht zum Nulltarif zu 
haben. Lassen Sie uns gemeinsam besonders 
den politisch Verantwortlichen gegenüber 
dafür werben und streiten, dass genügend 
 finanzielle Mittel eingesetzt werden, um die 
Bildung in Baden-Württemberg besser aufzu-
stellen!

Herzliche Grüße 
Ihre

Krisen  

MODUS

Monika Stein, 
Landesvorsitzende
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Editorial

Es lohnt sich,  
in Bildung zu investieren
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Aktuell

N E U E W I S S E N SC H A F T S M I N I S T E R I N I N B A D E N - W Ü RT T E M B E R G

Petra Olschowski folgt auf Theresia Bauer

Als Nachfolgerin von Theresia Bauer hat 
Petra Olschowski (beide Grüne) Ende 
September den Posten als Wissenschafts-
ministerin in Baden-Württemberg über-
nommen. Olschowski wurde Ende Sep-
tember vereidigt. Davor war sie 6 Jahre 
lang Staatssekretärin im Ministerium. 
Die bisherige Amtsinhaberin will Ober-
bürgermeisterin in ihrer Heimatstadt 
Heidelberg werden.

GEW gratuliert und  
fordert mehr Studienplätze
Die GEW gratulierte der neuen Wissen-
schaftsministerin und ihrem Nachfolger 
als Staatssekretär, Arne Braun. Gleichzei-
tig forderte die GEW-Landesvorsitzende 
Monika Stein aber auch mehr Studien-
plätze für das Lehramtsstudium. "In den 
Hochschulen warten auf die neue Spitze 
große Herausforderungen. Wir brauchen 
dringend einen Ausbau der Studienplätze 
für Lehramtsstudierende. Wenn die Lan-
desregierung jetzt nicht handelt, wird sich 
der Lehrkräftemangel auch im nächsten 
Jahrzehnt fortsetzen", sagte Stein.
Die GEW nennt die neuen zusätzlichen 
175 Studienplätze für Sonderpädagogik 
in Freiburg einen wichtigen Schritt, der 
allerdings erst ab 2030 wirke. Die GEW 
schlägt vor, neben zusätzlichen Studien-
plätzen ein bezahltes berufsbegleitendes 
Aufbaustudium Sonderpädagogik anzu-
bieten und auch an den Pädagogischen 

Hochschulen in Heidelberg und Lud-
wigsburg Kapazitäten auszubauen. Auch 
für Grundschulpädagogik würden mehr 
Studienplätze benötigt.
Auch an den Hochschulen bleibt viel 
zu tun. Unzeitgemäße Beschäftigungs-
strukturen stehen der Entwicklung der 
Hochschul- und Forschungslandschaft 
in Baden-Württemberg im Weg. 80 Pro-
zent der Beschäftigten sind befristet 
beschäftigt. Berechenbare und verlässli-
che Karrierewege formuliert das MWK 
als Ziel – sie existieren jedoch weiter-
hin nicht. Diversity-Strategien stehen in 
baden-württembergischen Hochschulen 
ganz am Anfang. Die Gleichstellung von 
Frauen an den Hochschulen dümpelt 
weiterhin auf den hinteren Rängen aller 
Bundesländer. Nicht einmal jede vierte 
Professur ist in Baden-Württemberg von 
einer Frau besetzt. 

b&w

Petra Olschowski
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AUS B I L D U N G Z U R B E R AT U N G S L E H R K R A F T 

Neue Ausschreibung starten nach den Herbstferien

Auch in diesem Jahr werden ab 7. Novem-
ber Ausbildungsplätze zur Qualifizierung 
als Beratungslehrkraft regional über die 
Schulleitung ausgeschrieben. Die GEW 
ermuntert Kolleg*innen zur Ausbildung. 
Beratungslehrkräfte sind ein Gewinn für 
Schulen, und die Arbeit macht vielen 
Lehrkräften Spaß.
„Beratungslehrerinnen und Beratungs-
lehrer helfen jungen Menschen und deren 
Eltern bei Entscheidungen über anzu-
strebende Bildungsabschlüsse und bei 
der Orientierung im beruflichen Schul-
wesen. Sie unterstützen bei Schwierigkei-
ten im Lern- und Arbeitsverhalten und 
beraten bei sozialen und emotionalen 
Problemlagen, die die Bewältigung des 
Schulalltags erschweren.“ So beschreibt 
das Kulturministerium die Aufgabe von 
Beratungslehrkräften.
Interessant ist Aufgabe für Lehrkräfte, die 
gerne etwas machen würden, was über 
ihre bisherige unterrichtliche und schuli-
sche Tätigkeit hinausgeht, die aber keine 
Funktionsstelle übernehmen möchten. 

Viele Beratungslehrkräfte erleben diese 
Arbeit als Bereicherung. Voraussetzung 
ist eine berufsbegleitende Ausbildung, die 
1,5 Jahre dauert. Im Ausbildungsjahr gibt 
es sechs Anrechnungsstunden, im darauf-
folgenden Einarbeitungshalbjahr vier.
Seit vielen Jahren werden alljährlich 
landesweit 100 Lehrkräfte aller Schul-
arten zu Beratungslehrkräften ausge-
bildet. Es gibt immer wesentlich mehr 
Bewerber*innen (über 300) als Plätze, 
so dass eine Auswahl getroffen werden 
muss. Bei den Bewerbungsverfahren sind 
die Hauptpersonalräte in der Beteiligung 
und nehmen auch punktuell bei den 
Auswahlverfahren teil. Die Zulassung 
zur Beratungslehrerausbildung wird auf 
Grundlage von Bewerbungsunterlagen 
und eines Bewerbungsverfahrens getrof-
fen. Wer nach einem Auswahlgespräch 
nicht zum Zug kommt, sollte sich nicht 
entmutigen lassen. Die Kriterien bei der 
Auswahl ändern sich jährlich. 
Weil Schulpsycholog* innen als Ausbilder*-
innen wegen Personalmangel fehlen, 

kann das ZSL die Ausbildungsplätze 
nicht ausweiten. Bisher ist das politisch 
auch nicht gewollt. Die GEW drängt aber 
darauf, dass die Anzahl der Ausbildungs-
plätze erhöht wird. Gerade nach der 
Corona Pandemie und den zusätzlichen 
Herausforderungen mit zugewanderten 
Schüler* innen aus der Ukraine, können 
Beratungslehrkräfte eine große Unter-
stützung sein. Darüber hinaus hat sich 
der Bedarf an Beratungen wesentlich 
ausgeweitet. Das gilt sowohl für kleine 
Grundschulen als auch für große wei-
terführende Schulen jeder Schulart. Das 
wissen und spüren viele Lehrkräfte, wes-
wegen auch die Anzahl der Bewerbun-
gen so hoch ausfällt. 

Ricarda Kaiser und Jörg Götz-Hege

   Mehr Informationen unter: 
km-bw.de/,Lde/startseite/ministerium/ 
Beratungslehrerin. Fragen beantwortet  
die zuständige Regionalstelle des Zentrums 
für Schulqualität und Lehrerbildung (ZSL)
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Aktuell

S T E L L E N - U N D B E S E T Z U N G S S P E R R E FÄ L LT W E G

Verdientes Geld kommt sofort

Seit dem Jahr 2000 ein Ärgernis:  
Neue Schulleiter*innen, Abteilungs leiter* -
innen, Fachoberlehrer* innen oder ande-
re Kolleg* innen, die befördert wurden 
oder eine neuen Aufgabe übernommen 
haben, mussten Monate oder Jahre war-
ten, bis die Besoldung angepasst wurde. 
Grund war eine Stellen- und Besetzungs-
sperre mit Wartezeiten. Die GEW hat seit 
Jahren gefordert, sie abzuschaffen. Zum 
01.01.2023 fällt die Regelung weg.
Mit der Abschaffung nimmt die Landesre-
gierung endlich die Argumente der GEW 
auf: Kolleg*innen, die über neue Aufga-
ben nachdachten, hatten kein Verständ-
nis dafür, dass sie bei einer erfolgreichen 
Bewerbung lange auf das neue Gehalt 
warten mussten. Und das in einer Zeit, in 

der sich nur wenige Bewerber*innen für 
neue Stellen interessieren. Noch unver-
ständlicher: Die neuen Aufgaben mussten 
vom ersten Tag an ohne Gehaltssteigerung 
bearbeitet werden. Das empfanden viele 
Kolleg*innen als ungerecht. Deshalb ist 
es ein richtiger und wichtiger Schritt, dass 
die Stellen- und Besetzungssperre zum 
01.01.2023 für alle Stellen in der Landes-
verwaltung und im Schulbereich wegfällt. 
Wer nach dem 01.01.2023 eine Funkti-
onsstelle übernimmt oder befördert wird, 
bekommt sofort das höhere Gehalt. 
Im Jahr 2000 trat die Verwaltungsvor-
schrift „Stellen- und  Besetzungssperre“ 
in Baden-Württemberg in Kraft. Seit-
her wurde eine freiwerdende Funk-
tions- oder Beförderungsstelle stelle erst 

einmal gesperrt, bevor sie mit neuen 
Kolleg*innen besetzt werden konnte. Bei 
Stellen bis A11 konnte das höhere Gehalt 
erst nach 6, bei Beförderungen nach A12 
und höher erst nach 9 Monaten bezahlt 
werden. Dazu kam eine „persönliche 
Wartezeit bei Beförderungen ab A12 von 
sechs Monaten. Die Sperrfristen wurden 
nur aus einem Grund eingeführt: Die 
Landesregierung wollte Geld sparen. 

Michael Hirn 
Stellvertretender GEW-Landesvorsitzender

L E H R K R Ä F T E F Ü R D E U T SC H A L S F R E M D S P R AC H E

Berechtigte Ansprüche nicht unter den Teppich kehren

Mit einer Aktion machten Lehrkräfte 
für Deutsch als Fremdsprache Anfang 
Oktober am Weltlehrer*innen-Tag in 
Mannheim auf ihre prekären Arbeits-
bedingungen aufmerksam. Fair bezahl-
te Arbeitszeit, Festanstellung, Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall, Urlaub 
und Altersvorsorge sind für normale 
Arbeitsverhältnisse selbstverständlich. 
Für Lehrkräfte, die meist Geflüchtete 
unterrichten, allerdings nicht. Das darf 
nicht länger unter den Teppich gekehrt 
werden.
„Es heißt immer wieder ‚Sprache ist der 
Schlüssel zur Integration‘. Warum sind 
dann fast alle Integrations- und Berufs-
sprachkurse auf Honorarbasis beschäf-
tigt? Die Dozent*innen hangeln sich 
ohne Kündigungsschutz von Vertrag zu 
Vertrag, erhalten keine Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall und haben kei-
nen Anspruch auf bezahlten Erholungs-
urlaub. Ganz gleich, ob für Geflüchtete 
oder EU-Bürger*innen, für nachgezoge-
ne Familienangehörige oder Fachkräfte: 
Sprachvermittlung und -förderung ist 
und bleibt eine Daueraufgabe und benö-
tigt daher auch Dauerstellen mit guten 

Arbeitsbedingungen“, sagte die GEW-Lan-
desvorsitzende Monika Stein anlässlich 
der Aktion zum Weltlehrer*innen-Tag. 
Anlass ist der Weltlehrer*innen-Tag, der 
jährlich am 5. Oktober stattfindet. Mit die-
sem Tag wird an die 1966  verabschiedeten 

„Empfehlungen zum Status von Lehren-
den“ der UNESCO sowie an die hohe 
gesellschaftliche Bedeutung des Lehrbe-
rufs erinnert. 

b&w

Lehrkräfte für Deutsch als Fremdsprache kämpften in Mannheim für bessere Arbeitsbedingungen
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Als ich noch an der Pädagogischen Hoch-
schule war, gab es immer einen Stand der 
GEW. Hinter dem Tisch stand ein typi-
scher Gewerkschaftszausel (wie ich heute 
wohl selber einer bin). Hinter sich hatte 
er den GEW-Banner aufgehängt. Ein 
Reißnagel war schon wieder abgegangen, 
weshalb man nur EW lesen konnte. Vor 
sich auf dem Tisch ausgebreitet hatte er 
jede Menge winzig klein bedruckte Bro-
schüren, die mich wohl interessieren 
sollten. Weil ich damals aber noch nicht 
offen zu meiner Kurzsichtigkeit stehen 
wollte, wusste ich nie so genau, worum 
es ging. Darum nahm ich gern ein paar 
GEW-Bleistifte und Kugelschreiber mit, 
damit der GEW-Zausel nicht traurig war. 
Ich glaube, dass es mehr auch gar nicht 
gab: Kugelschreiber, Bleistifte, Lineale, 
Büroklammern und Radiergummis (die 
aber ziemlich schmierten).

Jetzt habe ich neulich einen schnieken, 
jungen Typen hinter so einem Werbe-
tisch der GEW gesehen. Hinter sich hatte 
er kein popeliges Banner, sondern so ein 
Messebauding. Ein Metallgestell, auf dem 
Kunststoffflächen mit Magnet angebracht 
werden. Das sei ganz easy, meinte er. Die 
Sachen, die er auf seinem Tisch ausge-
breitet hatte, seien auch kein Werbema-
terial, sondern „Give-away“. Und bei den 
Give-away wurde es richtig interessant.

Da lagen kleine quadratische Papp-
schachteln mit der Aufschrift: „Für 
gemeinsame Höhepunkte“. Ich glaubte 
zuerst, es seien Streichhölzer, aber der 
schnieke Typ meinte, es seien  Kondome. 
Nicht mehr Radiergummis, sondern 
Gummis. Daneben lagen Schnuller. Ist 
das, dachte ich, eine Aussage über die 
Qualität der Kondome? Ich traute mich 
aber nicht zu fragen. Neben den Kondo-
men und den Schnullern lagen Papierta-
schentücher mit der Aufschrift „Immer 
da wenn man uns braucht“. Liebe 
Gewerkschaft, dachte ich, da fehlt ein 
Komma. Aber abgesehen davon: Kondo-
me, dann Schnuller, dann Taschentücher 
für die Tränen. Ich verstehe es nicht.

Jens Buchholz

GEW lädt ein

Workshop

Lehrer*in sein im Krisenmodus: 
Wie werden wir uns und unseren 
Schüler*innen gerecht?

19.11.2022, 9:30 – 17:00 Uhr 
GEW-Landesgeschäftsstelle  
in Stuttgart

Klimakrise, Demokratiekrise, Krieg 
in Europa – wir haben schon zuver-
sichtlicher in die Zukunft geblickt als 
gegenwärtig. Was brauchen wir als 
Lehrkräfte angesichts dieser Entwick-
lungen? Und wie können wir Unter-
richt, wie können wir Schule gestalten, 
damit sie für unsere Schüler*innen zu 
einem Raum wird, in dem sie tatsäch-
lich die „future skills“ erlernen, die sie 
brauchen? Welchen Beitrag kann die 
Leitperspektive Bildung für nachhalti-
ge Entwicklung (BNE) leisten? 
Dieser partizipative Workshop richtet 
sich an Lehrer*innen, für die BNE mehr 
als eine Leitperspektive ist.

Mit Dr. Jörg Götz-Hege 
Leiter des GEW-Vorstandsbereich 
Grundsatzfragen

Nora Oehmichen 
Lehrerin und Klimaaktivistin  
bei Teachers for Future

  Weitere Informationen  
und Anmeldung 
www.gew-bw.de/veranstaltungen

Aktuell

Glosse    Gummis statt Radiergummis
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E I N N E U E R ( A LT E R ) MO D E L LV E R S U C H D E S KU LT US M I N I S T E R I U M S 

Lernförderliche Leistungsrückmeldung  
in der Grundschule
Individuelle Rückmeldungen statt Noten. In diesem Schuljahr startet ein neuer Modellversuch an 
37 Grundschulen in Baden-Württemberg. Die GEW begrüßt die Entscheidung.

Als die damalige Kultusministerin Susan-
ne Eisenmann 2017 den Modellversuch 
„Grundschulen ohne Noten“ in der ver-
gangenen Wahlperiode nach nur vier Jah-
ren völlig unvermittelt abbrach, war die 
Frustration bei den damals betroffenen 
zehn Grundschulen immens. Trotz poli-
tischer Unterstützung einzelner Land-
tagsabgeordneter und massiver Proteste 
und zahlreicher Petitionen der betroffe-
nen Schulleitungen und Kollegien muss-
ten die Schulen zur Notengebung zurück-
kehren. Sie hatten in unermüdlicher und 
engagierter Arbeit ihre Konzepte zu einer 
differenzierten Leistungsrückmeldung 
ent wickelt und die Eltern und Schüler-
schaft von deren positiven  Auswirkungen 

 überzeugt. Offizieller Grund für den 
Abbruch war, dass die vom Kultusmi-
nisterium versprochene Evaluation aus 
finanziellen Gründen nicht durchgeführt 
wurde. Doch in der öffentlichen Diskus-
sion spielte vor allem das von anderen 
Verbänden immer wieder angefeuerte 
Dogma „ohne Noten keine Leistung“ eine 
große Rolle. Das mag auch durch den Titel 
des ersten Modellversuchs „Grundschu-
len ohne Noten“ verstärkt worden sein. 
Von daher hat die jetzige Kultusministe-
rin Theresa Schopper (Grüne) dem Kind 
einen neuen Namen gegeben: „Lernför-
derliche Leistungsrückmeldung“. Hier 
steckt das Wort „Leistung“ drin und ver-
deutlicht zumindest Menschen, die dem 
Thema offen gegenüberstehen und die 
Konzepte der Schulen genauer ansehen, 

dass es hier nicht darum geht, die Leistun-
gen in der Grundschule zu senken. Viel-
mehr erhalten Schüler*innen und ihre 
Eltern dadurch eine sehr differenzierte 
und spezifische Rückmeldung.In Lern-
entwicklungsgesprächen über schriftliche 
Arbeiten und mündliche Beiträge verste-
hen Schüler* innen und Eltern besser, was 
sie schon gut können, und was sie noch 
üben und perfektionieren müssen.
Die GEW hat den vergangenen Modell-
v1ersuch eng begleitet. Wir freuen uns, 
dass Schulen sich nun teilweise erneut 
auf den Weg machen können. Es ist gut, 
dass die grüne Kultusministerin die ideo-
logische Entscheidung ihrer CDU-Vor-
gängerin Eisenmann revidiert hat.

Nur auf freiwilliger Basis
An den 37 Modellschulen wird es ab die-
sem Schuljahr in allen Klassenstufen für 
die Leistungen der Kinder keine Ziffern-
noten, sondern individuelle Bewertun-
gen geben. Mit dem Schulversuch will 
Kultusministerin Theresa Schopper eine 
andere Form des Lernens für Schulkin-
der in Baden-Württemberg erreichen. 
Sie sollen nachhaltig lernen und nicht 
nur für das Zeugnis, erklärte Schopper. 
„Der Modellversuch wird evaluiert, und 
am Ende wollen wir vergleichen, wie es 
um die Unterrichtsqualität und die Leis-
tungen der Schülerinnen und Schüler 
bestellt ist, und auch ob der Schulver-
such dazu beitragen kann, die soziale 
Gerechtigkeit zu verbessern“, sagte sie.
Beim Schulversuch wird am Ende der 

jeweiligen Klassenstufe keine Verset-
zungsentscheidung ausgesprochen. Am 
Ende der 4. Klasse wird festgestellt, ob 
das Ziel der Grundschule erreicht wurde. 
Dies ist dann der Fall, wenn die erreichten 
Kompetenzen die erfolgreiche Teilnahme 
am Unterricht einer auf der Grundschule 
aufbauenden Schulart erwarten lassen.
Voraussetzung für die Teilnahme einer 
Grundschule am Schulversuch ist ein 
Antrag der Schule, die Zustimmung der 
Gesamtlehrer- und der Schulkonferenz 
sowie die Beratung des Schulversuchs 
im Elternbeirat. So wird sichergestellt, 
dass der Schulversuch nicht gegen den 
Willen der Eltern stattfindet. Sollten ein-
zelne Eltern nicht wollen, dass ihr Kind 

am Schulversuch teilnimmt, ist aus-
nahmsweise der Wechsel an eine andere 
Grundschule gestattet. Vorausgesetzt, die 
Aufnahmekapazitäten der Schule erlaubt 
das ohne Bildung einer weiteren Klasse. 
Unter diesen Bedingungen ist auch ein 
Wechsel an eine Schule möglich, die an 
dem Schulversuch teilnimmt.
Nach wie vor ist für viele Menschen eine 
Schule ohne Noten nicht vorstellbar. Die 
GEW hofft, dass der Modellversuch und 
die Evaluation durch das Institut für Bil-
dungsanalysen in Baden-Württemberg 
zeigen wird, dass ein solches Konzept 
sich positiv auf die Lernbereitschaft von 
Schüler*innen auswirkt. 

Ricarda Kaiser
Stellvertretende GEW-Landesvorsitzende

„Kultusministerin Theresa Schopper (Grüne) hat dem 
Kind  einen neuen Namen gegeben:  
„Lernförderliche Leistungsrückmeldung“.  
Hier steckt zumindest das Wort ‚Leistung‘ drin.“
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Bis 2035 fehlen 16.000 bis 27.000 Lehrkräfte
Anfang Oktober veröffentlichte die GEW auf einer Pressekonferenz eine neue Lehrkräftebedarfspro-
gnose für die Schulen in Baden-Württemberg. Die Studie des Bildungswissenschaftlers Klaus Klemm 
geht langfristig von einem großen Lehrkräftemangel an den 4.500 Schulen im Land aus. Die Landes-
regierung muss schnell neue Studienplätze und zusätzliche Stellen schaffen.

Klaus Klemm, der auch mehrere bundes-
weite  Lehrkräftebedarfsprognosen erstellt 
hat, geht von mindestens 16.000 fehlen-
den Lehrkräften bis zum Jahr 2035 aus. 
Bis 2035 müssen für den Ersatz ausschei-
dender Pädagog*innen und aufgrund der 
steigenden Schüler* innenzahlen insge-
samt 64.800 Stellen neu besetzt werden. 
Bis dahin werden laut der Studie voraus-
sichtlich aber nur gut 48.000 Lehrkräfte 
ihr Studium und Referendariat been-
den. Wenn Ziele, wie mehr Stunden für 
die Grundschulen, die Verbesserung der 
Inklusion sowie mehr Fördermöglich-
keit für Schulen in herausfordernden 
sozialen Lagen erreicht werden sollen, 
 steige die Lücke zwischen den Stellen und 
Bewerber*innen auf 27.000.
„Diese Landesregierung hat jetzt eine 
Chance. Die Daten für eine verlässliche 
Lehrkräftebedarfsplanung liegen vor. 
Wenn die Regierung Kretschmann jetzt 
handelt und mehr Studienplätze und 
neue Stellen schafft, kann sie ihre Feh-
ler der vergangenen elf Jahre korrigieren 
und einen langfristigen Lehrkräfteman-
gel verhindern. Was nützt uns eine Kam-
pagne „The Länd“ gegen den Fachkräf-
temangel, wenn es nicht gelingt, unsere 
eigenen Bildungseinrichtungen so aus-
zustatten, dass sie die Fachkräfte von 
morgen ausbilden können?“, sagte die 
GEW-Landesvorsitzende Monika Stein. 
Das Kultusministerium (KM) geht von 
einem wesentlich besseren Verhältnis 
zwischen den zu besetzenden Stellen 
und den jungen Lehrer*innen aus. Das 
KM rechnet mit 60.550 Bewerber*innen 
für die bis 2035 freien Stellen in Baden-
Württemberg. Das hält Klemm für unse-
riös. Da die Zahl der Abiturient*innen 
sinke, müsse auch mit weniger Stu-
dierenden gerechnet werden, die mit 
einem Lehramtsstudium beginnen. Bei 

den Bedarfsrechnungen des Landes sind 
auch keine Stellen für neue pädagogische 
Verbesserungen eingeplant. Allein für die 
drängendsten Maßnahmen, wie eine Aus-
stattung der Grundschulen entsprechend 
anderer Bundesländer, der Verbesserung 
der Inklusion und für Fördermöglichkei-
ten an Schulen in herausfordernden Lagen, 
werden weitere 10.400 Lehrkräfte benötigt. 
Das KM hat die Studie kritisiert. Klemm 
berücksichtige geplante Verbesserungen 
wie die geplante Einführung von Ethik 
in der Grundschule und die besonde-
ren Bedingungen in Baden-Württemberg 
nicht. Das kann Klemm aber auch nicht: 
Seit der Bedarfsprognose 2019 hat das KM 
keine aktuellen Zahlen zur Stellenentwick-
lung und zum Lehrkräftebedarf vorgelegt.
„Die vorhandene Studie gibt der Landes-
regierung einige Hausaufgaben. Sicher 
ist, dass wir für notwendige pädagogische 
Reformen wie Inklusion und bessere Aus-
stattung der Grundschulen sofort weite-
re Studienplätze für Grundschulen und 
Sonderpädagogik brauchen“, sagte Stein.

Viele starten ins Lehramtstudium – zu 
wenige kommen im Klassenzimmer an
Die GEW erinnert an einen Konflikt 
zwischen Wissenschaftsministerin The-
resia Bauer und Kultusministerin Susan-
ne Eisenmann über die Frage, wie viele 
Lehramtsstudierende am Ende im Klas-
senzimmer stehen. „Seit Jahren warten 
wir auf die Studie des Wissensschafts- 
und Kultusministeriums, warum und 
wann viele Lehramtsstudierende ihr Stu-
dium oder ihr Referendariat nicht been-
den. Diese Daten brauchen wir dringend, 
um den Ausbildungsbedarf der nächsten 
15 Jahre planen zu können. Wenn 2015 
und 2016 jeweils rund 1.500 Personen ein 
Studium für Grundschullehramt begon-
nen haben, aber vier bis fünf Jahre später 
nur gut 1.000 junge Pädagog*innen im 
Vorbereitungsdienst sind, verlieren wir 
zu viele junge Menschen, die wir drin-
gend in den Klassenzimmern bräuchten. 
Die Aussagen des Kultusministeriums, 
mit 400 zusätzlichen Studienplätzen 
für Grundschulpädagogik hätte man in 
Zukunft den Lehrkräftemangel im Griff, 

GEW-Chefin Monika Stein stellt die Lehrkräftebedarfsprognose vor. Links GEW-Pressesprecher 
Matthias Schneider und rechts Axel Habermehl Journalist der Südwestpresse.
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stimmen dann nicht mehr. Ausbaden 
müssen es die Kinder und deren Eltern, 
wenn der Unterricht ausfällt sowie die 
völlig überlasteten Lehrkräfte“, sagte Stein. 
Grundlage der Studie von Klaus Klemm 
ist eine aktuelle Analyse der Schüler*-
innenzahlen bis zum Jahr 2035. Klemm 
hatte bereits 2017 und 2019 Lehrkräfte-
bedarfsprognosen für die Grundschulen 
und weiterführende Schulen im Südwes-
ten vorgelegt. Auch wenn 2018 und 2019 
je 200 neue Studienplätze für Grund-
schullehrkräfte neu geschaffen wurden, 

konnte die Landesregierung in den ver-
gangenen Schuljahren jeweils mehrere 
hundert Stellen nicht mit ausgebildeten 
Pä da gog* innen besetzen. Für Sonderpä-
dagogik  entstehen 2023 in Freiburg 175 
neue Studienplätze. Die GEW bezwei-
felt, dass es mit dann 600 Studienplätzen 
gelingen kann, den Bedarf für die SBBZ 
und die Inklusion (zusätzliche 6.500 Stel-
len) zu decken.

Teilzeit bei Pädagog*innen  
als Chance begreifen
Die GEW geht davon aus, dass die Teil-
zeitquote bei Lehrkräften weiter steigen 
wird und deshalb mehr Personen für die 
zu besetzenden Lehrkräftestellen aus-
gebildet werden müssen. „Wenn Minis-
terpräsident Winfried Kretschmann 
die Teilzeitarbeit kritisiert, kennt er die 
 Situation auf dem Arbeitsmarkt, gera-
de bei Pädagog*innen, nicht. Lehrkräfte 
arbeiten Teilzeit, weil sie sonst Familie 
und Beruf nicht vereinbaren könnten,  

und viele wählen Teilzeit, weil sie bei 
einem vollen Lehrauftrag nicht mehr 
in der Lage wären, guten Unterricht zu 
gestalten. Immer mehr junge Menschen 
wählen gezielt Berufe, in denen Teilzeit-
arbeit möglich ist. Die Landesregierung 
sollte darüber nicht jammern, sondern 
sich als attraktiver Arbeitgeber präsen-
tieren, um auch in Zukunft genug junge 
Menschen für Schulen zu finden. Ent-
sprechend muss auch dies bei der Anzahl 
der Studienplätze berücksichtigt wer-
den“, sagte Stein. 
Neben der Schaffung von Studienplät-
zen schlägt die GEW Sofortmaßnahmen 

gegen den Lehrkräftemangel vor. Dazu 
zählen eine Erhöhung der Altersermä-
ßigung, damit mehr Lehrkräfte bis zur 
Altersgrenze arbeiten können. Mit Quali-
fizierungsprogrammen soll der Querein-
stieg besser möglich werden. Vor allem 
die Neueinsteiger*innen, die mit geflüch-
teten Kindern und Jugendlichen  arbeiten, 
brauchen sofort ein ausreichendes Ange-
bot an Fortbildungen und Qualifizie-
rungsmaßnahmen z. B. für Deutsch als 
Fremdsprache / Deutsch als  Zweitsprache 
(DaF/DaZ) und Traumapädagogik. Durch 

mehr Studienplätze im Aufbaustudium 
Sonderpädagogik und der Bezahlung für 
Lehrkräfte anderer Lehrämter, die diese 
zusätzliche Qualifikation erwerben, könn-
te der Mangel an den SBBZ und in der 
Inklusion gemildert werden. Die GEW 
hat der Kultusministerin angeboten, auch 
über kreative Maßnahmen gegen den 
Lehrkräftemangel zu sprechen. 
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Dramatisch schlechte Unterrichtsversorgung
Seit 2011 ist Baden-Württemberg bundesweite Schlusslicht in der Unterrichtsversorgung der Grund-
schulen. Gleichzeitig sorgt der derzeitige Organisationserlass für eine extreme  Ungleichheit der Lern-
bedingungen in der Primarstufe. Der Lehrkräftemangel wird zunehmen. Nötig wären bis 2030 min-
destens 5.000 neue Vollzeitstellen für Grundschullehrkräfte.

Die Kultusministerkonferenz veröffent-
licht jährlich detaillierte statistische 
Übersichten über die Zahl der Schulen, 
der Schüler*innen, der Lehrkräfte, über 
die Zahl der erteilten Unterrichtsstunden 
sowie die Klassengrößen. Eine aussage-
kräftige Vergleichsgröße für die Unter-
richtsversorgung in einer Schulart ist die 
Zahl der Schüler*innen je Vollzeitlehr-
kraft (Schüler-Lehrkräfte-Relation). Ver-
einfacht gesagt: Je weniger Schüler* innen 
von einer Lehrkraft unterrichtet werden, 
desto besser ist die Unterrichtsversor-
gung oder je niedriger der Wert, desto 
besser sind die Lernbedingungen.

Im Schuljahr 2020/21 war Baden-Würt-
temberg mit 16,9 Schüler*innen pro 
Lehrkraft erneut bundesweites Schluss-
licht in der Unterrichtsversorgung der 
Grundschulen (Bildungsbericht 2022). 
Die besten Lernbedingungen haben 
im Vergleich der 16 Bundesländer die 
Grundschüler*innen im Saarland und 
in Hamburg mit einer Relation von 
13,3. Bundesweiter Durchschnitt sind 
15,6 Schüler*innen je Lehrkraft. Die rote 
Laterne unter den Bundesländern hält 
Baden-Württemberg im Grundschulbe-
reich durchgehend seit 2011. Betrachtet 
man die Grundschulen und die Primar-
stufe der Gemeinschaftsschulen zusam-
men, hat sich die Unterrichtsversorgung 
der Grundschulen in Baden-Württem-
berg im Ländervergleich seit 2011 nicht 
verbessert.

Auch andere Parameter haben sich in den 
letzten 10 Jahren nicht wesentlich ver-
ändert. Grundschüler*innen in Baden-
Württemberg erhalten immer noch signi-
fikant weniger Unterricht als in anderen 
Bundesländern. Noch immer gilt der 
Grundsatz: Je älter die Schüler*innen, 
desto niedriger die Zahl der Schüler*-
innen, die eine Lehrkraft unterrich-
tet. Während sich im Primarbereich 
16,9 Schüler*innen eine Vollzeitlehrkraft 
teilen müssen, ist in der Sekundarstufe 1 
eine Lehrkraft für 14,1 Schüler* innen 

zuständig. In der Oberstufe der Gymna-
sien unterrichtet eine Lehrkraft durch-
schnittlich 10,3 Schüler* innen. Sie erfah-
ren dadurch intensivere Unterstützung 
beim Lernen. Wer den Grundsatz „Auf 
den Anfang kommt es an“ ernst meint, 
hätte schon lange andere Prioritäten set-
zen müssen.
Die Bildungsforschung ist sich einig, 
dass eine hohe Qualität im frühkindli-
chen Bereich und in den Primarschulen 
Grundlage und Schlüssel für späteren 
Bildungserfolg und damit auch für gute 
schulische Ergebnisse sind. Unbestrit-
ten ist auch die hohe Bedeutung die-
ser Bildungsphasen für die Erhöhung 
der Bildungsgerechtigkeit. Besonders 
betrüblich ist deshalb, dass die aktuel-
len Regeln für die Personalzuweisung 
die größeren, meist städtischen Grund-
schulen stark benachteiligt. Das sind oft 
Schulen in einem herausfordernden sozi-
alen Umfeld. Der Grund dafür ist seit lan-
gem bekannt und lässt sich vereinfacht 
so erklären: Die Zahl der zugewiesenen 
Personalressourcen ist abhängig von der 
Zahl der gebildeten Klassen. Jede nach 
Erlass gebildeten Klasse erhält die vol-
len Ressourcen für den Pflichtunterricht. 
Dadurch geraten vor allem größere, in 
den Kernstädten gelegene Grundschulen 
besonders in Nachteil. Während kleine 
halb, ein- oder zweizügige  Grundschulen, 

Arbeitsplatz Kita

16,9 Schüler*innen  
 pro Lehrkraft 
Schlusslicht BaWü 
in Unterrichtsversorgung

„Nachteil für Grund-
schulen in Städten  
mit vielfältigen sozialen 
 Prob lemen: Dort sind im 
Schnitt zwischen 24 und 
28 Schüler*innen in einer 
Klasse.“
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 überwiegend im ländlichen Raum oder in 
den Stadtteilen, Schülerzahlen ab 13 Kin-
dern je Klasse haben können, beträgt die 
Klassenfrequenz im Bereich der Kern-
städte mit ihren vielfältigen sozialen 
Problemlagen im Schnitt zwischen 24 
und 28 Schüler*innen. Bezogen auf die 
Anzahl der Schüler*innen ergeben sich 
zwischen Grundschulen in Baden-Würt-
temberg Unterschiede von bis zu 100 Pro-
zent bei der Versorgung mit Lehrkräften. 
Diese höchst ungerechte Verteilung geht 
vor allem zu Lasten sozial benachteiligter 

Schüler*innen. Und führt zu einer hohen 
Belastung der Lehrkräfte.
Aktuell und schon seit mehreren Schul-
jahren verschärft der Mangel an aus-
gebildeten Grundschullehrkräften die 
Situation der Grundschulen zusätzlich. 
So hat die Landespolitik den Bedarf 
viel zu lange unterschätzt und die 
Vorausberechnungen der steigenden 
Schüler*innen-Zahlen ignoriert. An vie-
len Grundschulen kann der Pflichtunter-
richt nicht mehr vollständig erteilt wer-
den. Es gibt weder Vertretungsreserven 
noch einen Ergänzungsbereich, mit dem 
besondere Aufgaben und Belastungen 
ausgeglichen werden könnten. Ein Teil 
des Unterrichts wird von  Lehrkräften 

erteilt, die keine vollständige Lehreraus-
bildung haben. Sie arbeiten mit Freude 
und großem Einsatz. Dennoch werden 
ihnen nur selten und frühestens nach 
30 Monaten eine dauerhafte Beschäf-
tigung und eine Weiterqualifizierung 
angeboten.
Gegenüber dem Landtag hat das Kultus-
ministerium die Unterrichtsversorgung im 
vergangenen Schuljahr 2021/22 beschrie-
ben (Drucksache 17/2597). Während die 
Unterrichtsversorgung in den Gymnasien 
105 Prozent plus Krankheitsreserve betrug, 

lag sie in allen anderen Schularten um oder 
unter 100 Prozent. Besonders schlecht ist 
sie an den SBBZ mit 88 Prozent. Diese 
Versorgung verschlechterte sich durch 
Ausfälle über das Schuljahr. Damit kamen 
und kommen die Schulen nicht zurecht. 
2021 gab es zum ersten Mal seit Jahren 
keine offenen Stellen für Grundschullehr-
kräfte mehr (aber regionale Disparitäten). 
Wenn jedoch im selben Schuljahr nicht 
einmal mehr der Pflichtunterricht im vol-
len Umfang erteilt werden konnte, enthält 
der Staatshaushalt viel zu wenige Stellen 
für die Grundschulen. Damit schließt sich 
auch der Kreis zur oben  angesprochenen 
 bundesweit schlechtesten Lehrkräftever-
sorgung in dieser Schulart.

Seit mehreren Jahren steigt die Zahl der 
Schulanfänger*innen stark. Das Statisti-
sche Landesamt prognostiziert allein für 
diese Legislaturperiode einen Zuwachs 
der Schüler*innen an den Grundschu-
len in Baden-Württemberg von 12,5 
Prozent. In dieser Modellrechnung 
sind die Kinder aus der Ukraine noch 
nicht enthalten. Ausgehend von einem 
Zuwachs von 50.000 Schüler*innen in 
den Grundschulen im Zeitraum bis 2030 
ergibt sich ein rechnerischer Mehrbedarf 
von mindestens 3.000 Vollzeitstellen für 
Grundschullehrkräfte. Der Anstieg der 
Schüler*innen-Zahlen vom Schuljahr 
2021/22 zum aktuellen Schuljahr hätte 
nur zur Erhaltung des schlechten Status 
Quo 440 neue GS-Vollzeitstellen erfor-
dert. Zum Schuljahr 2023/24 beträgt 
allein der demografische Mehrbedarf an 
Grundschulen schon weitere 720 Neu-
stellen. Davon sind die Haushaltsplanun-
gen der Landesregierung weit entfernt. 
Die Unterrichtsversorgung wird sich 
deshalb in den kommenden Schuljah-
ren weiter verschlechtern. Um bis 2030 
zum bundesweiten Durchschnitt in der 
Unterrichtsversorgung aufzuschließen, 
wären im Land mindestens 5.000 zusätz-
liche Vollzeitstellen für die Grundschu-
len erforderlich, für einen Spitzenplatz 
im Ländervergleich bis zu 10.000 neue 
Stellen. Die Zahl der Studienplätze für 
das Lehramt an Grundschulen im Land 
ist immer noch viel zu niedrig.
Die Kultusministerin hat jetzt einen 
Modellversuch zur sozialindexbasierten 
Zuweisung von Personalressourcen an 
Grundschulen angekündigt (siehe auch 
Titelthema Seite 14). Das ist grundsätz-
lich zu begrüßen. Ziel dieses Modellver-
suchs müsste vor allem eine bessere Per-
sonalausstattung von Grundschulen mit 
besonderen pädagogischen Aufgaben 
und in herausfordernden Sozialräumen 
sein. Allerdings enthält die derzeitige 
Unterrichtsversorgung im Grundschul-
bereich gar keine Verteilungsspielräume. 
„Auf den Anfang kommt es an“ – unse-
re Grundschulen brauchen mehr Stel-
len, mehr ausgebildete Lehrkräfte, mehr 
Wertschätzung und endlich einen besse-
ren Platz im bundesweiten Vergleich der 
Unterrichtsversorgung. 

Wolfgang Straub
Schulamtsdirektor a. D., Mitglied im 

 Vorstandsbereich Allgemeine Bildung der GEW

„Die Bildungsforschung ist sich einig, dass eine  
hohe Qualität im frühkindlichen Bereich und in den 
 Primarschulen Grundlage und Schlüssel für  späteren 
Bildungs erfolg und damit auch für gute  schulische 
 Ergebnisse sind.“
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Nicht alle Schulen  
gleich behandeln

Bis heute werden Schulen in Baden-Württemberg unabhängig vom Einzugsgebiet der Schüler*innen 
finanziert und mit Personal ausgestattet. Soziale Unterschiede spielen keine Rolle. Das soll sich jetzt 
ändern. Prof. Horst Weishaupt vom Leibniz-Institut erläutert, warum er eine ungleiche Finanzierung 
für mehr Bildungsgerechtigkeit für richtig hält und wie dafür ein Sozialindex erfasst werden könnte.

Wie viel Personal jede Schule bekommt, ist in Baden-Würt-
temberg landesweit einheitlich geregelt. Stellen gibt es nach 
dem Organisationserlass zur Erfüllung des Pflichtunterrichts, 
für Schulversuche, genehmigte Ganztagsschulen, bilingua-
le Züge und für das sonderpädagogische Budget. Zusätzlich 
erhalten Schulen eine Vertretungsreserve von nicht einmal 2 
Prozent aller Stellen und ein ergänzendes Budget der Schulauf-
sichtsbehörden von bis zu 2 Lehrerwochenstunden pro Klasse. 
Aktuell steht aber den allgemeinbildenden Schulen mit Aus-
nahme der Gymnasien aufgrund des Lehrkräftemangels kein 
Ergänzungsbereich zur Verfügung. Auch der Pflichtunterricht 
kann in vielen Schulen nicht mehr vollständig erteilt werden.

Diese Richtlinien lassen der Schulaufsicht nur einen begrenz-
ten Handlungsspielraum, um auf Probleme an einzelnen Schu-
len zu reagieren. Die Zuweisungen zusätzlicher Lehrkräfte für 
den Ganztagsbetrieb und die integrative Förderung von Schü-
lerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf beziehen sich nur auf den Zusatzbedarf, nicht auf einen 
erhöhten Grundbedarf der Schulen (beispielsweise wegen 
kleinerer Inklusionsklassen). Häufig berichten Schulen, dass 

ergänzende Mittel, soweit überhaupt vorhanden, für Vertre-
tungen benötigt werden, weil die Vertretungsreserve nicht 
ausreicht. Für kurzfristige Lücken bei der Unterrichtsversor-
gung ist die Vertretungsreserve eh nicht gedacht. Das Kultus-
ministerium in Baden-Württemberg spricht von „örtlichen 
schulischen Besonderheiten“, für die Schulen gezielt einige 
wenige zusätzlichen Lehrerwochenstunden verlangen können. 
Mehr steht nicht zur Verfügung. Im Grundsatz geht das Minis-
terium von einheitlichen Bedingungen an den Schulen aus, die 
eine Lehrkräfteversorgung nach dem Gleichheitsprinzip legiti-
mieren. Allerdings wäre eine Lehrkräftezuweisung nach Schü-
ler- und nicht nach Klassenzahl notwendig, um es konsequent 
zu verwirklichen.

Gleichheitsprinzip verstärkt Unterschiede
Langsam setzt sich nicht nur in der Wissenschaft, sondern 
auch in der Gesellschaft die Erkenntnis durch, dass das Gleich-
heitsprinzip bei der Schulfinanzierung mitentscheidend für 
die eher noch zunehmenden sozialen Bildungsunterschiede 
ist. Sozial benachteiligte Schülerinnen und Schüler und sol-
che mit Migrationshintergrund und nichtdeutscher Familien-
sprache verteilen sich nicht gleichmäßig über die Schulen und 
Klassen. Sie konzentrieren sich zunehmend in einem Teil der 
Schulen. Neben der individuellen Bildungsbenachteiligung 
bestehen kollektive Benachteiligungen durch das gemeinsame 
Schicksal von Bevölkerungsgruppen in bestimmten Regionen. 
Die Wohnbedingungen zwischen den Stadtteilen und regio-
nal unterschiedliche Bodenpreise führen zu einer sich in den 
letzten Jahren verstärkenden räumlichen Separierung sozialer 

„Im Grundsatz geht das Ministerium von 
einheitlichen Bedingungen an den Schulen 
aus, die eine Lehrkräfteversorgung nach 
dem Gleichheitsprinzip legitimieren.“L
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Gruppen. Eine pädagogisch-psychologische Sichtweise auf Bil-
dungsbenachteiligung – etwa durch die IQB-Bildungstrends – 
hat dazu beigetragen, überwiegend nur die soziale Lage und 
die Leistungen einzelner Schülerinnen und Schüler zu sehen 
und nicht die pädagogische Ausgangslage einer Schulklasse 
und Schule in unterschiedlichen Regionen mit sich teilweise 
überlagernden pädagogischen Herausforderungen. 
Eine institutionelle Sichtweise auf Bildungsbenachteiligung 
wurde in Baden-Württemberg mit den flächendeckenden 
Leistungsuntersuchungen bedeutsam. Die Unterschiede der 
sozialen Zusammensetzung der Schülerinnen und Schüler 
in den untersuchten Klassen verlangten nach einem „fairen“ 
Vergleich. Die Lehrkräfte sollten die Leistungen nicht nur mit 
dem Landesdurchschnitt, sondern „darüber hinaus mit dem 
Leistungsdurchschnitt einer Gruppe von Klassen vergleichen 
(können), die der eigenen Klasse in Bezug auf den sozialen 
Kontext ähnlich sind“ 
Bei den Vergleichsarbeiten (VERA3) wurden drei Kontext-
gruppen unterschieden (Tabelle 1) mit jeweils einem Vier-
tel aller Klassen in den beiden Randgruppen. Die deutlichen 
Unterschiede in der sozialen Zusammensetzung der Klassen 
nach Kontextgruppen zeigten sich besonders hinsichtlich der 
Bezieher*innen von Sozialleistungen und einer nicht-deut-
schen Familiensprache. Seit 2012 werden die Unterschiede 
zwischen den Kontextgruppen nicht mehr in den landeswei-
ten Ergebnisberichten mitgeteilt, obwohl der Anteil der Kin-
der mit niedrigem Haushaltseinkommen im letzten Jahrzehnt 
gestiegen ist (www.bildungsbericht.de, Tab.A4-8web). Der 
Anteil der Schülerinnen und Schüler mit dominanter nicht-
deutscher Sprache in der 3. Jahrgangsstufe hat sich bis 2021 
von 10,6 auf 22,5 Prozent mehr als verdoppelt. Im Rahmen des 
IQB-Bildungstrends 2016 im 4. Schuljahr wurde für Baden-
Württemberg ermittelt, dass 43,3 Prozent der befragten Schü-
lerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund in Klassen 

unterrichtet wurden, in denen mehr als 40 Prozent der Schü-
lerinnen und Schüler einen Migrationshintergrund hatten 
(IQB-Bericht 2016, S. 245).
Die allgemein starke Zunahme der sozialen Unterschiede zwi-
schen den Schulen ist auch für Baden-Württemberg anzuneh-
men. Bei den weiterführenden nichtgymnasialen Schularten 
gilt dies häufig noch verstärkt. Auf sie konzentrieren sich die 

sozialen Herausforderungen. Dabei sind, um 
die soziale Situation von Schulen aus einer 
pädagogischen Perspektive angemessen 
zu beurteilen, zusätzlich die Schülerin-
nen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf oder in Klassen für 
zugewanderte Kinder zu berücksichtigen. 
Durch die häufige Verbindung zwischen 
sozialer Benachteiligung, sonderpädagogi-
schem Förderbedarf sowie sprachlichen und kul-
turellen Herausforderungen durch Migrationshinter-
grund entstehen an den Schulen sehr unterschiedliche und 
komplexe pädagogische Anforderungen. Die Lehrkräfte müs-
sen in Abhängigkeit von der Klassenzusammensetzung unter 
anderem Sprachförderbedarf, sonderpädagogischen Förder-
bedarf bei unterschiedlichem Förderschwerpunkt der Kin-
der, kulturelle Integration von Schülerinnen und Schülern mit 
Migrationshintergrund sowie Maßnahmen zur  Minderung 
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     Kontextgruppe*

1 2 3

2 % 5 % 29 % Anteil der Kinder mit Deutsch als nicht dominanter Sprache

nein nein nein Klasse in sozialem Brennpunkt gelegen**

11 % 26 % 37 % Anteil Schüler*innen aus Familien der Grund- oder Unterschicht

4 % 7 % 15 % Anteil Schüler*innen aus Familien, deren Lebensunterhalt  
überwiegend durch Bezug von Sozialleistungen bestritten wird

5 % 6 % 7 % Anteil Schüler*innen aus Familien, die von Arbeitslosigkeit betroffen sind

Tabelle 1: Soziale Zusammensetzung der Kontextgruppen anhand durchschnittlicher Merkmalsausprägungen 
für Baden-Württemberg (2011)

* Kontextgruppe 1: günstigster Kontext     Kontextgruppe 3: ungünstigster Kontext

** Bei VERA 2011 liegt in Baden-Württemberg trotz stärkerer Belastung auch in der Kontextgruppe 3 die Mehrheit der 
Schulen nicht in einem sozialen Brennpunkt, daher dient dieser Kontext faktor nicht als Unterscheidungs merkmal 
zwischen den drei Kon  textgruppen.

Quelle siehe Online-Version auf: www.gew-bw.de/titelthema-sozialindex

„Es gibt folglich ausreichende Begrün-
dungen für eine bedarfsdifferenzierende 
Personalausstattung der Schule auf der 
Grundlage eines Sozialindexes.“

MEHR 
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der psychosozialen Folgen von Armut berücksichtigen. Damit 
sind teilweise divergierende Anforderungen an die Unter-
richtsgestaltung für die Lehrkräfte verbunden. 
Es gibt folglich ausreichende Begründungen für eine bedarfs-
differenzierende Personalausstattung der Schule auf der 
Grundlage eines Sozialindexes. Schon die Empfehlungen 
eines Expertenberichts zur Bildungssituation in Baden-Würt-
temberg von 2011 forderten: „Mittel sollten nicht nach dem 
„Gießkannen-Prinzip“ eingesetzt, sondern zielgenau verwen-
det werden.“ (Baumert et al., 2011, S. 22)

Wie Daten zur sozialen Lage ermittelt werden können
Die sozialen Ausgangsbedingungen an den Schulen zu erfas-
sen, ist wegen fehlender Daten zur sozialen Lage der Familie 
der Schülerinnen und Schüler in der Schulstatistik schwierig. 
Die zentralen Indikatoren zur Bestimmung des sozialen Sta-
tus sind Angaben zum Beruf, Einkommen und Bildungsniveau 
der Eltern. Diese Merkmale sieht die Statistik aber nicht vor. 
So muss nach anderen Möglichkeiten für einen Sozialindex 
gesucht werden. Das elaborierteste Verfahren zur Ermittlung 
der sozialen Situation einzelner Schulen hat Hamburg seit 2006 
entwickelt. Der dortige Sozialindex wird auf Basis der Schulsta-
tistik und kleinräumig verfügbarer Sozialdaten ermittelt. Die 
Schulen werden nach dem Sozialindex sechs Gruppen zuge-
ordnet. Dadurch bekommen Schulen in sozial benachteiligten 
Lagen bis zu 50 Prozent mehr Personal (Antwort des Senats, 
Drucksache 22/4019 vom 27.4.2021).
Nordrhein-Westfalen verwendete bis 2020 einen Sozialindex, 
nach dem die Schulen in fünf Standorttypen mit jeweils etwa 
einem Fünftel aller Schulen eingeteilt wurden. Diese Stand-
orttypen wurden über den Anteil von Kindern mit Migrati-
onshintergrund in der Schule und dem Anteil von SGB-II-
Empfänger*innen unter 18 Jahren im Schulumfeld bestimmt. 
Ein neu entwickelter Sozialindex ab dem Schuljahr 2021/2022 
unterscheidet neun unterschiedlich große Gruppen von Schu-
len. Neben der SGB-II-Quote berücksichtigt dieser Index eine 
nichtdeutsche Familiensprache, den eigenen Zuzug aus dem 
Ausland und den Anteil der Schüler*innen mit sonderpäda-
gogischem Förderschwerpunkt in den Bereichen Lernen, sozi-
ale Entwicklung und Sprache (Schräpler & Jeworutzki, 2021). 
(Siehe auch Seite 20)
Die Möglichkeit einer einfachen landesweiten Ermittlung von 
sozial belasteten Schulen besteht in Österreich (Radinger u.a. 
2018). Dort wurde von der Bundesanstalt Statistik ein Chan-
cenindex für eine bedarfsdifferenzierte Schulfinanzierung 
berechnet. Er berücksichtigt die nichtdeutsche Familienspra-
che als Merkmal der Schulstatistik und den höchsten Bil-
dungsstand der Eltern nach dem in Österreich existierenden 
Bildungsstandregister. Über die Kombination der Merkmale 
für jede Schülerin und jeden Schüler über ein Personenkenn-
zeichen wurde die individuelle soziale Lage bestimmt. Der 
Mittelwert über alle Schülerinnen und Schüler für jede Schu-
le ergibt deren soziale Position im Vergleich zu allen anderen 
Schulen. 
An diesen Beispielen wird deutlich, dass die Entwicklung eines 
Sozialindexes von den verfügbaren Daten und datenschutz-
rechtlichen Bedingungen abhängig sind. Die bisherigen Erfah-
rungen legen einen Sozialindex nahe, der sich ausschließlich 
auf Merkmale der Schülerinnen und Schüler der jeweiligen 
Schule bezieht. Schul- und Stadtbezirksgrenzen stimmen meist 
nicht überein und durch Gestattungen (genehmigte Schulbe-
zirkswechsel) kann die Schülerschaft einer Schule deutlich von 
den Erwartungswerten nach den Kontextdaten abweichen. 
Um erwartungskonforme Antworten zu vermeiden, sollten 
nur regelmäßig verfügbare Daten der amtlichen Statistik ver-
wendet und keine Daten, die speziell für eine Indexkonstruk-
tion an den Schulen erhoben werden. Der Index sollte mög-
lichst wenige Merkmale berücksichtigen. 
Als Einkommens- oder Armutsindikator bietet sich in Deutsch-
land die SGBII-Quote bzw. der Anteil der Schülerinnen und 
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„Mithilfe des Sozial- 
indexes bekommen 
Schulen in sozial  
benachteiligten  Lagen 
bis zu 50 Prozent  
mehr Personal.“

MEHR 
PERSONAL
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Schüler mit Anspruchsberechtigung nach dem Bildungs- und 
Teilhabegesetz (BuT) an. Einige Länder erfassen dieses Merk-
mal bereits im Rahmen der Schulstatistik. Daneben wird häu-
fig das Merkmal einer nichtdeutschen Familiensprache aus der 
Schulstatistik herangezogen, weil es potentielle kulturelle und 
sprachliche Herausforderungen an den Schulen anzeigt und 
zugleich hoch mit der sozialen Lage der Schülerinnen und 
Schüler zusammenhängt.
Besondere aktuelle Bedeutung erhält ein Sozialindex durch 
das im Koalitionsvertrag der Bundesregierung vereinbarte 
„Startchancen-Programm“ zur besonderen Förderung von 

Schulen mit einem hohen Anteil sozial 
benachteiligter Schülerinnen und Schü-

ler. Das soll über Investitionsmaß-
nahmen und zusätzliche Stellen 
für schulische Sozialarbeit für 

deutschlandweit insgesamt 8.000 
Schulen gelingen. Wenn die Aus-

wahl der Schulen für dieses Pro-
gramm bundesweit einheitlichen 

Kriterien folgen soll, dann bietet die 
Schulstatistik dafür nur den Anteil 

ausländischer Schüler*innen. Das häu-
fig – auch in der Statistik der Kinder-
tagesbetreuung - verwendete Merkmal 
einer nichtdeutschen Familienspra-
che wird nur in Niedersachsen nicht 
erfasst. Ein praktikabler Vorschlag, um 
einkommensschwache Familien bun-

desweit einheitlich zu erfassen, 
wäre eine Ergänzung der sta-
tistischen Erhebungsmerkma-
le bei Schülerinnen und Schü-

lern in Bedarfsgemeinschaften mit SGBII-Bezug. Von ihnen 
müsste zusätzlich die amtliche Nummer der besuchten Schu-
le erhoben werden (dies wäre über die Ergänzung einer Ver-
ordnung möglich und damit ohne Gesetzesänderungen). Aus 
den in allen Ländern vorliegenden Schulverzeichnissen lässt 
sich eine entsprechende Liste erstellen. Das Statistische Bun-
desamt könnte aus der Summe der Leistungsempfänger*innen 
nach Schulen und der Schüler*innenzahl insgesamt und mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit und/oder nichtdeutscher 
Familiensprache – vergleichbar dem Vorgehen in Österreich – 
einen datenschutzrechtlich unbedenklichen Sozialindex für 
alle Schulen in Deutschland erstellen. 
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Was beachtet werden sollte
Mit einem Sozialindex allein ändert sich aber die Schulfinanzie-
rung nicht. Untersuchungen zur Wirkung des Indexes auf die 
Verteilung von Personalstellen zeigten häufig nicht den erwar-
teten Effekt, sondern – trotz gegenteiliger Intentionen – zum 
Teil deutlich ungünstigere Bedingungen an den sozial belas-
teten Schulen als an den sozial begünstigten. Dazu trägt auch 
die klassenbezogene Lehrkräftezuweisung bei, die mehrzügige 
Schulen benachteiligt. Meist ist die Stellenausstattung der Pro-
gramme zu gering und dann ergreifen die Schulverwaltungen 
nicht die Maßnahmen, um eine zielführende Stellenverteilung 
durchzusetzen.
Oft wird übersehen, dass zur Schulausstattung maßgeblich 
die Kommunen beitragen. Zusätzliche Räumlichkeiten für 
einen Mittagstisch und Ganztagsbetreuung, eine erweiterte 
Sachausstattung der Schulen, Schulsozialarbeiter*innen und 
ergänzende Hausaufgabenhilfe müssen von den Kommunen 
bereitgestellt werden. Die Finanzierungsbedingungen der 
kommunalen Haushalte sind aber stark von der ökonomischen 
Leistungskraft und den Lebensbedingungen der Bevölkerung 
einer Kommune abhängig und variieren dadurch erheblich 
(einen echten kommunalen Finanzausgleich gibt es in Baden-
Württemberg nicht). Damit ergibt sich für viele Kommunen 
mit sozialen Problemlagen das Dilemma, mit vergleichswei-
se geringen kommunalen Mitteln ausgestattet zu sein. Reiche 
Gemeinden mit relativ wenigen sozialen Brennpunkten kön-
nen oft umfangreiche Fördermaßnahmen finanzieren, die für 
sozial stark belastete Gemeinden undenkbar sind.

Fazit
Wichtig wäre ein Sozialindex, um die zunehmenden sozialen 
Unterschiede zwischen den Schulen offen zu legen. Er ermög-
licht eine unterschiedliche Finanzausstattung der Schulen über 
eine sozialindexgesteuerte Mittelzuweisung. Diese muss aber 

an zielführende pädagogische Programme gebunden sein und 
mit Erfolgskontrollen kombiniert werden, um sicherzustellen, 
dass die beabsichtigten Wirkungen auch erzielt werden. Maß-
nahmen der Länder müssten mit kommunalen Programmen 
gekoppelt werden, damit die sachlichen und räumlichen Rah-
menbedingungen für pädagogische Verbesserungen gewähr-
leistet werden können. Ein solches umfassendes Handlungs-
konzept mit substantiellen Umverteilungswirkungen existiert 
bisher bestenfalls in den Stadtstaaten. Den Flächenländern 
fehlt meist noch das Problembewusstsein, um den notwendi-
gen Wandel einzuleiten. 
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die für sozial stark  belastete 
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D E R SO Z I A L I N D E X F Ü R SC H U L E N I N N R W

Steuerungsrelevantes Wissen  
über einzelne Schulen

Mit einem Sozialindex sollen die spezifischen Gegebenheiten vor Ort an der Schule berücksichtigt 
werden. Als Steuerungsinstrument soll er eine gezielte Förderung dieser Schulen ermöglichen und 
den sozialen, individuellen und kollektiven Benachteiligungen der Schülerinnen und Schüler einer 

Schule Rechnung tragen. Einen solchen Sozialindex gibt es mittlerweile in Nordrhein-Westfalen. 

2020 wurde in Nordrhein-Westfalen (NRW) ein schulscharfer 
Sozialindex von den Autoren im Auftrag des Ministeriums für 
Schule und Bildung des Landes NRW (MSB) und in Zusam-
menarbeit mit QUA-LiS NRW (Qualitäts- und Unterstützungs-
agentur Landesinstitut für Schule) entwickelt. Dieser wurde 2021 
erstmalig von der Landesregierung zur Ressourcenzuweisung an 
Schulen in NRW eingesetzt (vgl. Schräpler und Jeworutzki 2021).

Konstruktion des Sozialindexes für Schulen in NRW
Ziel des Indexes ist es, den Unterstützungsbedarf von Schulen 
zu identifizieren, der sich aufgrund der sozialen Zusammen-
setzung der Schülerinnen und Schüler einer Schule ergibt. 
Die Erfassung des Unterstützungsbedarfs kann auf Basis ver-
schiedener Verfahren erfolgen. Indizes und Maßzahlen, die 
konzeptionell auf einer Befragung von Schüler*innen und 
Eltern basieren, sind eine Möglichkeit. Dabei ergibt sich 
jedoch häufig ein Problem mit strategischem Antwortver-
halten der Befragten und einer niedrigen Teilnahmequote, 
die oftmals dazu führt, dass gerade die Angaben zu der sozial 
benachteiligten Schülerpopulation fehlen. Zudem sind solche 
Befragungen verhältnismäßig teuer. Eine andere Möglichkeit 
besteht darin, bereits vorhandene Schul- und Regionaldaten 
zu nutzen. Das Verfahren in NRW zur Konstruktion eines 
Sozialindexes nutzt amtliche Schuldaten und einheitliche 
kleinräumige Daten, die flächendeckend sowie kostengünstig 
verfügbar sind. Die soziale Zusammensetzung der Schülerin-
nen und Schüler der Schulen wird über folgende Indikatoren 
abgebildet und zu einem Indexwert zusammengefasst.

• Kinder- und Jugendarmut: 
 Derzeit gibt es in der amtlichen Schulstatistik NRWs und bei 

anderen möglichen Datengebern keine landesweit einheitli-
chen Daten zum Anteil von Schülerinnen und Schülern in 
Armut an einzelnen Schulen. Es hat sich jedoch gezeigt, dass 
durch räumliche statistische Verfahren eine gute Approxi-
mation möglich ist. So steht der Anteil an Schülerinnen und 
Schülern, die nach der Grundschule auf eine Schule, die zum 

Abitur führt, wechseln, in einem engen Zusammenhang mit 
der jeweiligen Sozialstruktur des Stadtteils, in dem die Schu-
le liegt (vgl. z. B. Jeworutzki u. a. 2017). Ferner spiegeln sich 
in den Ergebnissen von Schulleistungsstudien – wie z. B. der 
Vergleichsarbeiten – auch kollektive Benachteiligungen, die 
durch die räumliche Konzentration sozialer Benachteiligun-
gen insbesondere in vielen Stadtteilen der Großstädte ent-
stehen, wider (vgl. Kraus, Weishaupt, und Hosenfeld 2021). 
Der verwendete Sozialraumindikator basiert auf der Dichte 
der SGB II-Quote der Minderjährigen im geschätzten Ein-
zugsgebiet der Grundschulen (Näheres hierzu in Schräpler 
und Jeworutzki 2016 und 2021). Diese wird auf der Grund-
lage von Daten für statistische Blöcke der Bundesagentur für 
Arbeit mit Hilfe eines sogenannten Kern-Dichte-Schätzers 
berechnet. Bei den Schulen der Sekundarstufe wird dieser 
Indikator aus dem Sozialraumindikatoren der Herkunfts-
grundschulen der Schülerinnen und Schülern abgeleitet.

• Schülerinnen und Schüler mit  
überwiegend nichtdeutscher Familiensprache: 

 Der schulische Erfolg von Schülerinnen und Schülern setzt 
umfangreiche sprachliche Kompetenzen voraus. Viele Auf-
gabenstellungen stehen in einem sprachlichen Kontext bzw. 
sind mit einem der Sprache eng zusammenhängenden kul-
turellen Kontext verbunden. Insofern steht auch das Niveau 
der deutschen Sprachkenntnisse in einem engen Zusam-
menhang mit den Schulleistungen von Kindern und Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund und wird indirekt auch 
von der im Elternhaus gesprochenen Sprache beeinflusst. 
Der Anteil an Schülerinnen und Schülern mit nichtdeut-
scher Familiensprache ist daher ein wichtiger Indikator für 
die soziale Zusammensetzung der Schülerschaft an Grund- 
und Sekundarschulen. Diese generellen Zusammenhänge 
mit der Schulleistung schließen nicht aus, dass Bilingualität 
auch eine Ressource darstellen kann, die sich unter günsti-
gen Bedingungen z. B. positiv auf das Erlernen einer weiteren 
Fremdsprache auswirken kann (Kempert u. a. 2016).
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• Schülerinnen und Schüler mit  
eigenem Zuzug aus dem Ausland: 
Die eigene Migrationserfahrung von Schülerinnen und 
Schülern ist zwar eng mit dem Spracherwerb verbunden, 
bedingt jedoch unter Umständen weitere Ursachen indivi-
dueller Benachteiligung. So ist mit ihr oft der Verlust oder 
eine Entwertung von vorhandenem Bildungskapital ver-
bunden. Eine besondere Relevanz hat dieser Indikator im 
Hinblick auf die verstärkte EU-Binnenmigration seit Ende 
der 2000er Jahre und die Zunahme der Fluchtmigration seit 
dem Jahr 2015 sowie dem Kriegsgeschehen in der Ukraine. 
Die Fluchtmigration bedeutet auch für viele Schulen eine 
besondere Herausforderung, da für die meisten Kinder von 
Asylsuchenden und für unbegleitete Kinder und Jugendli-
che, die einen Asylantrag gestellt haben, Schulpflicht besteht.

 Dieser Indikator weist genauso wie eine überwiegend nicht-
deutsche Familiensprache einen engen Zusammenhang mit 
dem sozioökonomischen Status (SES) auf. An einer Schu-
le mit einem hohen Anteil von Schülerinnen und Schülern 
mit nichtdeutscher Familiensprache und/oder eigenem 
Zuzug ist zumeist auch der durchschnittliche SES geringer.  

So erfassen diese Indikatoren statistisch auch weitere, nicht 
spezifizierte Benachteiligungen, die mit der Schulstatistik 
nicht erfasst werden können. Deutlich wird dies u. a. darin, 
dass auf Schulebene ein starker statistischer Zusammenhang 
dieser Variablen mit den Ergebnissen der Schulleistungsstu-
dien vorliegt (siehe hierzu die Auswertungen zu dem Sozia-
lindex für Schulen NRW in Schräpler und Jeworutzki 2021). 

• Schülerinnen und Schüler  
mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt LSE: 
Das gemeinsame Lernen von Schülerinnen und Schülern 
mit und ohne sonderpädagogischer Förderung stellt für die 
betroffenen Schulen eine zusätzliche Herausforderung dar. 
Gerade Schülerinnen und Schüler mit den Förderbedarfen 
Lernen, Sprache und emotionale und soziale Entwicklung 
(LSE) kommen häufig aus ökonomisch prekären und sozi-
al sowie auch gesundheitlich belasteten Familien. Insofern 
wird die Inklusion von Förderschülerinnen und Förder-
schülern zu einem großen Teil von Schulen in schwieriger 
Lage geleistet. Die doppelte Herausforderung bei Schulen 
durch eine Lage in sozial benachteiligten Quartieren und 
umfangreicheren Inklusionsaufgaben wird bei der Sozialin-
dexkonstruktion durch einen Interaktionsindikator abgebil-
det. Der schulspezifische prozentuale Anteil an Schülerin-
nen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
im LSE-Bereich wird mit dem Indikator für den Anteil an 
Schülerinnen und Schülern in Armut an der Schule (SGB II-
Quotendichte der Minderjährigen) multipliziert. Dadurch 
erhalten Schulen, die bei beiden Indikatoren hohe Werte 
aufweisen, ein stärkeres Gewicht.

Berechnung und Evaluierung
Auf Basis der vier Indikatoren werden für die Grundschulen 
und für die weiterführenden Schulen jeweils eine konfirma-
torische Faktorenanalyse durchgeführt und ein Faktormodell 
geschätzt. Da der Indikator SGB II-Quotendichte für Grund-
schulen und weiterführende Schulen unterschiedlich operati-
onalisiert wurde, sind zwei getrennte Modelle für den Primar- 
und Sekundarbereich sinnvoll. Auf Grundlage dieser Modelle 
wird anschließend der Wert des Sozialindexes für die einzel-
nen Schulen ermittelt. Die Werte des Index bilden den Unter-
stützungsbedarf der einzelnen Schulen auf einer Skala 0 bis 
100 ab. Die Schulen werden anschließend entsprechend den 
Sozialindexwerten in 9 „Sozialindexstufen“ eingeteilt.
Der Sozialindex wurde für alle öffentlichen allgemeinen allge-
meinbildenden Schulen (Primar- und Sekundarbereich) berech-
net. Ausgenommen wurden dementsprechend Privatschulen, 
Förderschulen und Schulen für die berufliche Bildung. Als 
Datengrundlage dienten Schuldaten aus den Jahren 2018/2019 
sowie weitere Sozial- und Bevölkerungsdaten. Derzeit wird die-
ser Sozialindex auf Basis neuer Schuldaten aktualisiert.

„Der schulische Erfolg von  Schülerinnen 
und Schülern setzt umfangreiche 
sprachliche Kompetenzen voraus.“
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Im Rahmen der Auswertungen von Vergleichsarbeiten hat 
sich in der Vergangenheit gezeigt, dass die soziale Zusammen-
setzung der Schülerschaft und damit auch die sozialen Heraus-
forderungen einer Schule einen maßgeblichen Einfluss auf die 
Lernstandsergebnisse aufweist. Die Lernstandsergebnisse las-
sen sich somit unter bestimmten Bedingungen auch als Validi-
tätskriterium für den Sozialindex verwenden. Zur Evaluierung 
des Indexes wurde daher die Erklärungskraft der ermittelten 
Sozialindexwerte in Bezug auf die durchschnittlichen Leistun-
gen der Schülerinnen und Schüler bei den Lernstandserhe-
bungen der Schulen in NRW untersucht. 
Dabei zeigt sich, dass
 der Sozialindex ca. 39 Prozent der Unterschiede zwischen 

den Grundschulen bei den Lernstandsergebnisse VERA 3 
(2018) für den Bereich “Lesen” statistisch erklären kann. Die 
Erklärungskraft liegt bei Schulen in Großstädten mit mehr 
als 100.000 Einwohnern sogar bei etwa 45 Prozent. Aufgrund 
der geringeren Unterschiede zwischen Schulen in Kleinstäd-
ten unter 20.000 Einwohner ist hier die Varianzaufklärung 
mit ca. 6 Prozent deutlich geringer. Bei den weiterführenden 
Schulen zeigen sich für die Ergebnisse bei VERA 8 (2019) 
insgesamt sogar etwas höhere Anteile, lediglich bei den 
Gymnasien ist die Erklärungskraft mit 21 Prozent geringer. 
 den Grundschulen bei den Übergängen zum Gymnasium 

statistisch erklären kann. Die Erklärungskraft liegt bei Schu-
len in Großstädten sogar bei etwa 44 Prozent. Auch hier 
zeigt sich bei Kleinstädten mit 3 Prozent eine deutlich gerin-
gere Varianzaufklärung.

Fazit
Der Sozialindex für Schulen stellt steuerungsrelevantes Wis-
sen über einzelne Schulen in NRW bereit, welches vom Land 
Nordrhein-Westfalen für die Ressourcenzuteilung an Schulen 
genutzt werden kann. Die Fragen, die mit dem praktischen 
Einsatz eines Sozialindexes verbunden sind, sind weniger 
Gegenstand wissenschaftlicher Betrachtungen, sondern politi-
scher Natur. Über Art und Umfang einer sozialindexgesteuer-
ten Ressourcenzuweisung entscheiden vor allem die politisch 
Verantwortlichen. 
Bei der praktischen Umsetzung sollte die begrenzte Aussagekraft 
eines solchen statistischen Instruments berücksichtigt werden. 
Auch wenn unsere Analysen zeigen, dass die genutzten Indikato-
ren und der Sozialindex die sozioökonomischen Rahmenbedin-
gungen an den Schulen treffend beschreiben, kann ein einzelner 
Indexwert die spezifischen Bedingungen an einer Schule nicht 
in allen Einzelheiten abbilden. Es ist daher empfehlenswert, die 
bei der unteren und oberen Schulaufsicht vorhandenen Vor-Ort-
Kenntnisse im Einzelfall mit zu berücksichtigen. 
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„Die soziale Zusammensetzung der   
Schülerschaft weist einen maßgeblichen 
Einfluss auf die Lernstandsergebnisse auf.“
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SO Z I A L I N D E X A N G RU N D SC H U L E N

Gut, wenn die  
Voraussetzungen stimmen

Die Landesregierung in Baden-Württemberg setzt im Koalitionsvertrag von 2021 auf  
„eine sozialindexbasierte Ressourcenzuweisung“. Schulen, die größere Herausforderungen 

 haben als andere, sollen mehr Geld bekommen. Andere Bundesländer praktizieren das bereits, in 
 Baden-Württemberg soll das zunächst an den Grundschulen erprobt werden.

Das Ziel einer sozialindexbasierten Ressourcenzuweisung 
(Sozialindex) ist, Schulstandorte mit unterschiedlichen Vor-
aussetzungen unterschiedlich zu behandeln. Damit sollen 
besondere Belastungen von Schulen aufgrund herkunftsbe-
dingter Benachteiligungen abgemildert werden.
Wie viele Lehrkräfte eine Schule in Baden-Württemberg (BW) 
bekommt, hängt von der Anzahl der Klassen ab. Die Klassen-
größe wird nicht berücksichtigt. Genauso wenig spielt die sozi-
ale Zusammensetzung der Schülerschaft eine Rolle. Es wird 
Ungleiches gleich behandelt. Der Sozialindex soll bewirken, 
Ungleiches ungleich zu behandeln. Ein wichtiger Schritt auf 
dem Weg zur Chancengleichheit.

Die Einführung eines Sozialindexes an Grundschulen in Ver-
bindung mit zusätzlichen Personalressourcen wäre ein gro-
ßer Gewinn für die Schulen, die in großen Klassen viele Kin-
der aus benachteiligten sozialen Verhältnissen unterrichten. 
Die Förderung dieser Kinder und der Schulen muss unserer 
Gesellschaft ein zentrales Anliegen sein.
BW betritt mit der Einführung eines Sozialindexes Neuland. Das 
Land kann jedoch auf die Erfahrungen anderer Bundesländer 
zurückgreifen. Hamburg arbeitet seit vielen Jahren mit einem 
Sozialindex, im Übrigen auch an Schulen der Sekundarstufe I. In 
Nordrhein-Westfalen wurde er im letzten Schuljahr eingeführt. 

Die Entwicklung eines Sozialindexes für Grundschulen 
bedarf der Klärung vieler Fragen:

1. Kategorien zur Einteilung von Grundschulen

Der Stadtstaat Hamburg teilt die Schulen in sechs Kategorien 
ein, die die soziale Lage einer Schule beschreiben. Dabei gehen 
die Kategorien von „stark belastete soziale Lage“ bis zu „bevor-
zugte soziale Lage“. Dort spricht man vom KESS-Index. KESS 
steht dabei für „Kompetenzen und Einstellungen von Schü-
lerinnen und Schülern“. Es ist naheliegend, einen Sozialindex 
in einem Flächenland anders zu gestalten, als in einem Stadt-
staat. Die Schullandschaft in Baden-Württemberg ist deutlich 
ausdifferenzierter. Es gibt einerseits Grundschulklassen mit 28 
Kindern in den Städten, andererseits sehr kleine Schulen mit 
nur ein oder zwei Klassen im ländlichen Raum. (Siehe auch 
"Dramatisch schlechte Unterrichtsversorgung" S. 12) 

2. Auswahl und Gewinnung der Indikatoren

Für die Wirksamkeit eines Sozialindexes bedarf es valider 
Indikatoren. Grundsätzlich kann man Daten aus zwei Grup-
pen erheben: Schulbezogene Indikatoren, die die soziale Situ-
ation einer Einzelschule beschreiben und Daten statistischer 
Ämter. Beispiele für schulbezogene Indikatoren sind Anzahl 
der Bücher zu Hause oder Anzahl der Schülerinnen und Schü-
ler mit Migrationshintergrund. Ein Beispiel für Daten sta-
tistischer Ämter wäre die SGBII-Quote im jeweiligen Schu-
leinzugsbereich. (Siehe auch Weishaupt S.15) Es werden in 
der Regel mehrere Indikatoren verwendet. Diese werden 
durch statistisch-mathematische Verfahren (Faktorenanalyse) 
gewichtet. Wichtigste Voraussetzung ist, dass die Daten in glei-
cher Weise im gesamten Bundesland zur Verfügung stehen. 

3. Festlegung der Raumeinheiten

Die Einführung eines Sozialindexes sollte landesweit erfolgen, 
um die Chancengleichheit der Schüler*innen zu verbessern. 
Kleinere Raumeinheiten wie Regierungsbezirke, Kreise oder 
Kommunen würden das erschweren.
 

„Ein Sozialindex an Grundschulen  
wäre ein großer Gewinn für Schulen, 
die in großen Klassen viele Kinder  
aus  benachteiligten sozialen 
 Verhältnissen unterrichten.“
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4. Verwendung der Ressourcen, die benachteiligten 
Schulstandorten zukommen sollen

Wie könnten Schulen von einem Sozialindex profitieren, 
deren Schüler*innen sozial benachteiligt sind? Es gäbe vielfäl-
tige Möglichkeiten, wie zusätzliches Personal zugewiesen wer-
den könnte. So könnte weiteres pädagogisches Personal die 
Lehrkräfte bei der individuellen Förderung besonders schwa-
cher oder besonders starker Schüler*innen unterstützen. Statt 
Klassen zu teilen, könnten zusätzliche individuelle Lernzeiten 
im Team-Teaching eingerichtet werden. Auch die Gewäh-
rung von Poolstunden, um z. B. Sprachförderprogramme auf-
zulegen, wäre eine Möglichkeit. Im ganztägigen Lernen und 
bei der Inklusion sind vielfältige Unterstützungsmaßnahmen 
denkbar. Dabei werden insbesondere Schüler*innen gefördert, 
die vom Elternhaus nicht entsprechend unterstützt werden 
können.

Wo die Entwicklung des  
Sozialindexes in Baden-Württemberg steht 
Über die Pläne der Landesregierung gibt die Antwort des Kul-
tusministeriums auf eine Landtagsanfrage des MdL Dr. Stefan 
Fulst-Blei (SPD) Auskunft (Drucksache 17/2801). Im Schuljahr 
2022/23 soll eine erste Erprobung in den Staatlichen Schuläm-
tern Biberach, Lörrach und Tübingen/Reutlingen erfolgen. 
Diese Schulämter hätten „Erfahrungen mit kriteriengeleiteter 
Ressourcenzuweisung aus dem dort laufenden Modellversuch 
„Lehrkräftezuteilung nach dem Koeffizientenmodell“. Verein-
facht ausgedrückt erfolgt dort die Personalbudgetierung nicht 
nach Anzahl der Klassen, sondern nach den Schülerzahlen. 
Die Erprobung des Sozialindexes, die schrittweise ausgebaut 
werden soll, ist auf vier Jahre angesetzt. Das Institut für Bil-
dungsanalysen Baden-Württemberg (IBBW) ist beauftragt, in 
den nächsten Monaten einen Sozialindex zu entwickeln. Dabei 
sollen die Erfahrungen aus anderen Bundesländern und Kom-
munen genutzt werden. Insoweit sind die Rahmenbedingun-
gen des Modellversuchs noch sehr unkonkret und offen. Vor 
allem sind für diesen Modellversuch keine zusätzliche Perso-
nalressourcen eingeplant.
Die Auswahl der Schulamtsbezirke ist kritisch zu sehen. Es ist 
zu hinterfragen, ob in diesen Schulamtsbezirken die Unter-
schiede der sozialen Milieus zwischen den einzelnen Grund-
schuleinzugsbereichen so gravierend sind, dass eine Erpro-
bung ausreichende Erkenntnisse erbringt. Warum werden 
Großstädte wie Mannheim und Stuttgart, aber auch Heilbronn 
oder Pforzheim nicht in eine Erprobung einbezogen? Diese 
Städte haben teilweise sehr unterschiedliche soziale Milieus in 
ihren Stadtvierteln. Die Kommunen haben auch Erfahrungen 
mit gezielten Ressourcenzuweisungen, z. B. bei der Schulsozi-
alarbeit.

Voraussetzungen fehlen
Für die Einführung des Sozialindexes fehlen die Voraussetzun-
gen. Grundschulen leiden unter einem massiven Personalman-
gel. Mittel für Poolstunden und Sprachförderprogramme sind 
nicht vorhanden. Viele Grundschulen können den Pflichtunter-
richt nicht mehr in vollem Umfang erteilen. Ein Teil des Unter-
richts wird von Personen erteilt, die über keine vollständige 

Lehrer*innenausbildung verfügen. Einen Sozialindex einzufüh-
ren, wird daher ein schwieriges Vorhaben. Ein solcher Ansatz 
wird an den Schulen auch nur dann akzeptiert, wenn zusätzli-
che Ressourcen von der Landesregierung in die Grundschulen 
gegeben werden. In der Lehrkräftebedarfsprognose (siehe Seite 
14) geht Klaus Klemm für die Einführung einer sozialindexba-
sierten Ressourcenzuweisung von einem zusätzlichen Stellenbe-
darf von 1.900 Stellen aus, allerdings für den Grundschulbereich 
und die Sekundarstufe I. Das würde etwa einen Stellenbedarf 
von 800 an den Grundschulen bedeuten.
Eine Umverteilung von Ressourcen ist nicht zielführend und 
lehnt die GEW ab. Offen ist die GEW dagegen für eine regi-
onale Schulentwicklung im Grundschulbereich, die für leis-
tungsfähige wohnortnahe Schulstandorte sorgt. Die Grund-
schulen müssen personell besser ausgestattet werden. Mit der 
Einführung eines Sozialindexes können Grundschulen mit 
besonderen sozialen Aufgaben zusätzliche Personalressourcen 
erhalten, um ihre Schüler*innen bestmöglich zu fordern und 
zu fördern. 

Jürgen Stahl,  
Leiter GEW-Vorstandsbereich Allgemeine Bildung
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Arbeitsplatz Schule

FÖ R D E R P R O G R A M M „S TA R K E B A S I S!“

Gutes Programm,  
das alle Lehrkräfte kennen sollten
Das Kultusministerium hat zusammen mit dem ZSL und Wissenschaftler*innen das Programm 
 „Starke BASIS!“ zur Förderung der Basiskompetenzen in Deutsch und Mathematik der Schülerinnen 
und Schüler der Stufen 1 bis 8 aufgelegt. Die Projekte sind erprobt und alle Lehrkräfte können sie nutzen.

Viele Schülerinnen und Schüler erreichen 
in den Fächern Mathematik und Deutsch 
oft nicht einmal den Mindeststandard. 
Das soll sich mit "Starke Basis" ändern. 
Durch das Zusammenführen und Ergän-
zen bestehender Förderprogramme (z. B. 
Mathe macht stark, Textprofis) wird den 
Schüler*innen geholfen, die notwendigen 
Basiskompetenzen zu erwerben. Fachbe-
raterinnen und Fachberater sowie Aus-
bildnerinnen und Ausbildner des ZSL 

haben hierzu in enger Zusammenarbeit 
mit Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern der sechs Pädagogischen Hoch-
schulen Baden-Württembergs sowie dem 
Mercator-Institut der Universität zu Köln 
innovative Unterstützungsangebote ent-
wickelt.
Schule geht dabei auf die Suche, warum 
ein Kind bestimmte Mindeststandards 
noch nicht erreicht und welche Ursache 
das hat. Besonders schwache Schülerinnen 
und Schüler benötigen hierzu richtig gutes 
Material, um gefördert zu werden. "Starke 
Basis" bietet für Lehrkräfte erprobte Pro-
jekte, die sich als besonders wirksam für 
die Förderung herausgestellt haben. Auf 
diese können Lehrkräfte zurückgreifen.

Umsetzung für die Lehrkräfte 
Das Programm "Starke Basis" besteht 
aus drei Säulen:
Säule 1: Lehrkräfte erhalten Informatio-
nen, Material und Fortbildungsangebote.
Säule 2: Zertifikatkurse für Lehrkräfte, 
die besonders interessiert sind. An jeder 
Schule soll es möglichst eine Lehrkraft 
in Mathematik und Deutsch geben, die 
den Zertifikatskurs absolviert hat. Diese 
Person trägt die Informationen in die 
Fachschaften und ist für den spezifi-
schen Bereich der Förderung zuständig.
Säule 3: Es bilden sich Netzwerke von 
Schulen. 
Die Fort- und Qualifizierungsmaßnah-
men starten im Oktober. Auf der Plattform 
www.starke-basis-bw.de befinden sich seit 
je ein Baustein für alle Jahrgangstufen in 
Deutsch und Mathematik. Im Laufe der 
Zeit werden insgesamt 64 Bausteine vor-
handen sein. "Starke Basis" ist ein offener 
Entwicklungsprozess, welcher kontinuier-
lich durch die Rückmeldung von Lehrkräf-
ten angepasst werden kann.

Programm ist wichtig
Am 1. September erhielten alle Schulen 
Informationen zur digitalen Auftaktver-
anstaltung. Aus dieser Einladung und 
Kurzbeschreibung gingen leider die 
Stärken dieses Programms nicht her-
vor. Bei einem so wichtigen Projekt, das 
Basiskompetenzen wirklich gut fördert 
und für eine Entlastung der Lehrkräfte 
sorgen kann, hätte die GEW es für wich-
tig gehalten, diese Stärken deutlicher 
zu kommunizieren. Auch einen klaren 
Projektablaufplan für die Schulen, wie 
die Umsetzung und Implementierung 
des Programms aussieht, wäre hilfreich 

gewesen. So besteht die Gefahr, dass die 
E-Mail in der Flut der vielen E-Mails zu 
Schuljahresbeginn untergeht, und die 
Wichtigkeit nicht erkannt wird.
In Zeiten, in denen Schulleitung und 
Schulen durch die Pandemie und den 
Ukraine-Konflikt belastet sind, ist es 
wichtig, bei diesem guten Vorhaben 
einen guten Implementierungsfahrplan 
zu haben. "Starke Basis" hilft vor allem 
den Schüler*innen, die durch die Pan-
demie abgehängt wurden. Mit diesem 
Programm erhalten die Lehrkräfte eine 
Möglichkeit, diesen Kindern besser 
gerecht zu werden. 

Ruth Zacher
Mitglied im HPR GHWRGS

„Ein so wichtiges Projekt, 
das  Basiskompetenzen 
wirklich gut fördert und 
für eine Entlastung der 
Lehrkräfte sorgen kann, 
sollte  besser kommuni-
ziert werden.“
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L A N D E S D E L E G I E RT E N V E R SA M M LU N G ( L DV )

Wozu Gewerkschaften da sind
Am 22./23. September trafen sich rund 250 Delegierte der GEW in Sindelfingen, um auf der Landes-
delegiertenversammlung (LDV) unter dem Motto „Zeit für gute Bildung!“ über 130 Anträge zur Bil-
dungs- und Gewerkschaftspolitik der nächsten Jahre in Baden-Württemberg zu beraten. Die LDV war 
die Fortsetzung der Online-Versammlung 2020, bei der viele Leitungspositionen neu gewählt wurden.

Im Glaspalast in Sindelfingen stan-
den zwei Tage lang die Inhalte und 
Positionen der GEW im Mittelpunkt. 
Die GEW-Delegierten aus allen Tei-
len Baden-Württembergs diskutierten 
und entschieden über Konzepte für die 
Digitalisierung in Bildungseinrich-
tungen, für bessere Qualität in Kitas, 
Schulen, Hochschulen und der Weiter-
bildung oder für gute und gelingende 
Ganztagsangebote. Auf der Themen-
liste standen außerdem Vorschläge für 
die nächsten Tarifrunden im TVÖD 
und TVL, Qualifizierungsprogramme 
für Quereinsteiger*innen an Kitas und 
Schulen sowie bessere Anerkennungs-
bedingungen für migrierte Lehrkräfte. 
Auch über Friedens- und Demokratie-
bildung gab es einen engagierten Aus-
tausch (siehe auch Seite 30).

Kultusministerin bei der GEW: Vom Ziel 
Bildungsgerechtigkeit weit entfernt
„Im Ziel sind wir uns einig“, sagte Kul-
tusministerin Theresa Schopper in ihrer 
Rede vor den Delegierten, „der Bil-
dungserfolg darf nicht von Herkunft 
abhängen. Für einen guten Zusammen-
halt in der Gesellschaft müssen wir die-
ses Versprechen einhalten.“ Schopper 
räumte ein, dass das Ziel der Bildungs-
gerechtigkeit noch lange nicht erreicht 
sei. Das habe auch Corona gezeigt. Sie 
will sich dafür einsetzen, dass die fach-
lichen Lücken, aber vor allem die sozial-
emotionalen Schäden der Pandemiezeit 
behoben werden. Sie wirbt dafür, dass 
Schulen über das Programm „Rücken-
wind“ zusätzliches Personal einsetzen 
und Schüler*innen fördern. 
Auch im kommenden Landeshaus-
halt stehe die Bildungsgerechtigkeit 
im Fokus. Daher werde jetzt ein Sozi-
alindex erprobt. „Was dahintersteckt, 

ist mir wichtig. Es gehe nicht darum, 
Schulen in Stuttgart auf dem Killesberg 
etwas wegzunehmen und die Stunden 
in den Hallschlag zu tragen, sondern die 
Ressourcen sozial gerecht zu steuern“, 
erklärte die Kultusministerin. Allzu viel 
Hoffnung für einen großen Wunschzet-
tel will sie nicht aufkommen lassen. Die 
Steuerschätzung mache sie vorsichtig. 
Widerspruch erntete Schopper von der 
Grundschullehrerin Christine Gen-
genbach aus Lörrach: „Ich sehe nicht, 
dass Sie kämpfen. Sie müssen Ihren 
Kabinettskolleg*innen deutlicher sagen, 
was in der Ausstattung der Grundschu-
len schiefläuft.“ „Es tut mir leid, wenn 
ich keinen kämpferischen Eindruck hin-
terlasse“, antwortete die Ministerin, „die 
lautesten Marktplatz-Brüller sind nicht 
immer die erfolgreichsten. Sie haben 
mich voll an ihrer Seite.“ Sie erinnerte 
daran, dass jeder 4. Euro des Landes-
haushalts in Bildung fließe. Sie hofft, dass 
im Landeshaushalt 500 zusätzliche Stel-
len für wachsende Schüler*innenzahlen 
geschaffen werden. Außerdem möchte 
das Kultusministerium 200 Stellen für 

Pädagogische Assistent*innen schaffen. 
Auch die 1.165 Stellen für die Arbeit mit 
geflüchteten Kindern und Jugendlichen 
sollen noch einmal verlängert werden.
Monika Stein begrüßte die Ankündi-
gungen der Ministerin. Sie machte aber 
auch deutlich, dass diese Stellen nicht 
ausreichen um die Probleme an den 
Schulen zu lösen. Die Landesregierung 
müsse mehr tun, um allen Kindern und 
Jugendliche gute Bildungschancen zu 
ermöglichen. 
Was für Schopper nicht geht: Schular-
ten gegeneinander auszuspielen. Das 
betonte sie, weil sich der Philologen-
verband nach den VERA8-Ergebnissen 
sehr abfällig über das Leistungsniveau 
der Gemeinschaftsschulen geäußert 
hatte. „Das geht so nicht. Wir müssen 
uns in allen Schularten um die Hetero-
genität der Schüler*innen kümmern, 
aber nirgendwo sind die Schüler*innen 
so homogen zusammengesetzt wie im 
Gymnasium. Es gibt Hausaufgaben an 
allen Schularten.“ Monika Stein freute 
sich über die klare Haltung der Ministe-
rin und wünschte sich von ihr dazu auch 
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Beilage zu „bildung und wissenschaft“  
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Baden-Württemberg

unterrichtspraxis

I D E E N F Ü R P H YS I K U N D G E SC H I C H T E

Die Fußball-Weltmeisterschaft im Klassenzimmer
Fußball begeistert Menschen. Viele reden nach wie vor träumerisch vom Sommermärchen 2006 und  
nicht wenige können ganz genau sagen, wo sie 2014 waren, als das entscheidende Tor im Finale fiel.  
Diese emotionale Beziehung, die auch bei den meisten Schüler*innen vorhanden ist, ist die ideale  
Voraussetzung für einen intrinsischen Lernantrieb. Zwei Beispiele für den Physik- und Geschichtsunterricht.

Intrinsische Motivation im Fachunterricht dank aktuellem Alltagsbezug: Fußball-WM
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Die FIFA Fußball Weltmeisterschaft 
(WM) 2022 findet vom  20. Novem-
ber bis zum 18. Dezember 2022 statt. 
Sie ist mit 48 Mannschaften  größer 
als jemals zuvor und hat durch 
ihre Vergabe an das Emirat Katar 
bereits weit vor dem Eröffnungs-
spiel für viel Aufruhr gesorgt. Es ist 
also davon auszugehen, dass ein 
Großteil der Schüler*innen wissen, 
dass dieses Turnier stattfinden wird. 
Damit dient die WM ideal als Anlass 
für verschiedenste Fragestellungen  
im Unterricht.
In dieser und der folgenden  Ausgabe 
der unterrichtspraxis haben wir 
Kolleg*innen eingeladen, aus ihrer 
Fachperspektive einen Blick auf das 
Thema „Fußball“ zu werfen. Den 
Auftakt macht ein Beitrag aus dem 
Bereich der Physik sowie einer mit 
dem Fokus auf dem historischen 
Lernen, der jedoch auch fächerüber-
greifend u. a. für den Englisch- und 
Geografieunterricht Anregungen und 
Materialien bereithält.
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So kommt der Fußball  
in das Klassenzimmer
Dass Fußballsport im Physikunterricht 
als anschaulicher Einstieg oder als roter 
Faden für ganze Einheiten verwendet 
wird, ist nichts Neues. Fast alle Schul-
bücher stellen mindestens einmal einen 
Alltagsbezug zum Fußball her. Das ist 
nicht verwunderlich, drängt sich das 
Thema Fußball aufgrund der vielen 
Anknüpfungspunkte doch gerade zu 
auf. Eine kleine Auswahl:
• Impulsübertragung beim Schuss
• Wirkrichtung einer Kraft beim  

Kopfball
• Magnuseffekt bei Bananenflanken 

(kein Pflichtthema im Bildungsplan 
(BP) 2016)

• Kern- und Halbschatten durch  
Stadionbeleuchtung

• Videoanalyse von Bewegungen  
beim Abstoß 

• Beschreibung von  Welleneigenschaften 
mithilfe der La-Ola-Welle

• ... 
Die Liste beinhaltet dabei nicht nur 
direkt dem Spiel zugehörige Ansatz-
punkte, sondern umfasst auch  Beispiele, 
die sozusagen „Begleiterscheinungen“ 
eines Fußballspiels sind. Besonders 
Kindern, die mit dem eigentlichen 
Sport nichts anfangen können, bieten 
sich so Bezugsmöglichkeiten, die auch 
sie abholen und begeistern können.

Problematik des Themas
Wie bei allen Themen aus dem All-
tag muss auch beim Thema Fußball 
didaktisch reduziert werden, sodass es 
dem Bildungsplan entsprechend und 
für Schülerinnen und Schüler begreif-
bar und bearbeitbar wird. Die Gefahr 
dieser didaktischen Bearbeitung ist 
aber, dass Lehrkräfte künstlich erzeug-
te Konstruktionen erschaffen, die mit 

dem eigentlichen Phänomen nichts 
mehr zu tun haben.  Damit würde das 
Thema Fußball seinen Zweck verlieren. 
Andererseits kann man aber natürlich 
gerade bei älteren Kindern genau die-
sen Widerspruch nutzen, um Modell-
bildung zu thematisieren, wie es uns 
vom Bildungsplan für alle Klassenstufen 
vorgegeben wird.
Eine größere Problematik kann sich 
durch das Thema selbst ergeben, ist 
Sport und die Art, wie Sport präsentiert 
wird, nach wie vor ein „männliches“ 
Thema. Die letzten Erfolge der Frau-
enfußballnationalmannschaft scheinen 
im Allgemeinen diese Grenze aufzubre-
chen. Inwieweit dieser Aufbruch es auch 
in den Physiksaal geschafft hat, bleibt 
abzuwarten. Es ist allerdings davon 
auszugehen, dass ein nicht zu vernach-
lässigbarer Gender-Gap in der Begeis-
terung zum Thema Fußball vorhanden 
sein wird.
Lösbar ist das nicht, erst recht nicht in 
zwei Stunden MINT-Unterricht. Ist man 
sich diesem Problem bewusst, kann man 
es zumindest nicht aktiv verstärken. 
Bilder und Texte sollten gleichverteilt 
männliche wie weibliche Spieler*innen 
beinhalten. Auch sollte im Unterrichts-
verlauf immer wieder klargestellt wer-
den, dass hier nicht Fußball geübt oder 
abgeprüft wird, sondern es sich nur 
um eine Möglichkeit handelt, Physik 
im  Alltag erfahrbar zu machen. Auch 
bei den Aufgaben muss darauf geachtet 
werden, dass keine speziellen Fußballre-
geln vorausgesetzt werden, die uninter-
essierte Lernende nicht kennen. Wenn 
man sich dennoch für die Einbindung 
des Themas entscheidet – und es gibt 
gute Gründe, dass man es sollte – kann 
man zumindest in der Jahresplanung 
einen thematisch anderen Schwerpunkt 
voranstellen oder anschließen.

Praxisbeispiel 1: 
Wissenschaftliche  
Arbeitsweise in BNT
Das Fach BNT soll dazu dienen, Schü-
lerinnen und Schüler „für naturwis-
senschaftliche und technische Frage-
stellungen zu begeistern“ (BP 2016, 
Leitgedanken zum Fach BNT). Diese 
Zielsetzung enthält zwei Schwerpunk-
te: Fragestellungen und Begeistern. Die 
Begeisterung kann erfahrungsgemäß 
durch entweder eine große Faszination 
am Thema (z. B. Astronomie und Raum-
fahrt) oder durch einen großen Alltags-
bezug (z. B. technische Erfindungen und 
Sport) erzeugt werden. Die Erarbeitung 
einer „naturwissenschaftlichen [...] Fra-
gestellung“ andererseits ist etwas, das 
die Kinder im Idealfall schon alters-
entsprechend aus dem Sachunterricht 
der Grundschule mitbringen und wor-
auf aufgebaut werden kann. Außerdem 
gibt der BP 2016 – wie in allen MINT-
Fächern – vor, dass sich die Schülerin-
nen und Schüler „Denk- und Arbeits-
weisen der Naturwissenschaften [...]“ 
(ebd.) aneignen sollen. Dies ist insbe-
sondere wichtig, da ab Klasse 7 in Physik 
(und später in den anderen Naturwis-
senschaften) permanent das Verifizie-
ren und Falsifizieren von eigenen natur-
wissenschaftlichen Hypothesen durch 
Experimente verlangt wird. Diese drei 
Ziele versucht das nun folgende Beispiel 
anzugehen.
Die Erarbeitung von naturwissenschaft-
lichen Fragestellungen ist eine Fähigkeit, 
die aus der angeborenen Neugier der 
Kinder begründet ist. Das systematische 
Beantworten einer solchen Frage wird 
im Sachunterricht der  Grundschule 
bereits geübt. Mithilfe der Beobachtung 
eines WM-Spiels sollen die Schülerin-
nen und Schüler diese bereits angeleg-
ten Fähigkeiten auffrischen und diese 

A K T U E L L E R A L LTAG S B E Z U G: 

Fußball als Thema im Physikunterricht
Fußball wird uns in diesem Winter noch gegenwärtiger sein als in den meisten anderen Jahren. Daher soll die 
Chance genutzt werden, mithilfe dieser Sportart schülerorientiert physikalische Prinzipien der Mechanik zu 
erarbeiten. In diesem Artikel werden zwei Ideen vorgestellt, eine für den Biologie, Naturphänomene und Technik 
(BNT)- und eine für den Physikunterricht, wie dies gelingen kann und welche Probleme mit dem Thema „Fußball“ 
einhergehen.



Unterrichtspraxis   |   3

Algorithmen später auf „echte“ natur-
wissenschaftliche Probleme (z. B. wel-
che Materialien schwimmen, woher 
kommt Wind) anwenden. 
Als Einstieg der Einheit dient die Wahl 

zum man of the match. Relativ schnell 
sollte der Klasse klar werden, dass es 
sich bei der Wahl natürlich nicht um 
eine wissenschaftliche Auswahl han-
delt. Der Einstieg eignet sich insoweit 
sehr gut in das Thema Fußball, da es 
auch den weniger interessierten Schü-
lerinnen und Schüler eine Möglichkeit 
gibt, einen individuellen Anknüpfungs-
punkt zum Spiel zu finden. Weniger 
schnell wird es den Kindern vermutlich 
gelingen, eine solide Forschungsfrage 
aufzuschreiben. Einige Beispiele wären:

Der man of the match  
ist ein Spieler, der
• ein guter Angreifer / Abwehrspieler ist
• sich gut gegen andere Spieler durch-

setzen kann
• viele Torchancen vorbereitet
• das ganze Spiel über gute Leistung 

zeigt
Zur Differenzierung des Unterrichts 
kann die Erarbeitung der Forschungsfra-
gen mehr oder weniger angeleitet wer-
den, sodass am Ende eine einheitliche 
Forschungsfrage für die gesamte Klasse 
steht oder individuelle Fragen. Für den 
Fortgang der Stunde spielt es keine Rolle.
Mithilfe des Beobachtungsbogens 
(Material 1), der das zentrale Element 
der Erarbeitung darstellt, soll die For-
schungsfrage oder die verschiedenen 
Forschungsfragen beantwortet werden. 
Außerdem leiten die Schüler*innen 
beobachtbare Variablen aus ihrer For-
schungsfrage ab. Um den Prozess zu 
beschleunigen und die Lernziele in 

einem vernünftigen Rahmen zu halten, 
sollen die Kinder diese Variablen nicht 
selbst erarbeiten. Sie können diese aus 
einer Liste auswählen. Die eigentliche 
Leistung der Schüler*innen besteht also 
darin, die ihrer Meinung nach passen-
den Variablen zu ihrer Forschungsfrage 
auszuwählen. 
Die eigentliche Beobachtung eines 
Fußballspiels wird als Hausaufgabe 
gegeben. Wichtig ist der Hinweis, dass 
das Spiel nicht aufgezeichnet und wie-
derholt angeschaut wird. Der Hinweis 
wird wichtig, wenn es um die Auswer-
tung und Reflexion des Prozesses geht.
Im Rahmen der Auswertung sollen 
die Schüler*innen den Prozess der 
Modellbildung und Falsifizierung von 
Hypothesen reflektieren. Um eine ers-
te  gewisse Erfahrung mit der Erstellung 
von Modellen zu machen, sollen ausge-
wählte Beobachtungsbögen vorgestellt 
werden. Es soll demonstriert werden, 
dass verschiedene Beobachter*innen 
selbst bei gleicher Forschungsfrage 
unterschiedliche Variablen ausgewählt 
haben können. Die Ergebnisse kön-
nen anhand folgendem roten Faden 
von den Schülerinnen und Schülern 
 präsentiert werden.

Schülertext 1: 

Wahrnehmung oder 
Messung am Beispiel des 
man of the match

Direkt nach jedem Spiel können 
Zuschauer*innen zuhause oder im Sta-
dion über das Internet einen man of 
the match (Besten Spieler der Begeg-
nung) wählen. Wie sie dabei entschei-
den, ist komplett ihnen und ihren sub-
jektiven Beobachtungen überlassen. 
Das ist natürlich nicht wissenschaft-
lich, wenn verschiedene Menschen 
ihre Vorlieben entscheiden lassen. So 
könnte zum Beispiel der Spieler mit den 
schönsten Schuhen gewinnen, wenn 
nur genug Personen danach ihren man 
of the match auswählen. Wie könnte 
so eine Wahl aussehen, wenn sie von 
Naturwissenschaftler*innen durchge-
führt wird? Dafür brauchen wir eine 
Forschungsfrage, die sich sowohl mes-
sen als auch bestätigen oder falsifizie-
ren lässt. Setzt euch zusammen und 
überlegt euch, was den besten Spieler 
ausmacht und wie man das „messen“ 
könnte.

Schülertext 2:

Stelle deine Ergebnisse vor

1.  Nenne kurz, welches Spiel  
und welchen Spieler du  
beobachtet hast.

2.  Nenne kurz, welche Forschungs-
frage du ausgewählt hast.

3.  Erkläre kurz, welche Variablen  
du gewählt hast und begründe, 
welchen Zusammenhang du zu 
deiner Forschungsfrage siehst.

4. Nenne deine Messergebnisse.
5.  Beantworte deine 

Forschungsfrage.

W i s s e n s c h a f t l i c h e  a r b e i t s W e i s e  
(nach Karl Popper, Logik der Forschung)

Hypothese verändern / 
verwerfen

Hypothese bestätigenHypothese falsifizieren

Vertrauen in 
Hypothese vergrößertVariablen finden

Hypothese
formulieren

Experiment 
planen und 
durchführen
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Der Klasse soll klar werden, dass die 
Auswahl der Variablen bereits das Expe-
riment beeinflusst. Sie stellen fest, dass es 
scheinbar Variablen gibt, die zwar einen 
Einfluss auf die Forschungsfrage haben, 
aber zu einem anderen Ergebnis führen. 
Dies ist bereits eine sehr tiefe Einsicht 
in den Prozess der Hypothesenbildung 
und soll deshalb auch nur oberflächlich 
besprochen werden. Eine wichtigere – 
da altersgerechtere – Erkenntnis ist der 
Umgang mit Messungenauigkeiten. Bei 
der Präsentation der Ergebnisse wird 
auffallen, dass selbst bei gleicher Vari-
able unterschiedliche Messergebnisse 
(z. B. gespielte Pässe, gefoulte Spieler, 
...) festgestellt wurden. Möglichkeiten, 
wie man damit umgehen kann, werden 
den Schülerinnen und Schülern schnell 
einfallen: Mittelwert, größter/kleinster 
Wert, häufigster Wert, ... Trotzdem soll-
te auch diese Liste reflektiert werden, 
denn Schülerinnen und Schüler neigen 
dazu, die Unantastbarkeit von Mess-
werten zu ignorieren und eher nach-
träglich zu ändern, um sie einer Hypo-
these anzupassen. Auch dieser Prozess 
kann mithilfe einfacher Fragen wieder 
begleitet werden.

Praxisbeispiel 2: 
Reibungskoeffizienten 
experimentell veranschaulichen
Im Rahmen der Klasse 10 ist das The-
ma von „Zusammenwirken beliebig 
gerichteter Kräfte auf einen Körper [...], 
dabei gegebenenfalls ein Kräftegleich-
gewicht oder die resultierende Kraft“ 

zu unterrichten. Als Pflichtbeispiel wird 
die schiefe Ebene genannt. Jedoch legt 
die Formulierung des Bildungsplans 
nahe, dass auch weitere Beispiele unter-
richtet werden sollen.
Häufig greift man dabei auf Reibungs-
kräfte in der Ebene zurück, da man 
damit einen weiteren Punkt behan-
delt, nämlich den Vergleich von rea-
len und idealisierten Bewegungen zu 
vergleichen.
Anstatt als reale Bewegung einen Schlit-
ten oder einen freien Fall mit Luftwi-
derstand zu verwenden (das Beispiel 
wird im IMP-Unterricht aufgegriffen) 
soll die Auswirkung von Reibung auf 
den Fußball angewendet werden. 
Die Unterrichtsstunde dient der Erar-
beitung der Gleitreibung und einer 
 Vertiefung zur Rollreibung und den 
Grenzen der Reibungseffekte.
Als Einstieg in die Stunde dient ein 
Video, das bei Physiklehrkräften bereits 
zu gewissem Ruhm gekommen ist. Dar-
in sieht man einen Fußballspieler, der 
nach einem Tor auf seinen Knien rut-
schend jubelt. Anstatt langsamer zu 
werden, rutscht er kontinuierlich weiter 
über das ganze Spielfeld. 
Video 1: Wie die Realität aussieht, wenn 
man Reibung vernachlässigt (Siehe QR-
Code Infokasten) 
Selbst wenn man das Video ohne wei-
teren Kommentar ablaufen lässt, wird 
den Schülerinnen und Schülern klar, 
was das Thema der Stunde sein wird. 
Und auch hier ist Fußballkenntnis 
nicht nötig, sodass die Motivation ohne 
 Weiteres gelingen kann.
Reibung ist ein alltägliches Phäno-
men. Ein sehr lästiges, wenn es darum 
geht, Mechanik zu unterrichten, da es 
die Aussagen der Grundprinzipien 
überdeckt und für Schülerinnen und 
Schüler kontraintuitiv macht. Reibung 
erhöht gleichzeitig den Grad an mathe-
matischer Komplexität für die Berech-
nung der Bewegungen und ist viel zu 
kompliziert für Klasse 10. 
Der einfache Weg ist die Vernachlässi-
gung von Reibung, mathematisch kein 
Problem. Zur Veranschaulichung muss 
man immer Beispiele konstruieren wie 
zum Beispiel „Stellen wir uns vor, wir 
seien auf der ISS...“. 
Der Einstieg dient außerdem dazu, pro-
zessbezogene Kompetenzen zu üben. 
Die Schülerinnen und Schüler sollen 

selbstständig Größen erarbeiten, von 
denen die Reibung beim Rutschen 
über den Rasen abhängen könnte. Die 
gewünschten Größen Masse und Ober-
fläche werden immer genannt. Zusätz-
lich werden Größen wie Größe der 
Kontaktoberfläche und Geschwindig-
keit genannt. Je nachdem, wie viel Zeit 
zur Verfügung steht, können diese Grö-
ßen in der Erarbeitung mituntersucht 
werden. Ansonsten muss der Hinweis 
der Lehrkraft ausreichen, dass die bei-
den letztgenannten Größen nicht rele-
vant sind.
Die Erarbeitung findet als Experimen-
tierphase statt. Dabei soll qualitativ der 
Zusammenhang zwischen den in der 
vorherigen Phase erarbeiteten Messgrö-
ßen Masse und Oberflächenbeschaffen-
heit und der Reibung erarbeitet werden 
(Material 2).
Da diese Unterrichtsphase im Freien 
stattfindet, wird der Materialaufwand 
auf ein Minimum reduziert. Durch das 
wenige Material ist man gegebenenfalls 
zusätzlich in der Lage, mehrere und 
dadurch kleinere Gruppen zu bilden, 
was die individuelle Beteiligung der 
Kinder erhöht. Im Experiment werden 
die Rutschweiten von Holzscheiben 
(oder anderen rutschfähigen Körpern) 
gemessen. Diese Holzscheiben wer-
den im Anschluss mit verschiedenen 
Zusatzmassen beschwert und sollen auf 
die gleiche Weite rutschen. Die Schüle-
rinnen und Schüler werden feststellen, 
dass sie sich dafür mehr anstrengen 
müssen, da die Reibung bei masserei-
cheren Objekten größer wird.

Schülertext 3:

Reflexionsaufgaben

1. Wie leicht oder schwer fiel dir das 
Beobachten?
2. Was hat das Beobachten schwie-
rig gemacht?
3. Warum sollte man nicht mehr 
als drei Beobachtungsaufgaben 
auswählen?
4. Suche dir jemanden in deiner 
Klasse mit den gleichen Beobach-
tungsaufgaben. Vergleicht eure 
Ergebnisse. Habt ihr dieselben Werte? 

In diesem Winter noch präsenter: Fußball.
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In einem zweiten Schritt soll die Ober-
fläche verändert werden. Dafür sol-
len die Schülerinnen und Schüler mit 
einer Sprühflasche die Rasenfläche erst 
leicht befeuchten und dann sehr nass 
machen und wieder beobachten, wie 
bei gleicher Startgeschwindigkeit sich 
die Rutschweite vergrößert, die Rei-
bung also kleiner wird. Als Bonus (je 
nach räumlicher Begebenheit) soll auch 
noch die Rasenlänge als Einfluss auf die 
Reibung untersucht werden. Der Ablauf 
wird wie oben beschrieben in höherem 
Gras wiederholt. 
Die Ergebnisse werden im Klassen-
zimmer wieder zusammengetragen. In 
der Regel sind die Beobachtungen ein-
heitlich und bedürfen keiner größeren 
Diskussion.
Ausgehend von den Ergebnissen, die 
die Schüler*innen in ihren Experi-
menten erarbeitet haben, ließe sich der 
Schluss ziehen, dass die Reibung linear 
mit zunehmender Rasennässe abneh-
men würde und damit ab einer gewis-
sen Wassermenge gar keine Reibung 
mehr vorhanden ist. 
Das Video zeigt genau das Gegenteil. 
Den Kindern dürfte der Grund relativ 
schnell einleuchten. Ab einer gewissen 
Wassermenge können wir nicht mehr 
von einer festen Oberfläche sprechen, 
sondern der Ball fängt an, auf dem Was-
ser zu schwimmen. Dann wirken andere 
Reibungseffekte, die hier nicht themati-
siert werden sollen. Video 2: Fußball bei 
Regen (Siehe QR-Code Infokasten) 

Schlussbetrachtung
Es heißt immer, dass Sport verbindet. 
In diesem Fall verbindet er das Lernen 
im Physiksaal mit der Alltagserfah-
rung vieler Schülerinnen und  Schüler. 
Er verbindet Freizeit mit Schule. Er 
verbindet Spaß mit gefühlt weniger 
spaßigen Dingen. Fußball schafft eine 
Lernumgebung, von der wir profitieren 
können. Die genannten Nachteile im 
Auge behaltend kann man damit den 
Naturwissenschaften und  insbesondere 
dem Fach Physik Bonuspunkte auf 
der Beliebtheitsskala verpassen. War-
um sollte man als Lehrkraft sich diese 
Chance entgehen lassen?
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Tafelaufschrieb:

Torjubel leicht gemacht – 
Die Gleitreibung

Vermutungen:
1.  Je größer die Masse,  

desto größer die Reibung
2.  Je rauer die Oberfläche,  

desto größer die Reibung

Beobachtungen: 
–  Bei größerer Masse rutscht  

ein Körper nicht so weit wie  
bei kleiner Masse 
   Vermutung 1 ist korrekt

–  Bei glatter Oberfläche rutsche 
ein Körper weiter als bei rauer 
Oberfläche
   Vermutung 2 ist korrekt

Ergebnis: 
Körper, die sich auf einer  Oberfläche 
bewegen, spüren eine Gleitreibungs-
kraft FG, die entgegen ihrer Bewe-
gungsrichtung wirkt und sie somit 
abbremst.  Diese Kraft ist umso 
größer, je größer die Masse m eines 
Körpers und rauer die Oberfläche 
ist. Der Einfluss der Oberfläche wird 
durch den Gleitreibungskoeffizient 
μG beschrieben. Je kleiner μG ist, desto 
„rutschiger“ ist eine Oberfläche. 
Es gilt bei waagrechten Oberflächen: 
FG = m · g · μ G

unterrichtspraxis  
online

Für beide Praxisbeispiele 
stehen die jeweiligen 
Unterrichtsabläufe sowie 
die entsprechenden  
Arbeitsblätter online 
auf der Webseite der 
unterrichtspraxis zum 
Download zur Verfügung.

Video 1 Video 2

Felix Streich
Lehrkraft für Physik und  
Geschichte an einem  
Stuttgarter Gymnasium 
und selbst kein großer  
Fan von Fußball
Kontakt: up@gew-bw.de
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Ein Beispiel für Reibung: Oliver Kahn und Jens Nowotny bei der WM Quali der Herren, 2000.
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Interdisziplinäres  
europäisches Netzwerk
Fußball als Türöffner zu Themen wie 
Migration und Diversität: Da Fuß-
ball gerade bei jungen Menschen viel 
Aufmerksamkeit und großes Interesse 
erfährt, bietet sich die Chance, niedrig-
schwellige Angebote für Jugendliche zu 
entwickeln.
Auf europäischer Ebene hat dies das Pro-
jekt „Football Makes History“ (FMH) 
zum Ziel. Unter dem Namen „Foot-
ball Makes History“ – Fußball schreibt 
Geschichte – werden innovative Kon-
zepte mit fußballhistorischem Bezug zur 
Förderung und Weiterbildung sozialer 
Kompetenzen junger Menschen erarbei-
tet. An der Seite von vier angesehenen 
Institutionen – FARE (Football against 
Racism in Europe), dem Rumänischen 
Fußballverband (FRF), dem Anne Frank 
House in Amsterdam und der nieder-
ländischen Agentur Evenzo – ist das 
Eintracht Frankfurt Museum ein weite-
rer Partner des Projekts; geleitet wird es 
von Euroclio – dem europäischen Ver-
band der Geschichtslehrerverbände mit 
dem Sitz in Den Haag.
Neben dem leitenden  Projektteam unter-
stützen über 40  weitere Pädagog* innen, 
Lehrer*innen, Sozialarbeiter* innen sowie 
– ganz nah am  Fußball – Jugendtrainer*-
innen aus ganz Europa das Projekt 
ehrenamtlich als Entwickler*innen. Sie 
erarbeiten Workshops, Trainings- und 
 Bildungsmaterialien zu verschiedenen 
Themen wie Gender, Diversität oder 
Migration. So wird jungen Menschen 
die europäische Geschichte und das 
europäische Erbe aus der Perspektive 
des Fußballs nähergebracht – Fußball 
wird so zu einem Türöffner, um mit 
Jugendlichen über relevante gesell-
schaftliche Themen ins Gespräch zu 
kommen. Bei der Entwicklung der 
innovativen Lehrmaterialien fließen 
Erfahrungen aus England, Spanien, 

Norwegen, Italien, den Niederlanden 
sowie aus Island und Kroatien ein. 
Wichtig war und ist allen FMH-Pro-
jektbeteiligten die praktische Umsetz-
barkeit der Workshops gut zu ermög-
lichen. So stand schnell fest, dass nach 
Vorliegen erster Konzepte bereits 
Workshops mit Schulklassen durchge-
führt werden, um Materialien zu tes-
ten, mögliche Verständnisfragen zu 
klären und Arbeitsunterlagen überar-
beiten zu können. Nach Abschluss der 
Projektlaufzeit liegen nun eine Viel-
zahl von Aktivitäten und Workshops 
vor. Sie sind frei verfügbar und stehen 
zur Nutzung bereit. Zu finden sind die-
se auf historiana.eu – einer Plattform 
für Geschichtslehrkräfte in Europa. 
Die Workshops sind strukturiert auf-
bereitet und beinhalten neben einem 
Lehrplan und Arbeitsanleitungen auch 
Arbeitsblätter und Informationen für 
Lehrkräfte und Schüler*innen. Ausge-
wiesen werden das Lernziel,  ungefähre 
Arbeitsdauer sowie Angaben zur emp-
fohlenen Altersstufe. Die Workshops 
wurden in der Projektsprache Englisch 
verfasst; einige wurden ins Deutsche 
übersetzt und auf historiana.eu hinter-
legt. Da die Quellen auch alle in eng-
lischer Sprache vorliegen, eignen sich 

die Workshops – über den Einsatz im 
Geschichtsunterricht hinaus – je nach 
Schwerpunkt natürlich auch für den 
Einsatz im Bilingualen Unterricht, 
im Englischunterricht, aber auch im 
Geografie-, Ethik- oder Politik- und 
Sozialkundeunterricht. 

Unterrichtsidee 1:  
Die Veränderung der  
Grenzen in Europa
Ein Beispiel der wunderbaren Mög-
lichkeiten von „Football Makes His-
tory“ ist die Lerneinheit „Changing 
borders in Europe through the lens of 
football“ von Stefan Svarvasson, einem 
Geschichtslehrer aus Island. 
Ziel der Unterrichtseinheit ist, dass 
Schüler*innen erkennen, wie unstet die 
Grenzen in Europa in den letzten 150 
Jahren gewesen sind. Die Einheit regt 
auch zur Diskussion über den Aufstieg 
des Nationalismus und die Idee des 
Nationalstaates im 19. und 20. Jahrhun-
dert an sowie darüber, wie schwierig es 
ist, Nationalität und Ethnizität zu defi-
nieren. Ausgangspunkt ist die Europa-
meisterschaft 2016 in Frankreich, an 
der Nationalmannschaften aus 24 Län-
dern teilgenommen haben.

FO OT B A L L M A K E S H I S TO RY: 

Geschichtsunterricht trifft Fußball
Das europäische Projekt „Football Makes History“ betrachtet europäische Geschichte und das europäische Erbe 
durch die Brille des Fußballs. Die gesammelten Quellen und die hieraus konzipierten Bildungsmaterialien nutzen 
Fußball zur Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung. Einer der Projektpartner ist das Eintracht Frankfurt Museum.

Die Unterrichtsideen sind im Museum und in der Schule nutzbar.
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Einstiegsfrage: 
Wie sähe die Europameisterschaft  heute 
aus, wenn die Grenzen Europas (zu 
 verschiedenen Zeiten in der  Geschichte) 
unverändert geblieben wären?
Den Schüler*innen werden  (politische) 
Europa-Karten der Jahre 1871, 1922 
und während des Kalten Krieges 
ausgehändigt. 
Sowohl eine Auflistung der an der Euro-
pameisterschaft 2016 teilnehmenden 
Mannschaften, als auch Links zu den 
entsprechenden Landkarten hält die 
Projekt-Webseite bereit.

Unterrichtsidee 2:  
Mit Fußball Migration erklären

Einer der eher komplexeren Work-
shops ist „Die Geschichte der Migrati-
on anhand des Fußballs verstehen“, der 
konzipiert wurde von Igor Jovanovic, 
Geschichtslehrer in Pula, Kroatien. Er 
wurde entwickelt für die  Sekundarstufe 
II und thematisiert Migration in den 
verschiedenen Zeitepochen (z. B. 1945 
bis 1990; 1990 bis heute) an Beispie-
len (berühmter) Fußballspieler. Durch 
die klare Gliederung ist der Workshop 
nicht nur als Gesamtlerneinheit ein-
zusetzen, sondern kann auch in Tei-
len nach bestimmten Zeitabschnitten 
durchgeführt werden. Weiterhin ist es 
möglich, durch Verknüpfung zu ehe-
maligen Fußballern der lokalen Verei-
ne eine erhöhte Aufmerksamkeit der 
Schüler*innen zu erzielen. Ein Beispiel 
für Frankfurt wäre Istvan Sztani, der 
mit Eintracht Frankfurt 1959 die deut-
sche Meisterschaft gewann und aus 
Ungarn nach Deutschland migrierte 
oder Norbert Nachtweih, der die U21 
Europameisterschaft 1976 nutzte, um 
aus der DDR in die Bundesrepublik zu 
fliehen. 
Eine größtmögliche Flexibilität hin-
sichtlich Anbindung (an die lokale Fuß-
ballhistorie) und Übertragbarkeit der 
Lehrmaterialien ist ein wichtiges Merk-
mal aller Workshops des FMH-Projekts.

Unterrichtsidee 3:  
Identitätsbildung durch Fußball
Im Eintracht Frankfurt Museum 
erprobten zwei Klassen der Jahrgangs-
stufe 5 den Workshop „Identität durch 
ein Fußballwappen“ – eine Einheit zur 
Identitätsbildung. Der Verfasser ist der 
norwegische Geschichtslehrer Geir 
Ove Halverson. Wie der Titel erahnen 
lässt, dreht sich bei diesem Workshop 
alles um Fußball-Vereinswappen. Die 
Wappen, aus denen sich die Herkunft 
sowie soziale oder religiöse Hintergrün-
de des Vereins oftmals herleiten lassen, 
als geschichtsträchtige Signaturen zu 
erkennen und zu nutzen, ist ein Ziel 
dieses Workshop-Konzepts. Ursprüng-
lich ausgerichtet auf Schüler*innen ab 
Jahrgang 8, wurde das Angebot auf die 
teilnehmenden Klassen altersentspre-
chend angepasst. Auch in einer Klas-
se des Jahrgangs 5 konnte ein großes 
Fußballwissen dergestalt festgestellt 
werden, dass nicht nur Clubs der Bun-
desliga, sondern auch viele europäische 

Vereine bekannt sind. Es wurden Wap-
pen einiger bekannterer Fußballvereine 
(FC Barcelona, AEK Athen, Hibernian 
Edinburgh, Eintracht Frankfurt) unter-
sucht und in Gruppenarbeit verschie-
dene Fragestellungen erhoben: „Welche 
Farben und Symbole sind zu sehen?“, 
„Warum sind sie im Wappen?“ und 
„Was bedeuten sie?“. Die Schüler*innen 
recherchierten mit Tablets über die 
Hintergründe der Vereine. So lernten 
die Fünftklässler*innen zum Beispiel, 
dass hinter der Abkürzung AEK Athen 
eigentlich Athlitiki Enosis Konstanti-
noupoleos steckt, ein Verein, der von 
Sportlern gegründet wurde, die aus 
Konstantinopel, dem heutigen Istanbul, 
nach Athen vertrieben wurden. 
Die Motivation der Kinder begeistert 
auch den begleitenden Lehrer Philipp 
Künz: „Geschichte so vor Ort zu ent-
decken und zu erleben macht es für die 
Kinder sehr viel greifbarer und ist ein 
großer Mehrwert. Da sieht man, wie 
Fußball verbindet – selbst wenn sich 
einige vorher gar nicht für den Sport 
interessiert oder einen anderen Verein 
angefeuert haben“. Bei höheren Jahr-
gangsstufen können die Fragestellungen 
dem jeweiligen Lehrplan entsprechend 
angepasst und erweitert werden. Auch 
die Auswahl der Wappen ist variabel. 
Zur Vorbereitung bietet sich an, bei 
den teilnehmenden Schüler*innen ihre 
Vereine zu erfragen, in denen sie selbst 
Sport treiben bzw. Mitglied sind, um so 
einen persönlichen Bezug herzustellen.

Außerschulischer Lernort
Die vorgenannten Workshops stehen 
beispielhaft für das vielfältige Ange-
bot der im Rahmen des FMH-Projekts 
erarbeiteten Lehrmaterialien und Akti-
vitäten. Wie zu Beginn genannt, sind 
neben Unterrichtsmaterialien auch 
Aktivitäten für die Fußballjugendarbeit 
entstanden. Zum Einbau im Fußball-
Training oder Freizeitbereich findet 
man im hierzu zusammengestellten 
Toolkit über 30 Angebote – vom Warm 
Up bis zur Teambuilding-Einheit. Das 
Toolkit ist online abrufbar auf der 
Website des Projekts. „Football Makes 
history“ ist ein lebendiges und stetig 
wachsendes Projekt.

Die Arbeitsaufträge lauten: 

1.  Welche Staaten hätten 2016 nicht 
teilnehmen können, weil sie nicht 
existierten? 

2.  Welche Staaten, die 2016 teil-
genommen haben, hätten auch 
teilnehmen können, wenn die 
Karte von 1871 noch gültig wäre? 

3.  Welche 24 Nationen hätten es 
laut Karte von 1871 zur Europa-
meisterschaft geschafft? 

Selbstverständlich kann dieser 
Workshop durch Adaption – bspw. 
Ersetzen der Europameisterschaft 
2016 durch eine spätere, bspw. der 
Europameisterschaft 2022 oder eine 
Ergänzung von Europakarten zu 
anderen Epochenjahren – ein jeweils 
anderer Fokus gesetzt werden.

unterrichtspraxis  
online

Dies ist nur ein kleiner  
Auszug des Workshops, 
weitere Diskussions-
ansätze sowie alle 
 Materialien zu diesem 
Workshop sind hier 
hinterlegt: 

unterrichtspraxis  
online

Sämtliche Materialien  
zur Unterrichtsidee  
finden sich als Word  
Datei, die Adaptionen  
für die eigene Lerngruppe 
ermöglichen, hier:
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Frauke König
Leitung Museumspädago-
gik im Eintracht Frankfurt 
Museum seit 2007
Kontakt:  
f.koenig@eintrachtfrankfurt.de

Neben den Arbeitsmaterialien und Vor-
lagen befinden sich auf der gleichnami-
gen Website eine Vielzahl weiterer Anre-
gungen für den Geschichtsunterricht. 
Unter der Rubrik „Life Stories“ sind über 
50 individuelle Lebensgeschichten von 
Menschen im Fußballkontext (Spieler*-
innen, Trainer* innen, Schiedsrichter*-
innen, Funktionäre) gesammelt, die mit 
der sozialen, kulturellen, wirtschaftli-
chen und politischen Geschichte ver-
flochten sind. Diese Geschichten sind 
klein und lokal oder von globaler Bedeu-
tung. Die Sammlung ist nicht endgültig 
und wird ständig erweitert. Genau wie 
das Gesamtprojekt nicht abgeschlossen 
sein kann. Es lebt von den unterschied-
lichen Erfahrungen und Ideen der Teil-
nehmenden und deren Einbringen. 
Für das Eintracht Frankfurt Museum 
und die Bedeutung als außerschulischer 
Lernort ist das Projekt Football Makes 
History ein wichtiger Schritt in der wei-
teren Entwicklung. Mit den vielfältigen 
Anregungen aus dem Projekt kann so 
die Palette der museumspädagogischen 

Angebote um innovative Vorhaben 
angereichert werden. Das Potenzial des 
Museums und der Museen allgemein 
als Ergänzung und Unterstützung der 
Bildungssysteme zeigt sich exempla-
risch in der  Umsetzung bildungspoliti-
scher Projekte wie FMH. 

Weitere Informationen zum Projekt 
unter www.footballmakeshistory.eu
Lehrmaterialien und Workshops sind 
veröffentlich auf www.historiana.eu
(Stichwort: Football; in verschiedenen 
Sprachen)

Außerschulischer Lernort: Das Eintracht Frankfurt Museum
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Das Eintracht Frankfurt Museum

Das Eintracht Museum feiert in 
diesem Jahr sein fünfzehnjähri-
ges Bestehen und hat in dieser Zeit 
eine beeindruckende Entwicklung 
erfahren. So zog das Museum in den 
Anfangszeiten vorwiegend Fußball-
Anhänger*innen in die Ausstellung, 
die Fußballschuhe, Trikots und Ver-
einstrophäen bestaunten und große 
Erfolge und bittere Niederlagen ihrer 
Lieblingsmannschaft mit Gleich-
gesinnten nochmals durchlebten. 
Doch von Anbeginn war ein Schwer-
punkt der pädagogischen Arbeit des 
Museums die Auseinandersetzung 
mit der Vereinsgeschichte insbeson-
dere mit der Zeit des Nationalsozia-
lismus. So zeigt die Ausstellung u. a. 
Pokale, Medaillen und Erinnerungs-
stücke Eintracht Frankfurts und bietet 
einen umfassenden Blick in die lange 
Vereinshistorie, die nicht nur 
eng mit Frankfurter Stadtgeschichte, 
sondern weit darüber hinaus mit der 
 Geschichte Deutschlands verwoben 
ist. Im Laufe der Jahre veränderte sich 
das Publikum und das Interesse am 
Museum stieg bei sportinteressierten 
Individualbesucher* innen genau-
so wie bei Schulklassen. Dement-
sprechend wird das pädagogische 
Angebot kontinuierlich erweitert und 
umfasst Angebote für Schüler* innen 
aller Jahrgangsstufen, von Grund-
schule bis Sekundarstufe II.

Weitere Infos unter 
www.museum.eintracht.de 
Eintracht Frankfurt Museum,  
Mörfelder Landstr. 362,  
60528 Frankfurt
museum@eintrachtfrankfurt.de
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klare Aussagen in der Öffentlichkeit. Für 
die GEW gelte sowieso, dass sich Schul-
arten nicht gegeneinander ausspielen 
lassen. „Das ist Teil unserer solidari-
schen Grundhaltung.“
Die Ministerin äußerte sich insgesamt 
wertschätzend. Sie bedankte sich unter 
anderem für das Engagement der Lehr-
kräfte und Erzieher*innen, wenn es um 
die Aufnahme der geflüchteten Kinder 
und Jugendlichen nicht nur aus der Ukra-
ine geht. Die Gruppengrößen in Kitas 
sollen nicht „per se verlängert“ werden. 
„Mir ist bewusst, dass Erzieher*innen 
sonst zwei Häuser weiterziehen“, spiel-
te sie auf den guten Arbeitsmarkt der 
Erzieher*innen an. Schopper benannte 

viele Problemfelder: Mangelnde digita-
le Ausstattung,  fehlendes Personal oder 
fehlende Qualifizierung von Quer- und 
Seiteneinsteiger*innen. Sie benennt 
allerdings wenig konkrete Veränderun-
gen. Neben dem Modellversuch zur sozi-
alindexbasierten Ressourcenzuweisung 
nannte sie den Modellversuch zu mul-
tiprofessionellen Teams in den Grund-
schulen und den Modellversuch zu alter-
nativen Formen der Leistungsbewertung 

in den Grundschulen. Ernsthafte Verbes-
serungen sind für die GEW damit aber 
nicht in Sicht.
Die GEW-Chefin skizzierte in ihrer Ant-
wort auf Schoppers Rede noch einmal, 
was auch die ganze LDV umtreibt: Die 
Grundschulen brauchen bessere Unter-
stützung, die Fachlehrkräfte bessere 
Aufstiegschancen, Lehrkräfte im VABO 
sollten dauerhaft eingestellt werden 
und Teilzeitkräfte können nicht beliebig 

27

Aus der Arbeit der GEW

Präsidium leitet die Veranstaltung Monika Stein

Delegierten bei der Abstimmung

Maike Finnern

Theresa Schopper

Kai Burmeister
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Aus der Arbeit der GEW

aufstocken. Auch die weiterführenden 
Schulen brauchen bessere Bedingungen 
für ihre Arbeit. „Die Kraftreserven der 
Kolleg*innen in den Bildungseinrich-
tungen sind erschöpft. Wir wären eine 
schlechte Gewerkschaft, wenn wir nicht 
laut sagen würden: Die Arbeitsbedin-
gungen müssen sich verbessern!“
GEW unterstützte auf der LDV die Akti-
onen der Klimaschutzbewegung „Fridays 
für future“. „Das Verhalten von Pädagog*-
innen ist sehr bedeutsam für die Stim-
mung in den Schulen. Wir rufen die 

Beschäftigten in den Schulen und allen 
Bildungseinrichtungen dazu auf, sich 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu 
beteiligen. Wir sind dankbar, dass sich 
Jugendliche und junge Erwachsene für 
die Zukunft unseres Landes engagieren“, 
sagte Stein. 
Auch die Bundesvorsitzende der GEW, 
Maike Finnern, sprach zu den Delegier-
ten. Sie beschrieb die bundesweite gute 
Wirkung, die der baden-württembergi-
sche Protest gegen die Sommerferienar-
beitslosigkeit befristeter Lehrkräfte hatte. 

„Ein Ende dieser Praxis wird sich überall 
durchsetzen. So ein Verhalten kann man 
nicht durchhalten“, prognostizierte sie. 
Finnern erwartet auch, dass die unsäg-
liche Befristung vieler 100.000 Beschäf-
tigter in Hochschulen beendet wird. Sie 
betonte: „Das können wir so nicht län-
ger hinnehmen.“ Baden-Württemberg 
müsse auch nachziehen, und allen Lehr-
kräften A13/E13 zu bezahlen. Nach-
dem Bayern und Nordrhein-Westfalen 
in A13/E13 für alle wissenschaftlichen 
Lehrkräfte eingestiegen seien, werde sich 

Die letzte LDV vor zwei Jahren konnte 
coronabedingt nur Online stattfinden. 
Daher mussten Verabschiedungen ver-
dienter Mitglieder des Landesvorstands 
auf die LDV 2022 verschoben werden. 
Im Namen der GEW bedankten sich die 
stellvertretenden Vorsitzenden Ricarda 
Kaiser und Michael Hirn für jahrelanges 
ehrenamtliches Engagement.
Vorsitzende von Landesfachgruppen, 
Lan  despersonengruppen, Kreisvorsitzen-
de und Bezirksvorsitzende sind Mitglieder 
des Landesvorstands. Viele, die sich bis 
2020 aus den Funktionen verabschiedet 
haben, waren viele Jahre, manche sogar 
Jahrzehnte lang für die GEW aktiv und 
haben die Interessen der Kolleg*innen 
vertreten. Sie haben dafür ehrenamtlich 
viel Zeit investiert.

„Als Vorsitzende der Landesfach- und 
Landespersonengruppen seid ihr nah an 
den Kolleg*innen, nah an ihren Arbeits-
platzproblemen und Wünschen. Ihr tragt 
diese Erwartungen und Forderungen in 
die GEW. Auch wenn diese Gliederun-
gen manchmal kleinteilig wirken: Das 
einzelne Mitglied muss sich mit seinen 
konkreten Arbeitsplatzinteressen wie-
derfinden. Deshalb seid ihr sehr wichtig 
in der Bildungsgewerkschaft. Herzlichen 
Dank!“, sagte Ricarda Kaiser.
Die Arbeit der Kreisvorsitzenden sieht 
anders aus. Sie haben die Aufgabe, vor 
Ort der Vielfalt der Mitglieder aus allen 
Bildungsbereichen gerecht zu werden 
und Kontakt zu den Vertrauensleuten zu 
halten. Kaiser betonte: „Ihr seid es, die 
gewerkschaftliche Aktionen  vorbereiten 

und mobilisieren. Die Repräsentanz der 
GEW bei den Personalversammlungen 
GHWRGS gehört auch zu euren regel-
mäßigen Aktivitäten. Die meisten eurer 
Kreise habe ich bei Veranstaltungen 
besucht und konnte Einblick in euer gro-
ßes und vielseitiges Engagement gewin-
nen. Auch euch herzlichen Dank!“
Auch die Arbeit der ehemaligen Bezirks-
vorsitzenden, der Leiter*innen der Vor-
standsbereiche und die der stellver-
tretenden Vorsitzenden und die der 
Landesvorsitzenden wurden noch ein-
mal unter großem Applaus der Delegier-
ten gewürdigt. 

b&w

GEW SAGT DANKE!

Verabschiedung Landesvorstandsmitglieder

Nicht alle, die vor zwei Jahren ihre GEW-Funktion abgegeben haben, waren in Sindelfingen vor Ort. Aber alle Anwesenden wurden mit großem Applaus 
verabschiedet. Die ehemalige Landesvorsitzende Doro Moritz und ihre Stellvertreterin Petra Kilian richteten kurze Grußworte an die Delegierten.



29bildung & wissenschaft 10 / 2022

Baden-Württemberg nicht länger ver-
weigern können. Auch Kultusministe-
rin Schopper war klar „Wir müssen hier 
unsere Hausaufgaben erledigen.“ Kon-
kret wurde sie bei der Frage A13/E13 für 
alle Lehrkräfte aber nicht. 
Zu Klima, Energiepreisen, Mobilitäts-
wende und Transformation der Indust-
rie sprach Kai Burmeister, DGB-Vorsit-
zender in Baden-Württemberg. Er sagte: 
„Gerechtigkeit und die Verteilungsfrage 
brennt uns allen unter den Nägeln. Dass es 
gerecht zugeht in diesem Land, dafür sind 
ganz wesentlich die Gewerkschaften da!“
Die nächste LDV findet 2025 statt. Mit 
all den Beschlüssen, die die GEW in zwei 
Tagen erarbeitet hat, ist die Bildungsge-
werkschaft bis dahin gut gerüstet. 

Maria Jeggle
b&w-Redakteurin 
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Aus der Arbeit der GEW

Aus den Gremien der GEW (Fach-
gruppen, Kreisen, Vorstandsberei-
chen) wurden rund 130 Anträge aus 
fünf Sachgebieten behandelt. Dazu 
kamen fünf Dringlichkeitsanträge, die 
erst kurz vor oder bei der LDV gestellt 
wurden. Bei den Dringlichkeitsan-
trägen wurden aktuelle und brisante 
Themen aufgegriffen. Die Delegierten 
verurteilten z. B. aufs Schärfste jeg-
liche Gewalt gegen Frauen, aktuell 
ganz besonders im Iran. 
Besonders intensiv wurde über den 
Antrag „Friedenspolitisches Engage-
ment stärken“ diskutiert. Alle Aspek-
te, die die Menschen seit dem völker-
rechtswidrigen Angriff Russlands auf 
die Ukraine beschäftigen, kamen zur 
Sprache. Einig waren sich die Dele-
gierten im Ziel: Der Krieg muss been-
det werden. (Siehe Pro und Contra auf 
Seite 30) Auch bei den Folgen des Krie-
ges für die Menschen in der Ukraine 
und wie das Bildungswesen gestärkt 
werden muss, um den geflüchteten 
Kindern und Jugendlichen in Baden-
Württemberg ein gutes Angebot 
machen zu können, stimmten die 
GEW-Vertreter*innen überein. 
Nach einer intensiven Diskussion lau-
tete der Antrag letztlich: „Wir fordern 
umgehende diplomatische Initiati-
ven, um zu Verhandlungen über eine 
Beendigung des Krieges und zu einer 
friedlichen Lösung des Konflikts zu 
gelangen. Die territoriale Integrität 
und Souveränität der Ukraine müs-
sen uneingeschränkt wiederherge-
stellt werden.“ Auch bei den Folgen 
für die deutsche Innenpolitik gab es 
Klärungsbedarf. Bei der Haltung zum 
Sondervermögen für die Bundeswehr 
wurde die Formulierung beschlos-
sen: „Die Einrichtung eines 100 Mil-
liarden schweren Sondervermögens 
für die Bundeswehr und seine Ver-
ankerung im Grundgesetz sehen wir 
ebenso wie die Steigerung der Rüs-
tungsausgaben auf zwei Prozent des 

Bruttoinlandsprodukts kritisch. Rüs-
tungsausgaben müssen durch einen 
permanenten gesellschaftlichen Dia-
log begleitet werden.“ Es wurde deut-
lich, dass die Ambivalenz der Argu-
mente alle Delegierten beschäftigt. 
Diese Ambivalenz auszuhalten, die 
Argumente immer wieder neu abzu-
wägen und zu beurteilen und in der 
Diskussion offen und respektvoll die 
Meinungen anderer ernst zu nehmen, 
wird den Menschen weiter zu schaf-
fen machen. 

Entschlossenes Handeln erwartet
Die Bildung der Kinder und Jugend-
lichen mit Behinderung an den SBBZ 
und in der Inklusion ist der schulische 
Bereich, der mit Abstand am schlech-
testen mit Lehrkräften versorgt ist. 
Dafür forderten die Delegierten ein 
sofortiges, entschlossenes und wirksa-
mes Handeln der Landesregierung. 
Die Rahmenbedingungen der Arbeit 
der GEW haben sich durch die epocha-
len Krisen massiv geändert. Im Antrag 
„Für eine aktive GEW in einer heraus-
fordernden Zeit“ suchten  Kolleg* innen 
aus dem Geschäftsführenden Vor-
stand Antworten darauf, wie die GEW 
auf die veränderten Bedingungen in 
der Bildung und den dafür vorhan-
denen Ressourcen reagieren muss. 
Die Delegierten stimmten zu, dass 
die GEW weiterhin die Probleme klar 
benennen und dass sie sich tagesaktu-
ell um die Situation und Belastungen 
der Kolleg* innen kümmern muss. Die 
Delegierten waren aber auch dafür, 
dass die GEW immer wieder den Blick 
in die Zukunft werfen und Zielvorstel-
lungen entwickeln muss, für deren 
Umsetzung sich die Arbeit lohnt. Des-
halb haben die Delegierten beschlos-
sen, dass die GEW Veranstaltungen für 
einen zukunftsfähigen Dialog anbie-
ten wird. 

Michael Hirn 
Stellvertretender Landesvorsitzender

Inhalte und Positionen bei der LDV

Oben: Ricarda Kaiser, Farina Semler, Michael 
Hirn (stellvertretende Landesvorsitzende von 
links) und Theresa Schopper (2. von rechts)

Unten: Ehemalige Landesvorsitzende Doro 
Moritz und Rainer Dahlem zu Gast auf der LDV
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D I S KUS S I O N AU F D E R L A N D E S D E L E G I E RT E N V E R SA M M LU N G ( L DV )

Wie kann der Krieg  
in der Ukraine friedlich beendet werden?
Im Lichte des Krieges in der Ukraine wurde auf der Landesdelegiertenversammlung (LDV) kontrovers 
über Friedenspolitik diskutiert. Der Antrag „Friedenspolitisches Engagement stärken“ war umstritten. 
Die Debatte entzündete sich an differierenden Positionen zum Krieg in der Ukraine. Ein Pro und Contra. 

Umgehender Waffenstillstand und 
Verhandlungen über eine friedliche 
Lösung des Konflikts. Kein Sonderver-
mögen für Bundeswehr.
Vorab gilt festzuhalten: Auf der LDV 
wurde in einer sehr vernünftigen Weise 
diskutiert, es gab weder Streit noch Zer-
würfnisse. Einig waren wir uns darin, 
dass der völkerrechtswidrige Angriffs-
krieg Russlands zu verurteilen ist. Unter-
schiedlicher Meinung waren wir uns 
in zwei Positionen: Zunächst zur Frage 
des Sondervermögens von 100 Milli-
arden für die Bundeswehr. Im Antrag 
der LDV stand: „Die Einrichtung eines 
100 Milliarden schweren Sonderver-
mögens für die Bundeswehr und seine 
Verankerung im Grundgesetz lehnen 
wir ebenso ab wie die Steigerung der 
 Rüstungsausgaben auf zwei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. Die im Sog des 
Ukrainekrieges durchgepeitschte Hoch-
rüstung wird den Frieden in Europa 
und der Welt noch mehr gefährden und 

 leistet einer weiteren Militarisierung der 
deutschen Außenpolitik unheilvoll Vor-
schub.“ In jüngsten Aufrufen der Frie-
densbewegung wird die Umwidmung 
der Gelder für Soziales, für Klimapro-
jekte, Bildung und Investitionen in die 
Infrastruktur gefordert. Eine Position, 
die ich richtig finde, zumal unser Ver-
teidigungshaushalt eine Marge errei-
chen wird, die deutlich über 60 Milliar-
den liegen wird. (Zum Vergleich: SIPRI, 
das Stockholmer Friedensinstitut, weist 
für Russland ca.65 Milliarden aus). Wir 
werden in Deutschland viel Geld zur 
Abfederung der Energieprobleme ein-
setzen müssen, etwa um private Exis-
tenzen abzusichern oder um mittelstän-
dische Betriebe und die Industrie am 
Laufen zu halten. 
Die zweite Position: Die Befürworter*-
innen des Antrags fordern einen Waf-
fenstillstand und die Aufnahme dip-
lomatischer Verhandlungen. Wie auch 
sonst soll der Krieg zu einem Ende 
kommen? Vor allem die Forderung 
nach der uneingeschränkten Wieder-
herstellung der Souveränität und ter-
ritorialen Integrität halte ich für einen 

Fehlgriff. Eine Friedensregelung ohne 
Autonomierechte für die Ostukrai-
ne (Minsk 2) ist unrealistisch. Implizit 
lässt obige Formulierung zu, dass sich 
dieser Krieg mit ungewissem Ausmaß 
verlängert und erhöht das Risiko des 
Hineingleitens in einen 3. Weltkrieg! 
Hier folge ich den Einschätzungen des 
Ex Generals Vad, der über 16 Jahre der 
engste Sicherheitsberater von Altkanz-
lerin Angela Merkel war. Mit der nach 
den vermeintlichen Referenden vollzo-
genen Annexion der Oblaste verändern 
sich die Voraussetzungen. Vad verlangt 
diplomatische Initiativen anstelle der 
permanenten Fortschreibung der Sank-
tionspolitik. Kanzler Olaf Scholz sollte 
den Präsidenten der USA, Joe Biden, zu 
Verhandlungen drängen, wissend, dass 
das Signal dafür aus Washington kom-
men muss. Ende März legte der ukrai-
nische Präsident Wolodymyr Selenskyj 
Vorschläge auf den Verhandlungstisch, 
unter anderem der Status der Neutra-
lität und Nichteinbindung der Ukraine 
in die NATO. Wenige Tag später – Boris 
Johnson war kurz zuvor in Kiew – zog 
Selenskyj die Vorschläge zurück und es 
kam zum Abbruch der Verhandlungen. 
Nur durch Diplomatie und Verhandlun-
gen kann dem Krieg ein Ende gesetzt 
werden! 

Jörg Götz-Hege
Leiter Vorstandsbereich Grundsatzfragen
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Aus der Arbeit der GEW
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Umgehende diplomatische Initiativen, 
um zu Verhandlungen über eine Been-
digung des Krieges und zu einer friedli-
chen Lösung des Konflikts zu gelangen. 
Die territoriale Integrität und Souve-
ränität der Ukraine müssen uneinge-
schränkt wiederhergestellt werden. 
Eine besser ausgerüstete Bundeswehr.
Die GEW steht wie viele gesellschaftli-
che Gruppen im Spannungsfeld ihrer 
traditionellen pazifistischen Grundhal-
tung und dem Umgang mit dem von 
Russland initiierten Angriffskrieg auf 
die Ukraine. Dabei ist klar, Krieg ist 
keine Lösung, aber die Waffen niederzu-
legen, eben auch nicht. Denn dies würde 
für viele Menschen in der Ukraine den 
Verlust der persönlichen Freiheit bedeu-
ten, vom Leben in persönlicher Sicher-
heit ganz zu schweigen. Deshalb darf ein 
Waffenstillstand keine Voraussetzung 
für diplomatische Anstrengungen auf 
allen Ebenen sein.
Ziel einer diplomatischen Lösung muss – 
und das steht im Einklang mit dem 

Völkerrecht und der UN-Charta – die 
Wiederherstellung der territorialen Inte-
grität und Souveränität der Ukraine sein. 
Andernfalls würde imperialistischen 
Machthabern das russische Vorgehen 
als Vorbild dienen können – eine große 
Gefahr für das friedliche Zusammenle-
ben der Völker.
Berechtigt ist die große Sorge, dass der 
Einsatz großer finanzieller Mittel für die 
Bundeswehr die Spielräume für viele 
Investitionen in soziale und gesellschaft-
liche Bereiche, nicht zuletzt den Bildungs-
bereich stark einengen könnte. Ande-
rerseits wird die Notwendigkeit einer 
wehrhaften Demokratie in Zeiten von 
Szenarien äußerer Bedrohung gesehen. 
Dazu bedarf es einer gut ausgerüsteten 
Bundeswehr. Im gesellschaftlichen Dia-
log sollte aber darauf geachtet werden, 
dass die Mittel für Ausrüstung und Ver-
teidigungswaffen eingesetzt werden. Auch 
muss die Verschwendung von Steuergel-
dern für unsinnige Anschaffungen ver-
hindert werden.
In der Debatte auf der LDV spielte die 
Solidarität mit den Menschen in der 
Ukraine und den vielen Geflüchteten, die 

mittlerweile unter uns leben, eine große 
Rolle. Beeindruckend waren Wortbeiträ-
ge, die die familiären und freundschaft-
lichen Verbindungen nach Osteuropa 
hervorhoben, oder das familiäre Erin-
nern an die Zeit des Nationalsozialismus 
in die Debatte einbrachten. Diese Erfah-
rungen machen eine lediglich vom Pazi-
fismus geleitete Antwort auf diesen Krieg 
zumindest schwierig. 

Jürgen Stahl
Leiter Vorstandsbereich Allgemeine Bildung

  Ergebnis der Diskussion siehe  
 „Inhalte und Positionen bei der LDV“  
 auf Seite: 29

CONTRA

Aus der Arbeit der GEW
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V E R A8- E R G E B N I S S E

Bestätigung für die Gemeinschaftsschulen
Im Juli 2022 hat das Institut für Bildungsanalysen Baden-Württemberg (IBBW) den aktuellen Moni-
toring-Report der jährlichen VERA8-Erhebungen veröffentlicht. Die Ergebnisse hat der Philologenver-
band Baden-Württemberg (PhV) im September öffentlich undifferenziert interpretiert. Prof. Albrecht 
Wacker und Dr. Johannes Zylka stellen die Ergebnisse aus wissenschaftlicher Sicht dar.

Ja, es stimmt: Die Leistungen der 
Schüler*innen mit E-Niveau an Gemein-
schaftsschulen sind im Vergleich mit den 
Leistungen der Lernenden an Gymnasien 
in allen in VERA-8 getesteten Bereichen 
Deutsch Lesen, Deutsch Orthografie, 
Englisch Lesen, Englisch Hörverstehen 
und Mathematik schlechter. 
Ist daraus ein Scheitern der Schulart 
Gemeinschaftsschule, wie der PhV-Vor-
sitzende Ralf Scholl behauptet, zu kon-
statieren? Wohl kaum. Daher zwei sehr 
unterschiedliche Perspektiven auf die 
Monitoring-Ergebnisse des IBBW:
Sehr viel spricht dafür, dass die im Moni-
toring-Report konstatierten Leistungen 
des Gymnasiums vor allem auf einer 
selektierten Schülerschaft beruhen. 
Schließlich wechseln am Ende der Klas-
senstufe 4 die besten Schüler* innen auf 
das Gymnasium. Häufig sind das Mäd-
chen und Jungen aus Familien der höhe-
ren Bildungsschichten mit deutscher 
Muttersprache. Der Report geht darauf 
differenziert ein, indem er Daten über 
soziale Hintergründe zur Interpretati-
on der Grafiken und Zahlen mitliefert. 
So etwa der Anteil der Schüler*innen in 
den einzelnen Schularten mit nichtdeut-
scher Alltagssprache oder der Anteil 
der Schüler*innen mit festgestelltem 
Anspruch auf ein sonderpädagogisches 
Bildungsangebot (siehe Abbildungen 1):

 

An den Gemeinschaftsschulen finden 
sich weit mehr Kinder und Jugendliche 
aus Familien der unteren Bildungsschich-
ten als an den Gymnasien. So dürften die 
von Scholl herausgestellten Leistungen 
vor allem auf den günstigen Kompositi-
onseffekt der Schüler*innen der Schul-
art Gymnasium zurückzuführen sein. 
Das unterstreicht auch der Monitoring-
Report mit der Aussage: „Wie erwartet, 
zeigt sich bei den VERA-Ergebnissen ein 
Zusammenhang zwischen der sozialen 
Herkunft und der erreichten Kompe-
tenzstufe“ (IBBW 2022, 9).

Sehr ungleiche Voraussetzungen
Fasst man die als Zielstufen zu verstehen-
den Kompetenzstufen III, IV und V der 
Grafiken des IBBW (2022, 1 – 6) zusam-
men, so sind die eingangs beschrie-
benen Leistungsunterschiede deutlich 
erkennbar (siehe Abbildung 2). Wenn 
man allerdings die sehr ungleichen Vor-
aussetzungen berücksichtigt, sind gerade 
die Ergebnissse, die die Schüler*innen im 
E-Niveau an den Gemeinschaftsschulen 
erreichen, anerkennenswert. Die Ergeb-
nisse von VERA8 stellen (insbesondere 
die wesentlich detaillierteren Rückmel-
dungen an die Schulen) selbstverständ-
lich auch eine wichtige Rückmeldung für 
die ortsspezifischen Schulentwicklungs-
prozesse an Gemeinschaftsschulen dar. 
Insgesamt lassen sich diese Ergebnisse 
als eine Bestätigung der Einführung einer 
neuen Schulart interpretieren, die unter 
herausfordernden Bedingungen bedeut-
same Aufgaben zu bewältigen hat. 
Dazu gehört als wesentliche Rahmenbe-
dingung auch, dass die Gemeinschafts-
schulen zusammen mit den Werk real-
schulen einen Großteil der Beschulung 
von Schüler*innen mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf übernehmen: 

Abbildungen 1: 
eigene Darstellung nach IBBW, 2022, S. 2
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27.265 Schüler* innen mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf besuchten im 
Schuljahr 2019/20 allgemeine Schulen in 
Baden-Württemberg. Knapp 49 Prozent 
davon wurden in der Sekundarstufe 1 
unterrichtet und nur knapp 4 Prozent an 
Gymnasien).

Frage der sozialen Diskriminierung
Die Einführung der Gemeinschaftsschu-
len ist – völlig unabhängig von Partei-
politik und Lobbyisten – kein Selbst-
zweck, sondern mehreren nationalen wie 
globalen Megatrends geschuldet. Eine 
besondere Rolle spielt dabei die Frage 
der sozialen Diskriminierung, die auch 
Andreas Schleicher – PISA-Initiator und 
OECD-Bildungsforscher – in seinem 
2019 erschienenen Band „Weltklasse“ 
sehr klar anspricht: „Die PISA-Ergebnis-
se zeigen, dass keines der Länder, die eine 
starke Aufteilung und Gruppierung der 
Schüler entsprechend ihren Fähigkeiten 
vornehmen – sei es durch die Verteilung 
auf unterschiedliche Schultypen oder 
Schulzweige oder durch Klassenwieder-
holungen –, zu den leistungsstärksten 
Bildungssystemen bzw. den Systemen mit 
dem höchsten Anteil an besonders leis-
tungsstarken Schülerinnen und Schülern 
zählt. Am besten schneiden die Bildungs-
systeme ab, die allen Schülerinnen und 
Schülern gleiche Lernmöglichkeiten bie-
ten. […]“ (S.69 f)

Von einem Scheitern der Gemeinschafts-
schule kann folglich keine Rede sein. Im 
Gegenteil. Anhand der Preisvergaben des 
Deutschen Schulpreises zeigt sich, wie 
viele innovative Ideen von der Gemein-
schaftsschulen ausgehen. Sie werden auch  
von den Gymnasien vielerorts freudig 
aufgenommen. 
Abschließend noch ein Zitat von Andre-
as Schleicher: „Da sich die Kosten schu-
lischen Versagens für Gesellschaft und 
Wirtschaft jedoch von Tag zu Tag erhö-
hen, ist es heute nicht mehr nur sozial 
ungerecht, sondern auch wirtschaftlich 
höchst ineffizient, Schulsysteme auf der 
Basis von Exklusion zu organisieren. Bil-
dungsgerechtigkeit und Inklusion sind 
in einem modernen Bildungssystem 
und einer modernen Gesellschaft uner-
lässlich.“ (ebd.) 

Prof. Albrecht Wacker und  
Dr. Johannes Zylka

Der Monitoring Report 
ist unter dem QR-Code 
über die Website des 
IBBW kostenfrei abruf-
bar und jeder kann sich 
selbst ein Urteil bilden.
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F I N A N Z I E RU N G S S T R E I T Z W I SC H E N BU N D U N D L Ä N D E R N

Wer finanziert die Sprach-Kitas?
Sprach-Kitas sind erfolgreich und finden parteiübergreifend Zuspruch in Bund und Ländern. Kita-
Träger stehen hinter dem Programm, Fachkräfte und Eltern möchten keinesfalls auf die Sprach-Kitas 
verzichten. Dennoch droht ihnen das Aus. Keiner will sie weiter finanzieren.

Im Juli verkündete die Bundesregierung, 
die Mittel für das erfolgreiche Bundes-
programm „Sprach-Kitas: Weil Sprache 
der Schlüssel zur Welt ist“ mit dem Ende 
der Laufzeit am 31. Dezember 2022 ein-
zustellen. Die Empörung war groß. Die 
Bundesländer, Kita-Träger und Beschäf-
tigten der bundesweit knapp 7.000 
„Sprach-Kitas“, fast 1.000 davon allein 
in Baden-Württemberg, hatten fest mit 
einer Weiterführung der Bundesfinan-
zierung gerechnet. Schließlich wurde 
die Laufzeit schon zweimal verlängert. 
Im Übrigen hatte die Bundesregierung 
erst im letzten Jahr im Koalitionsver-
trag angekündigt, das Bundesprogramm 
„Sprach-Kitas“ weiterzuentwickeln und 
zu verstetigen. Auch über Baden-Würt-
temberg hinaus wog sich die Mehrheit 
der „Sprach-Kitas“ in Sicherheit.

Obwohl der Bund zugesagt hat, das Pro-
gramm weiterentwickeln und verste-
tigen zu wollen, sieht er die Länder in 
der Umsetzungsverantwortung. Über-
raschend schnell wurde auch das Kita-
Qualitätsgesetz verabschiedet, das dem 
Gute-Kita-Gesetz folgt. Ende August 
teilte Bundesfamilienministerin Lisa 
Paus (Grüne) der Presse mit, dass in den 
kommenden beiden Jahren vier Milli-
arden Euro ganz gezielt in die Qualität 
der Kindertagesbetreuung und früh-
kindlichen Bildung fließen solle. „In 
qualifiziertes Fachpersonal, in gute Aus-
stattung, Gesundheit, Ernährung und 

Bewegung. Und ganz explizit auch in 
die sprachliche Bildung.“ Dass sprach-
liche Bildung eines von sieben Hand-
lungsfeldern darstellt, in das die Länder 
im Rahmen des Kita-Qualitätsgesetzes 
investieren können, ist grundsätzlich zu 
befürworten. Die Entscheidung rettet 
allerdings nicht die Sprach-Kitas. 
Die Bundesländer kontern, dass ihnen 
für eine Fortsetzung der Sprach-Kitas 
nicht genügend Zeit bliebe und min-
destens für das kommende halbe Jahr 
die Mittel fehlten. Das Programm ende 
am 31. Dezember, das Kita-Qualitätsge-
setz starte aber erst im Juli 2023. Wenn 
Bundesmittel für Sprachbildung einge-
setzt werden sollten, fehle dieses Geld 
für andere Aufgaben. Sicher wollen die 

Kita-Träger nicht auf die lang geforderte 
Leitungszeit oder die Finanzierung von 
Maßnahmen zur Fachkräftegewinnung 
verzichten, die bislang in Baden-Würt-
temberg über das Gute-Kita-Gesetz 
ermöglicht wurden. Kurzum: Eine 
schnelle Rettung der Sprach-Kitas ist 
durch die Länder nicht in Sicht. 

Große Unsicherheit für die Fachkräfte
Die zusätzlichen Fachkräfte und Fach-
beratungen in den Sprach-Kitas hän-
gen derweil in der Luft. Träger sprachen 
bereits Kündigungen aus bzw. bieten 
beispielsweise Stellen im Gruppendienst 
an. Wenn die Expert*innen für Sprache 
und Inklusion allerdings im Gruppen-
dienst eingesetzt werden, kommt ihre 

„Die zusätzlichen 
 Fachkräfte und Fach-
beratungen in den 
Sprach-Kitas hängen 
derweil in der Luft.“

Bereits 2011 hat die Bundesregierung 
das Programm „Schwerpunkt-Kitas 
Sprache & Integration“ ins Leben 
gerufen. Es zielte auf die alltagsinte-
grierte sprachliche Bildung für Kinder 
unter drei Jahren und war für Einrich-
tungen mit einem hohen Anteil an 
Kindern aus bildungsbenachteiligten 
Familien oder Familien mit Migrati-
onshintergrund vorgesehen. 
Der Erfolg des Programms wurde 
durch eine Evaluation der Universität 
Bamberg und der Freien Universität 
Berlin bestätigt. Die Befragungen der 
Fachkräfte ergaben, dass sich Kitas 
für die Qualitätsentwicklung ihrer 
pädagogischen Arbeit mehr fachliche 
Unterstützung in der Zusammenar-
beit mit Eltern und eine bessere Vorbe-
reitung auf die Inklusion, insbesonde-
re von Kindern mit Fluchthintergrund 
wünschten. Deshalb setze 2016 das 

Folgeprogramm „Sprach-Kitas: Weil 
Sprache der Schlüssel zur Welt ist“ 
zusätzlich zu den erprobten Ansätzen 
weitere Schwerpunkte. Die Zusam-
menarbeit mit den Eltern wurde inten-
siviert, indem sie dabei unterstützt 
wurden, wie sie auch zuhause die 
Sprachentwicklung ihrer Kinder anre-
gen konnten. Die Fachkräfte wurden 
in inklusiver Pädagogik qualifiziert. 
Das Besondere: Alle Sprach-Kitas wur-
den nicht nur von einer zusätzlichen 
Fachkraft, sondern auch von Fachbe-
ratungen begleitet. Im Rahmen der 
ersten Förderwelle war eine Laufzeit 
bis Ende 2019 geplant, aufgrund des 
Erfolgs wurde schnell eine zweite För-
derung bis Ende 2020 bewilligt. Und 
schließlich setzte das Bundesfamili-
enministerium die Verlängerung der 
Laufzeit auch in den Jahren 2021 und 
2022 fort. 

Wie alles begann

Arbeitsplatz Kita
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Kompetenz nicht wie bisher zur Wir-
kung, es fehlt unter anderem die zusätz-
liche Zeit für die Arbeit mit dem Team 
und den Eltern. Wichtige, qualitätssi-
chernde Strukturen, die über viele Jahre 
von den zusätzlichen Fachkräften und 
den Fachberatungen aufgebaut wurden, 
brechen ad hoc weg. 
Die Reaktionen auf die Entscheidung 
der Bundesregierung waren zahlreich 
und eindeutig: Nicht nur einmal wurde 
das Thema Sprach-Kitas im Bundestag 
debattiert und fand Fürsprache durch 
Politiker* innen aus allen Fraktionen. 
Besonderes Engagement in der Sache 
legte dabei der SPD-Bundestagsabgeord-
nete und ehemaliger GEW-Referent aus 
Mecklenburg-Vorpommern, Erik von 

Malottki, an den Tag. Die Kita-Leiterin 
Wenke Stadach richtete eine äußerst 
erfolgreiche Petition zum Erhalt der 
Sprach-Kitas an den Bundestag. Binnen 
kürzester Zeit konnten 275.950 Unter-
schriften gesammelt und eingereicht 
werden. Am 17. Oktober kam es zu einer 
offiziellen Anhörung im Petitionsaus-
schuss des Deutschen Bundestags, an der 
auch das Bundesfamilienministerium 
vertreten war. 

Bestandsicherung gefordert
Paus hat indes verlautbart, dass Bund 
und Länder wegen der Sprach-Kitas jetzt 
verhandelten und der Bund zu einer 
Übergangsregelung bereit sei. Die Minis-
terin gedenke, bis zum Inkrafttreten des 

Kita-Qualitätsgesetzes am 1. Juli 2023 
erst einmal die Sprach-Kitas weiter zu 
finanzieren, allerdings erwarte der Bund 
von den Ländern eine Bestandssiche-
rung für die zusätzlichen Fachkräfte.
Eine Bestandsgarantie der  Länder fordert 
übrigens auch das Aktionsbündnis „Ret-
tet die Sprach-Kitas“, für das sich auch die 
GEW stark macht. Mit einem bundeswei-
ten Aktionstag am 19. Oktober wurden 
die Debatten über die Sprach-Kitas im 
Bundestag und die Verhandlungen zwi-
schen Bund und Ländern begleitet. Die 
GEW Baden-Württemberg veranstaltete 
gemeinsam mit Verdi und der Landes-
elternvertretung Kita BW eine Kundge-
bung in Stuttgart, Gefordert wurde eine 
rasche Einigung von Bund und Ländern, 
eine Übergangsfinanzierung vom Bund 
und eine Bestandgarantie über den Juli 
2023 hinaus. Bei einer Weiterfinanzie-
rung durch das Land muss der Bund die 
Mittel für das Kita-Qualitätsgesetz deut-
lich aufbessern.
Für den Streit um Zuständigkeiten und 
die Finanzierung haben die Fachkräf-
te vor Ort wenig Verständnis. „Letzt-
endlich spielt es weder für meine Arbeit 
noch für die Kinder oder deren Familien 
eine Rolle, wer die Sprach-Kitas finan-
ziert. Wir wollen einfach, dass die Mittel 
für dieses erfolgreiche Programm weiter 
bereitgestellt werden. Alles andere wäre 
Unsinn“, sagte Caroline Stratenberg, Fach-
kraft einer Sprach-Kita in Stuttgart. 

Heike Herrmann
GEW-Referentin für Kinder- und Jugendhilfe

Die Arbeit der Sprachkitas wird überall anerkannt, nur zahlen mag niemand.

Arbeitsplatz Kita
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B E F R I S T E T B E SC H Ä F T I GT E L E H R K R Ä F T E

„Mit einem Ziel vor Augen wäre es viel leichter“
Als Vertretungslehrerin unterrichtete Sophie Hesse mehrere Jahre lang an insgesamt 10 verschie-
denen Schulen. Am Schuljahrsende wurde die Gymnasiallehrerin für Sprachen jedes Mal  entlassen 
und war während der Sommerferien arbeitslos. Seit diesem Schuljahr ist sie fest angestellt und 
 verbeamtet. Im Gespräch mit der b&w erzählt sie, wie es ihr in all den Jahren ging.

Nach ihrer Lehramtsausbildung vor fast 
zehn Jahren suchte Sophie Hesse (Name 
geändert) eine Stelle in einem Gymna-
sium in Stuttgart. Auch die Landkrei-
se drum herum hatte sie als möglichen 
Einsatzort bei ihrer Bewerbung angege-
ben. Mit ihrer Fächerkombination und 
der Note 2,2 hatte sie aber für eine Fest-
anstellung am Gymnasium keine Chan-
ce. So blieben ihr nur befristete Vertre-
tungsverträge.

Wie verlief Ihre Vertretungskarriere?
Im ersten Jahr war ich als Vertretungslehr-
kraft in zwei Schulen gleichzeitig ange-
stellt. Ein Jahr später unterrichtete ich ein 
Schuljahr lang an einer Gemeinschafts-
schule. Damals wusste ich schon, dass 
die Chancen reinzukommen an Gemein-
schaftsschulen größer sind. Ich wollte 
sehen, wie es funktioniert, vier Niveaus 
in einem Klassenzimmer anzubieten. 
Ich hatte nicht nur Grund-, Mittel- und 
erweitertes Niveau in der Klasse, sondern 
auch einige Förderschüler*innen. Von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, war ich 
in Klassen mit so vielen unterschiedli-
chen Schüler*innen alleine. So kann man 
den Schüler*innen nicht gerecht werden. 
Danach arbeitete ich an einer beruflichen 
Schule. Dort unterrichtete ich hauptsäch-
lich geflüchtete Jugendliche in Englisch. 
In den VABO-Klassen saßen Schüler aus 
Gambia, deren Muttersprache Englisch 
war, und Afghanen, die kein Wort Englisch 
konnten. Das war folglich eine ordentliche 
Herausforderung. Der Rektor hätte mich 
gerne behalten, doch das RP lehnte ab. 

Das hört sich abenteuerlich an, wenn 
man immer wieder von Neuem startet.
Definitiv. Man hat immer neue Kolleg*-
innen und völlig neue Strukturen. Selbst 
die Begriffe sind an den Schulen völlig 
andere. 

Wie ging es weiter?
In den Folgejahren habe ich in jedem 
Schuljahr an einem anderen Gymnasium 
gearbeitet bis ich schließlich schwanger 
wurde und in den Mutterschutz ging. 

Sie haben sich trotz unsicherem 
Arbeitsplatz für ein Kind entschieden?
Wenn man ein Kind in die Welt setzt, 
möchte man eigentlich einen sicheren 
Rahmen haben. Ich wollte aber wegen 
den befristeten Jobs mein Familienglück 
nicht aufgeben. Allerdings kann man 
mit einer befristeten Stelle nur schlecht 
planen. Keine Bank leiht einem Geld für 
größere Anschaffungen.
Ich war ungefähr zwei Jahre in Elternzeit 
und danach weniger flexibel einsetzbar. 
Weil ich mein Kind in die Kita einge-
wöhnen wollte, kam ich erst ab Herbst 
2021 wieder an ein neues Gymnasium. 

Waren das jeweils Vollzeitstellen?
Nein. Die Person, die man vertritt, deren 
Stunden übernimmt man. Der Umfang 
des Vertrags war daher immer gedeckelt.

Wie sehr hat Sie geärgert, dass Sie 
während der Sommerferien kein 
Gehalt bekamen?
Im Laufe der Zeit hat mich das immer 
mehr geärgert. In den ersten Sommer-
ferien hat mich noch mein Vater unter-
stützt. In den Jahren danach habe ich 
zum Arbeitslosengeld Ersparnisse vom 
Schuljahr zugegeben.
Damit man Arbeitslosengeld erhält, 
muss man persönlich beim Arbeitsamt 
vorstellig werden und sich bereits drei 
Monate vor Beginn der Arbeitslosigkeit 
arbeitssuchend melden. Zu der Zeit ist 
man noch im laufenden Schulbetrieb 
voll eingebunden und soll schon wieder 
an die Arbeitslosigkeit denken. Dann 
in den Sommerferien muss man sich 

Gymnasiallehrerin, die viele Jahre als Vertre-
tungslehrkraft von Schule zu Schule wandern 
musste.
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beim Arbeitsamt abmelden, wenn man 
im Urlaub wegfahren will. Schließlich 
muss man für Vermittlungsvorschläge 
erreichbar sein und täglich in den Brief-
kasten schauen. 

Wie fühlt sich das an?
Abhängig und ziemlich unfrei. Und 
unfair. Ich hatte ja wie alle anderen 
Lehrkräfte das ganze Schuljahr gearbei-
tet und hätte bezahlte Sommerferien 
verdient gehabt.
Mit der Zeit hat mir der ungewisse 
Zustand immer mehr zugesetzt. Man wird 
von Schule zu Schule geschoben und trifft 
oft auf großes Chaos. Wenn ich beispiels-
weise erst später im Schuljahr angefangen 
habe, musste ich Stoff nachholen. Wenn 
Klassen feste Termine für Klassenarbei-
ten hatten, musste ich Arbeiten schreiben 
lassen, obwohl kaum Unterricht stattge-
funden hat. Man kehrt die Scherben auf, 
alles ohne Perspektive. Mit einem Ziel vor 
Augen wäre es viel leichter. 

Wie hat das Kollegium reagiert oder 
die Schulleitungen?
Viele Schulleitungen haben sich für mich 
eingesetzt. Aber letztlich entscheidet 
das Regierungspräsidium. Ich bin mit 
allen Kolleg*innen gut zurechtgekom-
men und habe gute Kontakte geknüpft. 
Auch Elternvertretungen haben mir ihre 
Wertschätzung gezeigt. 
Auf der Ebene der Schule hat alles gepasst. 
Es hing es an einer Institution, die im 
Detail gar nicht weiß, was vor Ort abläuft. 

Sie haben aber versucht, sich zu wehren?
Ich habe auf verschiedenen Ebenen ver-
sucht, mich zu wehren. Die Ergebnisse 
waren ernüchternd, obwohl ich immer 
positive dienstliche Beurteilungen bekom-
men habe. Nur weil der Umgang mit 
Vertretungslehrerinnen sich im recht-
lich zulässigen Rahmen bewegt, heißt das 
nicht, dass es auch gerecht zugeht. Die vie-
len Jahre haben so sehr an meinen Nerven 
gezehrt, dass ich mein ursprüngliches Ziel 
aufgegeben habe.

Damit dienstliche Beurteilungen zum 
Zug kommen, dafür gibt es Zusatzqua-
lifikationsverfahren. Hätten Sie damit 
nicht eine Stelle bekommen können?
Dafür gibt es aber sehr wenige Stellen. 
Dass ich nach so vielen Jahren Berufs-
erfahrung über dieses Verfahren nicht 
reingekommen bin, zeigt, dass das Ver-
fahren nicht ausreichend ist. 
Ein weiterer Nachteil der Krankheits-
vertretungen ist, dass man jedes Jahr 
aufs Neue in die Probezeit rutscht und 
immer wieder neu beurteilt wird. Abge-
sehen vom Zusatzqualifikationsverfah-
ren zählen die Beurteilungen nicht und 
machen nur Stress. Außerdem sind sie 
sehr subjektiv. Was die eine Schulleitung 
gut findet, beurteilt eine andere schlecht. 
Man geht schon im Referendariat durch 
eine intensive Zeit und wird von hin-
ten bis vorne durchleuchtet. Als Vertre-
tungskraft geht das Jahr für Jahr weiter. 
Irgendwann sollte man auch mal zuende 
beurteilt sein.

Für dieses Schuljahr haben Sie eine 
Festanstellung bekommen und wurden 
verbeamtet. Wie hat es jetzt geklappt?
Auf dem normalen Weg kam ich nicht wei-
ter. Ich habe mich auf eine  Stellenanzeige 
einer Gemeinschaftsschule beworben. 
Dort wurde eine gymnasiale Lehrkraft für 

meine Fächer gesucht. Wenn über diesen 
Weg jemand Geeignetes gefunden wird, 
ist die Ausschreibung beendet. So habe ich 
die Stelle in diesem Sommer bekommen.

Wie geht es Ihnen damit?
Es eröffnen sich plötzlich viele Möglich-
keiten. Das Beste ist: Jetzt kann ich ankom-
men und bleiben. Ich gebe nach einem 
Jahr nicht wieder den Schlüssel ab. Dann 
kenne ich schon meine Kolleg*innen, die 
Abläufe und einige Schüler*innen. 

Das Interview führte Maria Jeggle

„Mit der Zeit hat  
mir der ungewisse 
Zustand immer  
mehr zugesetzt.“

Arbeitsplatz Schule
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E LT E R N JA H R BU C H 2022

Gut informierte Eltern sind  
gute Partner*innen für Lehrkräfte
Die ersten Elternabende in diesem Schuljahr sind vorbei, die Elternvertretungen gewählt. Viele Eltern 
übernehmen die Aufgabe zum ersten Mal und fühlen sich unsicher, weil sie ihre Rechte und Pflichten 
nicht kennen. Das Elternjahrbuch der GEW ist für alle Eltern und Elternvertretungen ein Wegweiser 
durch alle Fragen. Die neue Auflage fürs Schuljahr 2022 / 23 ist da.

Rechtsgrundlagen und 
Vorschriften sind in der 
Regel kein Lesestoff, den 
man sich aussucht. Doch 
wenn Eltern in Schulen 
konstruktiv mitarbeiten 
möchten, hilft schulrechtliches Wissen. 
Schnell entstehen Fragen: Wann und wo 
sollen sich Eltern einbringen? Was ist 
erwünscht, erlaubt, geboten oder verbo-
ten? Im Jahrbuch stehen Antworten.
Gut informierte Eltern sind in der Regel 
gute Partner* innen für Lehrkräfte. Beste 
Voraussetzung für ein konstruktives Mit-
einander von Lehrkräften, Eltern und 
Schüler* innen.
Seit 21 Jahren gibt die GEW das Eltern-
jahrbuch heraus. Michael Rux und Inge 
Goerlich, die auch das GEW-Jahrbuch 
verantworten, sind die Autor*innen die-
ses Werks. Neben vielen Gesetzestex-
ten und Erläuterungen der Redaktion 
 werden Fragen von Eltern beantwortet. 
Unter „Hätten Sie’ s gewusst?“ werden 
Themen von Eltern aufgegriffen. Drei 
Beispiele stehen hier, 60 im Jahrbuch. 

b&w
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Dürfen Eltern  
in der Lehrerkonferenz mitreden?
Eine Elternvertreterin einer anderen Schule hat behauptet, dass sie an 
einer Lehrerkonferenz teilgenommen hat und dort mitreden durfte. Ich 
dachte, die Lehrerkonferenzen tagen exklusiv.
Die meisten Elternvertreter*innen wissen das zwar nicht (und auch manche 
Schulleitungen haben noch nie davon gehört), aber die Eltern einer Klas-
se dürfen sich als reine „Elterngruppe“ treffen (ohne dass Lehrkräfte anwe-
send sind oder mitreden dürfen) und zu bestimmten Themen Anträge an 
die Klassenkonferenz richten. Dann besitzen sie ein Zugangsrecht zu diesem 
reinen Lehrkräfte-Gremium und dürfen zu diesem Tagesordnungspunkt 
dort mitreden (aber nicht mit abstimmen).
Das gleiche Recht haben auch die von den Eltern gewählten Mitglieder der 
Schulkonferenz. Diese Eltern vertreter* innen sind, wenn sie zu bestimmten 
Themen Anträge stellen, in die Gesamt lehrer*innenkonferenz der Schule 
einzuladen und besitzen dort Rederecht. 
Neben diesem verbrieften Mitwirkungsrecht gibt es noch eine Option: Gemäß 
Konferenzordnung § 11 können alle Lehrerkonferenzen im Einzelfall „andere 
Personen“ (z. B. auch Vertreter*innen der Eltern) zu ihren Beratungen hinzu-
ziehen. Das geschieht nicht häufig, aber der Elternbeirat kann bei Angelegen-
heiten, die ihm wichtig sind, die Schulleitung oder die Klassenlehrkraft darum 
bitten, zur Gesamtlehrerkonferenz oder der Klassenkonferenz eingeladen zu 
werden. An Schulen, denen die Eltern-Mitarbeit wichtig ist, hat eine solche 
Bitte in der Regel Erfolg – und das lohnt sich für beide Seiten.

Hätten Sie’ s  
gewusst?

Eltern fragen,  
wir antworten.
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Keine Aufsicht bei  
gefährlichen Unternehmungen?
Im Sportunterricht oder auch bei außerunterrichtlichen Veranstaltungen 
(Win ter  sporttag, Schullandheimaufenthalt) dürfen die Schüler* innen 
bisweilen gefährliche Sportarten ausüben oder einfach mal ausprobieren, 
beispielsweise Eislaufen oder Skaten. Geht das? Wo bleibt die Aufsicht?
Hierfür gibt es keine Detailvorschriften des Kultusministeriums. In den 
amtlichen Bildungsplänen wird aber beispielsweise für den Sportunter-
richt grundsätzlich betont: „Unter Einhaltung von Sicherheitsaspekten ist 
die Wahrnehmung der eigenen Fähigkeiten und Grenzen in herausfor-
dernden Situationen mit unsicherem Ausgang eine wichtige Erfahrung 
und Entwicklungsaufgabe. Durch die Hinführung zu bewusstem und 
umsichtigem Beurteilen von Wagnissen wird die Fähigkeit zur realisti-
schen Selbsteinschätzung entwickelt. Die Schülerinnen und Schüler kön-
nen lernen, zu ihrer Angst zu stehen, sie zu überwinden und Verantwor-
tung für sich selbst und andere zu übernehmen.“ Das gilt im Prinzip auch 
für alle anderen schulischen Aktivitäten.
Selbstverständlich ist auch hier die jeweils verantwortliche Lehrkraft für die 
Aufsichtspflicht zuständig, einschließlich der Einweisung und der Gefahren-
prophylaxe. Was das konkret bedeutet, sei am Beispiel des Eislaufens darge-
stellt, zu dem sich das Kultusministerium im Jahr 2020 konkret geäußert hat: 
• Eislaufen im Sportunterricht oder bei außerunterrichtlichen Aktivitäten 

ist nur mit einem geeigneten Helm (z. B. Ski-, Skater- oder Fahrradhelm) 
gestattet. Es müssen feste Handschuhe getragen werden, die Schnittver-
letzungen an den Händen vorbeugen (z. B. Lederhandschuhe, Skihand-
schuhe). Gegebenenfalls sind bei Anfängern Knie- oder Handprotekto-
ren zu tragen. Insgesamt ist auf eine angemessene Bekleidung zu achten, 
die ein Überhitzen bzw. Auskühlen des Körpers verhindert.

•  Das Eislaufen ist im Kontext Schule nur auf gesicherten Eisbahnen ge-
stattet. Je nach Könnensstand der Schüler*innen sind bei Bedarf getrenn-
te Übungsbereiche festzulegen. Zudem ist eine Laufrichtung vorzugeben, 
um Kollisionen zu vermeiden. Die Lehrkraft hat Erste-Hilfe-Material 
mitzuführen. (Quelle: Schreiben des KM vom 31. Januar 2020, AZ: 22-
6860.0/1109)

Diese Maßgaben gelten in angepasster Form auch für alle anderen gefähr-
lichen Unternehmungen.

Hätten Sie’ s  
gewusst?

Eltern fragen,  
wir antworten.

Was tun gegen 
 Schüler*innenfotos in 
 sozialen Medien?

Ich finde es nicht gut, dass ziem-
lich unpassende, peinliche Fotos 
unserer Kinder bei Vorführungen 
auf dem Schulfest auf der Schul-
Homepage eingestellt sind. Darf 
das die Schule überhaupt? Und: 
Dürfen andere Eltern mein Kind 
eigentlich in der Schule fotogra-
fieren?
Vor der Veröffentlichung von Fotos, 
Filmen, Tonaufnahmen in digita-
len Medien im Internet/Intranet 
oder in Printmedien (z. B. Schüler-
zeitschriften), auf denen minder-
jährige Schüler* innen abgebildet 
oder identifizierbar sind, ist schrift-
lich oder elektronisch die Einwilli-
gung der Erziehungsberechtigten 
einzuholen, nach Vollendung des 
14. Lebensjahres zusätzlich auch 
von den betroffenen Schüler*-
innen, sofern die Veröffentlichung 
nicht zur Erfüllung des Bildungs-
auftrags zwingend erforderlich ist. 
So bestimmt es die VwV. Sie kön-
nen sich also wehren.
Dies gilt übrigens auch, wenn sol-
che Darstellungen über soziale 
Medien an andere Personen wei-
tergegeben oder ausgetauscht wer-
den sollen. Gegebenenfalls muss 
beispielsweise die Pausenaufsicht 
einschreiten, wenn das per Handy 
auf dem Schulhof erfolgt. 
Diese weltweite Verbreitungsmög-
lichkeit (und leider auch die Sucht 
mancher Leute, sich und ihre Kin-
der global bildlich zu produzieren) 
ist der Hauptgrund dafür, dass 
manche Schulen das Fotografieren 
bei Schulveranstaltungen aller Art 
per Hausordnung verbieten. Dies 
ist ein trauriges Beispiel dafür, 
dass die Unvernunft einiger Mit-
menschen dazu zwingt, die Bewe-
gungs- und Handlungsfreiheit 
aller einzuschränken. Aber wer 
weiß, was mit vermeintlich harm-
losen Fotos alles angestellt werden 
kann, muss Verständnis für diese 
Einschränkungen aufbringen.

  Erhältlich unter: www.spv-s.de/shop
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SC H U L A S S I S T E N Z

Für autistische Kinder ist viel Verständnis nötig 
Als Integrationsfachkraft begleitete Dagmar Fojkar fast neun Jahre lang einen autistischen Jungen 
bei seinem Schulbesuch. Im Sommer absolvierte Jonas den Hauptschulabschluss, trotz Pandemie. 
Die Diplompädagogin berichtet von den Erfahrungen, die sie und ihre Kolleg*innen mit der Schul-
assistenz machen und erklärt, unter welchen Bedingungen Integrationshilfe gelingen kann.

Dagmar, du hast einen autistischen 
Jungen fast seine gesamte Schulzeit 
über als Schulassistentin begleitet.  
Wie war eure erste Begegnung und  
wie begann deine Arbeit mit Jonas?
Dagmar: Als ich Jonas kennen  lernte, war 
er der typische Bodengucker. Autisten ver-
suchen dadurch, Reize zu reduzieren. Er 
war noch in der ersten Klasse und sprach 
maximal Ein- bis Zwei-Wort-Sätze. Über 
seinen Schulranzen sind wir beim ersten 
Treffen in Kontakt gekommen, mehr ging 
an diesem Tag nicht.

Wann wurde sein  
Autismus diagnostiziert?
Jonas hatte das Glück, in seiner Kita eine 
sehr aufmerksame Erzieherin zu haben: 
Ihr war aufgefallen, dass der Junge in der 
Regel alleine spielte und routinierte Dinge 
tat. Sie machte die Eltern darauf aufmerk-
sam und regte eine Untersuchung an. 
Mit der Diagnose Autismus war die Ver-
unsicherung bei den Eltern groß. Bei unse-
rer ersten Begegnung fragte mich Jonas‘ 
Mutter, inwieweit ihr Kind jemals im Stan-
de sein würde, alleine zu leben. Das sind 
begründete Sorgen. Integrationsfachkräf-
te oder sogenannte Schulassistent*innen 
sind auch Ansprechpersonen für die 
Eltern. Wir haben nicht nur die Aufgabe, 
das autistische Kind zu begleiten.

Wie sah deine  
Unterstützung konkret aus?
Am Anfang konnte ich neben Jonas sit-
zen und nahe an seinem Ohr sprechen. So 
wurden wir erst darauf aufmerksam, dass 
sein Hörvermögen eingeschränkt war. 
Eine frühere Ohrentzündung war Ursa-
che dieses Handicaps. Mit der Behand-
lung konnte Jonas dann recht schnell 
lernen, Mehr-Wort-Sätze zu bilden. Das 
war ein großer Fortschritt. Schwierig 

 hingegen blieben Sing- und Tanzspiele. 
Autisten haben Probleme, sich zu drehen. 
Es fehlte Jonas auch an Raumverständnis, 
sodass er eine Zeichnung beispielsweise 
ganz klein unten in die Ecke eines Blattes 
setzte. Meine Aufgabe war es dann, mit 
der Lehrkraft seine Möglichkeiten und 
Grenzen zu thematisieren.

Konntest du ihm Hinweise geben,  
was er anders machen kann?
Als Schulbegleitung darf ich inhaltlich 
nicht helfen, aber Hinweise geben, die 
das Kind strukturell unterstützen. Autis-
tische Kinder brauchen feste Strukturen 
und es hilft, wenn sie wenig Ablenkungen 
erfahren. Autisten lassen sich sehr leicht 
ablenken, vor allem durch Geräusche. Es 
kann niemand etwas daran ändern, wenn 
ein Flugzeug lärmt. Es gab aber Kinder 
in der Klasse, die bewusst Geräusche 
machten, mit dem Stift klopften oder mit 
der Zunge schnalzten. Diese Geräusche 
warfen Jonas aus der Bahn, das Lernen 
war ihm dann nur schwer oder gar nicht 
möglich. 

Was konntest du dagegen tun?
Wichtig ist, dass Schulassistenz und 
Lehrkraft an einem Strang ziehen und 
versuchen, Störungen zu unterbinden. 
Es braucht viel Verständnis dafür, dass 
autistische Menschen andere Denk- 
und Lernstile haben. Autismus ist keine 
Krankheit, sondern eine neurologisch 
bedingte Entwicklungsstörung, die eine 
andere Art der Wahrnehmungsverarbei-
tung und der sozialen Interaktion und 
Kommunikation mit sich bringt. Autisti-
sche Kinder können unter guten Bedin-
gungen ihren Schulabschluss erlangen. 
Das haben wir ja auch bei Jonas gesehen.
Es konnte sein, dass sich Jonas schlecht 
konzentrieren konnte. Meist war es aber 
so, dass er die Frage zwar verstand, nur 
eine Zeitlang überlegen musste, bis er 
antwortete. Später sagte er manchmal: 
„Warte,“ und dann kam irgendwann 
die Antwort, manchmal nach Minuten. 
Meine Aufgabe war hier zu vermitteln, 
Verständnis für die besondere Situation 
zu schaffen.

Arbeitsplatz Schule

DAG M A R FO J KA R

„Eine gute Kooperation 
zwischen Schulassistenz 
und Lehrkräften ist  
Voraussetzung für 
den schulischen Erfolg 
 autistischer Kinder.“
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Arbeitsplatz Schule

Wo fehlt mehr Verständnis?  
Bei den Mit schüler*innen oder  
bei den Lehrkräften?
Insbesondere auch bei den Lehrkräften. 
Die Haltung der Lehrkräfte spielt näm-
lich eine große Rolle, damit autistische 
Kinder die Schule mit einem Abschluss 
verlassen können. Eine gute Kooperation 
mit den Lehrkräften ist Voraussetzung 
für den schulischen Erfolg der Kinder. 
Sie gelingt nicht immer.

Kannst du Beispiele nennen?
Eine Kollegin erzählte, dass sie bei einer 
Klassenfahrt nicht mitgenommen wer-
den sollte. Damit wäre auch das beglei-
tete Kind von der Fahrt ausgeschlossen 
gewesen. Eine andere Kollegin ärgerte 
sich jüngst darüber, dass eine Lehrkraft 
„ihrem Schüler“ nicht zutraute, den 
Abschluss zu schaffen bzw. einen Beruf 
zu erlernen. Dabei ist es so wichtig, dass 
wir uns an den Fähigkeiten der Kinder 
orientieren und an sie glauben. Manch-
mal konnten Gespräche mit der Schul-
sozialarbeit die Kooperation verbessern.
Es gibt auch Lehrkräfte, die aus gut 
gemeinten Beweggründen heraus mei-
nen, alle Kinder müssten gleichbehandelt 
werden. Schließlich hätten auch andere 
Kinder Einschränkungen und diese wür-
den dann benachteiligt. Hier wird aber 
verkannt, dass es für autistische Kinder 
bereits außerordentlich anstrengend ist, 
wenn sie einen Vormittag lang am Schul-
unterricht teilnehmen, sich konzentrie-
ren und inhaltlich folgen. Sie haben einen 
besonderen Nachteil und genau aus die-
sem Grund wird ihnen zum Ausgleich 
eine Schulassistenz zur Seite gestellt.

Ist die Unterstützungsleistung auf die 
Schule begrenzt oder hast du auch bei 
Hausaufgaben geholfen?
Die Schulassistenz ist auf die Zeit in der 
Schule begrenzt. Das war während der 
Pandemie schwierig, als die Kinder nicht 
mehr in die Schulen konnten und der 
Unterricht online lief. Ich hatte in dieser 
Zeit nur Online-Kontakt zu Jonas.

Konntest du Jonas  
dann noch eine Hilfe sein?
Für einen Autisten ist es im normalen 
Unterricht schon schwierig, Beiträge zu 
leisten. Online hat Jonas, auch wenn er 
angesprochen wurde, nicht geantwortet. 
Jonas nahm aus der Küche am Unterricht 
teil. Die Mutter war dann sehr präsent, 
was eine Umstellung für ihn bedeutete. 
Die Pandemie war für alle eine große 
Herausforderung, für autistische Kinder 
war die Zeit besonders schwierig.

Dennoch hat Jonas den Abschluss 
während der Pandemie geschafft, das 
ist bemerkenswert. Welche Verbesse-
rungsmöglichkeiten gäbe es deiner 
Ansicht nach?
Jonas hat den Abschluss unter besonders 
schwierigen Bedingungen geschafft und 
zwar als Jahrgangsbester. Das war ein gro-
ßer Erfolg, auf den er und seine Familie 
und auch ich stolz sind. Es war ein Glück, 
dass sowohl er als auch ich die notwendigen 
Endgeräte hatten, um am Online-Unter-
richt teilzunehmen. Die Träger der Maß-
nahmen müssen unbedingt dafür sorgen, 
dass die Mitarbeitenden die technischen 
Voraussetzungen haben, um auch online 
die Begleitung gewährleisten zu können.

Wie geht es nach dem erfolgreichen 
Abschluss weiter mit Jonas und darfst 
du ihn weiter unterstützen?
Jonas will sich an einer Beruflichen Schule 
weiter qualifizieren.  Bedauerlicherweise 
sieht die Gesetzgebung für Autisten kei-
nen Betreuungsübergang von der schu-
lischen zur beruflichen Ausbildung vor. 
Denn gerade in Übergangssituationen 
brauchen Menschen wie Jonas Orientie-
rung und Unterstützung.

Damit Schulassistenz gut gelingt, ist 
die Kooperation mit der Schule bedeu-
tend. Welche Rolle spielt der Träger der 
Maßnahme deiner Ansicht nach?
Der Träger der Maßnahme spielt eine 
große Rolle. Das beginnt schon mit der 
Auswahl der Mitarbeitenden, die päd-
agogisch qualifiziert sein sollten und 
auch auf ihre Tätigkeit vorbereitet wer-
den müssten. Sie sollten entsprechend 
eingruppiert werden und die Träger 
eine Tarifbindung haben. Das erfordert 
selbstverständlich die Refinanzierung 
der Träger. Hier fehlen die politischen 
Entscheidungen.

Was noch kann zu erfolgreicher 
 Schulassistenz beitragen?
Für die Integrationshilfe müsste dringend 
ein Berufsbild erstellt werden, an dem 
sich alle orientieren müssten. Schulen 
sollten nicht nur sensibilisiert werden, 
die Kooperation mit der Schulassistenz 
müsste gesetzlich verbindlich geregelt 
sein. Idealerweise werden die Fachkräfte 
unterstützt durch fachliche Anleitung, 
kollegiale Fallbesprechung und Fachbe-
ratung. Für diese Ziele machen wir uns 
übrigens innerhalb der GEW stark. Inte-
ressierte dürfen sich gerne melden und 
mitwirken. Gemeinsam lässt sich mehr 
erreichen. 

Das Interview führte Heike Herrmann

Dagmar Fojkar ist Vorsitzende der Landes-
fachgruppe ambulante und stationäre 
 Kinder- und Jugendhilfe der GEW Baden-
Württemberg. 

@ Kontak: dagmar.fojkar@gew-bw.de

GEW-Landesfachgruppe ambulante und stationäre Kinder- und Jugendhilfe
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B E A M T E N R E FO R M E N

Mehr Geld für Beamt*innen 
Die Dienst- und Versorgungsbezüge für Beamt*innen werden angepasst. Sofern das Gesetz im 
November seine letzte Hürde nimmt, steigt für Beamt*innen das Gehalt. Die Eingangsämter der 
Fachlehrer*innen und Technischen Lehrkräfte werden angehoben. Die Familienzuschläge werden 
deutlich verbessert und Kürzungen bei der Beihilfe zurückgenommen.

Im Zentrum des Gesetzes „Anpassung 
von Dienst- und Versorgungsbezügen 
in Baden-Württemberg 2022 und zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschrif-
ten“ stehen weitreichende Reform-
vorhaben bei der Besoldung, den 
Familien zuschlägen und der Beihilfe. 
Das Gesetz enthält zudem die Umset-
zung der Tariferhöhung von 2,8 Prozent 
zum 01.12.2022 auf die Beamt*innen 
und Ver sor gungsempfänger*innen. Am 
13. Oktober fand im Landtag die erste 
Lesung des Gesetzes statt, die zweite und 
abschließende Lesung wird im Novem-
ber folgen. Dass das Gesetz im Landtag 
wesentliche Änderungen erfährt oder 
scheitert, ist nicht zu erwarten.
Bei der Besoldung sollen die Eingangs-
ämter im mittleren und gehobenen 
Dienst angehoben werden. In Schu-
len profitieren davon die verbeamteten 
Fachlehrkräfte (FL) und die landwirt-
schafts-technischen Lehrkräfte (von A9 
nach A10) sowie die Technischen Lehr-
kräfte (TL) (von A10 nach A11). Auch 
die tarifbeschäftigten FL (EG9a nach EG 
9b) und TL (EG9b nach EG 10) sollten 
durch die Ankopplung ihrer Eingruppie-
rung an die Besoldungsordnung von der 
Reform profitieren. Neben der Ämter-
hebung werden in der Besoldungstabelle 
die Erfahrungsstufen 1 und 2 gestrichen. 
Das nutzt den unteren Besoldungsgrup-
pen bis hin zu A 10. Die neuen Erfah-
rungsstufen 1 und 2 (bisher 3 und 4) 
sollen in der Laufzeit von 2 auf 3 Jahre 
verlängert werden. Die Änderungen sol-
len zum 01.12.2022 in Kraft treten.

Familienzuschläge steigen stark
Die kinderbezogenen Familienzuschlä-
ge sollen ab 01.12.2022 deutlich verbes-
sert werden. Für das erste und zweite 
Kind auf 138,84 Euro und für das dritte 

und jedes weitere Kind auf 750,44 Euro. 
Außerdem wird zu den kinderbezoge-
nen Zuschlägen ein weiterer Betrag für 
das erste und zweite Kind gewährt. Der 
Erhöhungsbetrag ist abhängig von der 
Besoldungsgruppe, wodurch vor allem 
niedrigere Besoldungsämter profitieren. 
Viele Beamt*innen werden sich über 
eine Nachzahlung freuen können. So 
sollen die kinderbezogenen Familien-
zuschläge für das erste und zweite Kind 
bei vielen Beamt*innen unterhalb von 
A10 ab 01.01.2020 rückwirkend angeho-
ben werden. Ebenfalls rückwirkend ab 
01.01.2020 werden für alle Beamt*innen 
die kinderbezogenen Familienzuschläge 
ab dem dritten Kind erhöht.
Die dritte Reform betrifft die  Beihilfe. 
Die Kürzungen der Bemessungssätze 
für Beamt*innen, die ab dem 01.01.2013 
eingestellt wurden, werden zurück-
genommen. Unter anderem werden 
die Beihilfesätze für Ehegatten und 
Lebenspartner*innen und Beihilfebe-
rechtigte mit zwei oder mehr Kindern 
wieder auf 70 Prozent (aktuell 50 Pro-
zent) erhöht. Die neuen Beihilfesätze 
gelten ab 01.01.2023.

Einsatz und Protest  
der GEW zahlen sich aus
Ein Grund für die Reformen sind die 
Beschlüsse des Bundesverfassungsge-
richtes (BVerfG) zur amtsangemessenen 
Alimentation, wonach der Mindestab-
stand der Besoldung zum Grundsiche-
rungssystem angehoben und die Unter-
stützung der Familien mit drei und 
mehr Kindern verbessert werden muss. 
Dabei geht es um Beschlüsse, die auch 
mit Rechtschutzverfahren des DGB und 
der GEW unterstützt wurden. Zum nöti-
gen politischen Druck für die Reformen 
hat auch das jahrelange Engagement 

der GEW für eine bessere Bezahlung 
der Fachlehrer*innen und technischen 
Lehrkräfte und der Protest der GEW 
gegen die Kürzungen bei der Beihilfe 
beigetragen.
Die Reformen sind ein erster Schritt. 
Weitere müssen folgen. Unter anderem 
warten Haupt- und Grundschullehrkräf-
te auf A13/E13. Und auch bei den Fach-
lehrkräften und technischen Lehrkräften 
sieht die GEW weiteren Reformbedarf. 
So haben Fachoberlehrer*innen als 
Fachbetreuer*innen, Stufenleiter*innen 
und Leiter*innen eines Schulkindergar-
tens eine bessere Besoldung verdient. 
Außerdem sind schnelle Schritte zur 
Absenkung der Arbeitsbelastung not-
wendig. 

Martin Schommer
GEW-Referent für Beamtenpolitik

Beamtenpolitik
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N E T Z W E R K „M AC H D I C H S TA R K“

Beste Bildung für alle – ein Mittel gegen Armut

Das Bündnis „Mach dich stark“ hat sich 
2015 mit dem Ziel gegründet, Kinder-
armut den Kampf anzusagen. Mit einer 
dritten digitalen Veranstaltung „Politik 
im Gespräch“ blickte das Netzwerk Ende 
Juni auf ein Jahr Koalitionsvertrag in 
Baden-Württemberg zurück und stellte 
die Frage, ob ein gerechtes Bildungssys-
tem nur Mythos ist.
Die Zahlen sind alarmierend. Jedes fünf-
te Kind in Baden-Württemberg lebt in 
Armut oder ist davon bedroht. Die Ursa-
chen sind strukturell bedingt und gerade 
in Baden-Württemberg ist der Zusam-
menhang zwischen Elternhaus und Bil-
dungserfolg des Kindes auffallend. Das 
Bündnis „Mach dich stark“ mit vielen 
Organisationen, Vereinen und Initia-
tiven fordert dringend politische Ent-
scheidungen, die die Misere beheben. 
Es braucht eine Politik der Befähigung, 
die Bedingungen schafft, unter denen 
möglichst alle Menschen ihre Potenti-
ale entfalten können. Ziel der Veran-
staltung „Politik im Gespräch“ war es, 
gemeinsam mit Vertreter*innen aus der 
Landespolitik und Zivilgesellschaft an 
Lösungsideen zu arbeiten.
Farina Semler, stellvertretende Lan-
desvorsitzende der GEW Baden-Würt-
temberg, nahm in einem Vortrag den 
Koalitionsvertrag unter die Lupe. Die 
Ankündigung „beste Bildung für alle“ 
sei dort vielversprechend gewesen. Sie 
hätte zuversichtlich gestimmt, wäre da 
nicht ein angespannter Landeshaushalt, 
weswegen sämtliche zusätzlichen finanz-
wirksamen Maßnahmen unter Haus-
haltsvorbehalt gestellt wurden. Das sei 
problematisch, sagte Semler, denn wer 
Bildungsgerechtigkeit ernsthaft umset-
zen und herkunftsbedingte Benachteili-
gung reduzieren wolle, müsse auch mehr 
Geld in die Hand nehmen. 
Dringend erforderlich seien die im Koa-
litionsvertrag benannten Vorhaben, mehr 
Chancengerechtigkeit zu verwirklichen, 
eine digitale Qualitätsoffensive zu starten, 
Medienbildung auf die Höhe der Zeit zu 
bringen und digitale Innovation in die 
Bildung zu integrieren. Des Weiteren 
müssten die Folgen der Pandemie abge-
federt und für die Schule 2030 ein ganz-
heitlicher Qualitätsprozess angesteuert 
werden. Das alles sei ohne zusätzliche 

Finanzmittel aber nicht umsetzbar. 
In Workshops konnten Interessierte mit 
den Landtagsabgeordneten  Alexander 
Becker (CDU), Timm Kern (FDP), 
Nadine Saint-Cast (Grüne), und Katrin 
Steinhülb-Joos (SPD) besprechen, wo 
junge Menschen besondere Hürden und 
Benachteiligungen in ihren Bildungsver-
läufen erleben. Die Workshops „Chan-
cengerechtigkeit von Beginn an – Was 
bedeutet das für die Einrichtungen der 
frühkindlichen Bildung“ und „Gemein-
schaftsschule – Vielfalt und Chancen-
gleichheit“ wurden von den GEW-
Frauen Heike Herrmann und Susanne 
Posselt begleitet. Diskutiert wurde, wel-
che Ansätze die Landespolitik verfolgen 
müsste, um Armutslagen zu überwinden. 
Die Teilnehmenden waren eingeladen, 
konkrete Anliegen und Forderungen zur 
Umsetzung gerechterer  Bildungschancen 
direkt an die Landtagsabgeordne-
ten zu richten. Am Ende räumte die 
 SPD-Politikerin Steinhülb-Joos ein, dass 

die  Ungerechtigkeit zwischen den Schu-
len bezogen auf die Qualität im Ganztag 
in den Blick genommen werden müss-
te. Der FDP-Abgeordnete Kern nahm 
unter anderem mit, dass die Folgen der 
Pandemie für Jugendliche durch her-
vorragende Unterstützungssysteme wie 
Schulpsychologie und Schulsozialarbeit 
abgefedert werden könnten. Und der 
Vertreter der CDU, Alexander Becker, 
hielt fest, dass Kitas und Schulen ver-
stärkt den Sozialraum einbeziehen und 
Angebote von außen in die Einrichtun-
gen holen könnten. 

Heike Herrmann 
GEW-Referentin für Kinder- und Jugendhilfe
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   Weitere Ergebnisse der Veranstaltung 
sind auf der Homepage von  
„Mach dich“ stark dokumentiert: 
www.mach-dich-stark.net
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S T U D I E N G A N G F Ü R L E H R K R Ä F T E A N D E R U N I V E R S I TÄT T Ü B I N G E N

Masterstudium „Schulforschung und Schulentwicklung“

Seit rund zehn Jahren bietet das Ins-
titut für Erziehungswissenschaft der 
Uni Tübingen den Masterstudiengang 
„Schulforschung und Schulentwicklung“ 
an. Der Studiengang ist offen für Lehr-
kräfte aller Schularten sowie Absolven-
tinnen und Absolventen erziehungswis-
senschaftlicher Bachelor-Studiengänge. 
Er kann in Vollzeit oder in Teilzeit sehr 
flexibel studiert werden, auch berufsbe-
gleitend oder während einer Elternzeit. 
Derzeit werden vor allem die Berei-
che Digitalisierung und Professionali-
sierung ausgebaut und Vertiefungen in 
Beratung und Schulleitung  angeboten. 

Auch können zahlreiche Veranstal-
tungen anderer Institute und Fakul-
täten der Universität besucht werden 
und es gibt einen spezifischen Pfad für 
die Ausbildung zum/zur Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut*in. Gast-
vorträge aus Wissenschaft und Praxis 
runden das Angebot ab. 
Die Studienzeit beträgt vier Semester 
(Vollzeit) beziehungsweise acht Semester 
(Teilzeit). Lehrkräfte und andere Perso-
nen, die bereits im schulischen Kontext 
tätig sind, können ihr Studium auf ein 
Studienjahr plus Abschluss-Semester 
verkürzen. Studiengebühren werden in 

der Regel nicht erhoben. Studienbeginn 
ist immer zum Wintersemester. Bewer-
bungen sind jährlich in der Zeit vom 
15. April bis 15. Juni möglich. 

Britta Kohler

   Weitere Informationen, Einladung zur 
Online-Informations veranstaltung,  
Videos und Interviews mit Studieren-
den stehen auf 
www.uni-tuebingen.de/de/30513

P E R SO N A LW E C H S E L

Neu in der Landesgeschäftsstelle und im Bezirk Nordwürttemberg

Seit dem 1. September unterstützt Jonas 
Froehlich als Persönlicher Referent 
gemeinsam mit Susanne Reinig die Lan-
desvorsitzende Monika Stein. Er folgt auf 
Katharina Huss, die in den Bezirk Nord-
württemberg wechselte. Zu den Tätig-
keiten von Jonas gehören beispielsweise 
die Vor- und Nachbereitung von Gre-
mien und die Begleitung gewerkschaft-
licher wie politischer Termine. Ebenso 
assistiert Jonas die Vorsitzende bei Kon-
takt- und Mitgliederfragen. Zusätzlich ist 

Jonas als Referent für die Unterstützung 
der Senior*innenarbeit zuständig. 
Bildung und Wissenschaft begeistern 
Jonas schon sein Leben lang: Nach 
einem Zivildienst in einer integrativen 
Kindertagesstätte studierte er Lehramt 
für Deutsch und Geschichte (Gymna-
sium) in Halle (Saale) und Tübingen. 
Einblicke in die Theater- oder Muse-
umsarbeit förderten dabei seine Begeis-
terung für  kreative Lehr- und Lernansät-
ze. Nach dem Studium führte ihn sein 

 Herzensthema Mittelalterliche Geschich-
te in die Wissenschaft und er promovier-
te über die Spuren von Burgen und Rit-
tern auf der Schwäbischen Alb. 
Jonas engagierte sich auch als Mitglied 
der GEW/Verdi-Hochschulgruppe der 
Universität Tübingen. Die Erfahrung, 
zusammen mit der GEW in brennenden 
und herausfordernden Fragen der Bil-
dungsgerechtigkeit etwas zu erreichen, 
führten ihn nach einem kurzen Einblick 
in den Schuldienst in die Landesge-
schäftsstelle nach Stuttgart. 
Abseits der Arbeit lebt Jonas, wenn er 
nicht gerade bei Ruinen oder in der Klet-
terhalle anzutreffen ist, mit seiner Part-
nerin in Tübingen. 
Katharina Huss arbeitet nun in der 
Bezirksgeschäftsstelle Nordwürttemberg 
als Gewerkschaftssekretärin. Sie über-
nimmt dort die Betreuung der Jungen 
GEW und kümmert sich um die Berei-
che Studium, Vorbereitungsdienst und 
Dienstanfang. Im Landesverband ist sie 
weiterhin als Referentin für die Studie-
rendenarbeit zuständig. 

b&w

Jonas Froehlich übernimmt die Arbeit von Katharina Huss. Sie wechselt in den Bezirk.
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G E W - S T I F T U N G FA I R C H I L D H O O D

Kampf gegen Kinderarbeit weltweit

Die GEW-Stiftung Fair Childhood – 
 Bildung statt Kinderarbeit setzt sich dafür 
ein, dass Kinderarbeit weltweit bekämpft 
wird. Die GEW-Stiftung gibt es jetzt seit 
11 Jahren mit Projekten in 11 Ländern: 
in Nicaragua, Albanien und Indien sowie 
in Burkina Faso, Burundi, Malawi, Mali, 
Senegal, Simbabwe, Togo und Uganda.
Kinder sollen vor menschenverachten-
der Ausbeutung geschützt und ein Schul-
besuch soll ihnen ermöglicht werden. 
Angebote wie „earn and learn“, mit denen 
sich manche Firmen brüsten, sind keine 
Lösung. Nach 8 bis 10 Stunden Arbeit im 
Bergwerk oder im Steinbruch ist Lernen 
nicht mehr möglich. Kinderarbeit ist fast 
immer Zwangsarbeit, auch Frühverheira-
tungen zählen dazu. Gerade diese haben 
in Coronazeiten zugenommen, was an 
der Anzahl von frühen Schwangerschaf-
ten zu sehen ist. 
Zwar ist Kinderarbeit in den meisten 
Ländern der Welt verboten, dies jedoch 
umzusetzen bedarf des Zusammenwir-
kens vieler Akteure. Seit drei Jahren führt 
die Stiftung alle Projekte in enger Koope-
ration mit der Bildungsinternationale 
durch. Ziel sind kinderarbeitsfreie Zonen, 
die von Partnergewerkschaften vor Ort 
initiiert werden. Über die Bildungsinter-
nationale entsteht der Kontakt zwischen 
Bildungsgewerkschaften von Ländern, die 
in ihrem eigenen Land gegen  Kinderarbeit 
vorgehen wollen, und Bildungsgewerk-
schaften in den reichen Ländern, die 
durch ihre finanzielle  Unterstützung diese 
Projekte ermöglichen. 

Die Gewerkschaften vor Ort vermitteln 
das Handwerkzeug, um Kinder in die 
Schulen zurückzuholen. Sie veranstalten 
Tagungen, in denen sie über Formen und 
die Folgen von Kinderarbeit aufklären. 
Schulen können an den Projekten teilneh-
men und Lehrkräfte dieser Schulen erhal-
ten Fortbildungen und Coaching. Die 
Schulen schätzen diese Unterstützung, da 
sie zur Verbesserung der eigenen Unter-
richtspraxis führt. Lehrkräfte führen 
Gespräche mit Kindern und deren Eltern, 
um die Gründe für das Fernbleiben vom 
Unterricht herauszufinden und Lösungs-
möglichkeiten zu entwickeln. Zwischen 
60 und 80 Prozent der Kinder können so 
in die Schule zurückgeholt werden. Die 
Dauer der finanziellen Unterstützung für 
die Fortbildungen geht über zwei Jahre. 
Viele der Lehrkräfte sind dann selbst in 
den Fortbildungen tätig und entwickeln 
so ihre Vorgehensweise weiter und bilden 
Netzwerke. Mit diesen Maßnahmen steigt 
das Ansehen der jeweiligen Bildungsge-
werkschaft bei den Lehrkräften (steigen-
de Mitgliedszahlen). Es entstehen auch 
direkte Gespräche zwischen Gewerk-
schaft und Schulverwaltung.
Spenden für die GEW-Stiftung wirken 
also mehrfach: Sie sind ein Beitrag, Kin-
derarbeit zu bekämpfen und stärken die 
Lehrerkolleg*innen für ihre schwierige 
Arbeit. 

Hildegard Klenk
Beirat GEW-Stiftung Fair Childhood

ARBEIT IN DER GEW 
INTERVIEW MIT GEW-MITGLIEDERN

Du bist im ÖPR in Lörrach und 
im GEW-Kreisvorstand Waldshut 
aktiv. Bei euch ist die Schweiz ganz 
nah. Wandern tatsächlich viele 
 Lehrkräfte in die Schweiz ab?

Was ist in der Schweiz besser?

Wie wirkt sich die 
Abwanderung aus?

Dienstanfänger*innen gehen 
am liebsten nach Freiburg, nach 
Waldshut wollen wenige. Hast du 
Verständnis dafür?

Du wohnst in der Nähe von Wehr 
im Landkreis Waldshut. Ist es da 
schön?

Benita  
Hasselblatt

Ja, und das nimmt sogar 
zu. Vor allem bei Lehr-
kräften mit KV-Verträgen.

Die Schweiz bezahlt besser und Lehr-
kräfte bekommen einen festen Vertrag. 
Vielen macht bei uns die Ungewissheit zu 
schaffen und viele haben es statt, in den 
Sommerferien nicht bezahlt zu wer-
den. Wobei sich das RP in Freiburg sehr 
bemüht, Verträge zu schließen, die die 
Ferien einschließen. Das ist jetzt möglich.

Der Lehrkräftemangel ist bei uns noch 
größer. Die Belastung der Kollegien ist 
gewaltig, die Unterrichtsqualität leidet. 
Wenn im Winter noch Ausfälle wegen 
Grippe, Corona oder Schwangerschaften 
dazukommen, weiß ich nicht, wie wir das 
schaffen sollen.

Nein. Ich halte das für eine falsche 
Einstellung. Wir müssten uns mit dem 
Tourismusverband zusammenschließen. 
Denn viele wissen nicht, wie schön es bei 
uns ist. 

Wenn ich auf den Balkon trete,  
kann ich die Alpenkette sehen: Eiger,  
Mönch und Jungfrau. Wir leben hier in 
einem herrlichen Erholungsgebiet. Der 
Südschwarzwald ist ganz nah. Das ist 
besonders attraktiv für Familien. Die 
jungen Lehrkräfte können kommen,  
bei uns ist die Welt noch in Ordnung.

   Spendenkonto Fair Childhood,  
Bank für Sozialwirtschaft,  
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00 
Aktuelle Infos gibt es auf:  
www.gew.de/internationales/fair-childhood
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Kurz berichtet

A L F R E D KÖ N I G

Glückwunsch zum 70. Geburtstag

Es ist vermutlich eine einmalige  Karriere: 
Während seiner gesamten Dienstzeit, 
mehr als vier Jahrzehnte, vertrat Alf-
red König die Interessen der Kollegen-
schaft in Personalräten und der GEW. 
Beides gehört für ihn selbstverständlich 
zusammen und begründet den Erfolg 
seiner Arbeit. Mit großer Kompetenz 
und Erfahrung leitet er seit 1995 bis 
heute die Landesrechtsschutzstelle der 
GEW Baden-Württemberg, nachdem 
er bereits 1983 die Bezirksrechtsschutz-
stelle Nordwürttemberg übernommen 

hatte. Der Rechtsschutz ist für die Mit-
glieder ein tragendes gewerkschaftli-
ches Element, das nicht nur in Einzelfäl-
len das berufliche Leben absichert und 
unterstützt. Er beinhaltet auch Verfah-
ren, die von grundsätzlicher Bedeutung 
für eine Vielzahl von Mitgliedern im 
Beamten- oder Arbeitnehmerverhältnis 
sind. Hier trug Alfred König große Ver-
antwortung und hat zahlreiche Erfolge 
erstritten mit erheblichen finanziellen 
Auswirkungen auf die Kollegenschaft.
Große Unterstützung leistete er nach der 
Wiedervereinigung nach 1990, als er in 
Sachsen den Aufbau der Personalvertre-
tung intensiv mitgestaltete. Dass er dort 
seine Frau Verena kennenlernte, war der 
persönliche Gewinn dieser Arbeit.
Seine Personalratstätigkeit begann im 
Referendariat als Mitglied des Ausbil-
dungspersonalrats. Bereits 1981 wurde 
er an der Jörg-Ratgeb-Gesamtschule 
Stuttgart Neugereut zum Vorsitzen-
den des Örtlichen Personalrats und in 
den Bezirkspersonalrat für Grund-, 
Haupt-, Real- und Sonderschulen (BPR 
GHRS) beim Oberschulamt Stuttgart 
gewählt. 1989 wurde er als Stimmen-
könig zum Vorsitzenden gewählt und 
 gestaltete das Amt bis 2012 mit hoher 
Professionalität. Parallel war er seit 1997 

 Mitglied des Hauptpersonalrats für die 
 GHWRS-Schulen, deren Vorsitz er von 
2012 bis zu seinem Ruhestand im Jahr 
2021 innehatte. Straffe Sitzungsleitung, 
detaillierte Vorbereitung, kooperati-
ve Vorstandsarbeit und konsequente 
Anwendung der Rechte der Personal-
vertretung zeichnen die Arbeit von Alf-
red aus. Menschlichkeit, wohlwollende 
Unterstützung und Humor kamen nicht 
zu kurz. 
Immer war und ist seine Kompetenz bei 
Personalräteschulungen und ungezähl-
ten Anfragen von ehrenamtlichen GEW-
Kolleg*innen gefragt. Darunter viele, die 
anstatt die einschlägigen Unterlagen 
oder das GEW-Jahrbuch zu lesen, lie-
ber kurz anrufen. Eine Angewohnheit, 
die dann gelegentlich auch zu gewissem 
Unmut bei Alfred führte.
Im vergangenen Jahr kam eine weite-
re Aufgabe dazu: Die Leitung des Stif-
tungsvorstands der Johannes-Löchner-
Stiftung.
Trotz dieser sehr umfangreichen Tätig-
keit genießt Alfred auch die vielfältigen 
schönen Seiten des Lebens. Wir wün-
schen ihm, dass das in den nächsten 
Jahren nicht zu kurz kommt und gratu-
lieren herzlich. 

Doro Moritz

Alfred König
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// Die GeW sucht – jetzt beWerben! //

Wir suchen tatkräftige unterstützung  
in folgenden bereichen:

Personalsachbearbeiter*in (m/w/d) 
in der GEW-Landesgeschäftsstelle 
ab  sofort & unbefristet –  
mit 50 % (18,5  Wochenstunden)

buchhalter*in (m/w/d) 
in der GEW-Landesgeschäftsstelle  
ab sofort & unbefristet –  
mit 50 % (18,5 Wochenstunden)

Arbeitsort:  
stuttgart-West

Vergütung:  
GeW-tarif mit  

überdurchschnittlichen Leistungen

Weitere informationen unter:  
gew-bw.de/stellenanzeigen

Wir freuen uns auf ihre bewerbung!
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Friedrichshafen / Überlingen

Nach über zwei Jahren Zwangspause 
konnten sich die Vertrauensleute der 
GEW-Ortsvereine Friedrichshafen und 
Überlingen am 24. Juni wieder persön-
lich begegnen.
Die Schulung erstreckte sich nach 
einem gemeinsamen Mittagessen über 
den Freitagnachmittag. Nach Informa-
tionen aus dem GEW-Kreisverband 

 Ravensburg/Bodenseekreis und Fragen 
der  Vertrauensleute fand ein reger Aus-
tausch unter den Teilnehmer*innen statt.
Die zweite Hälfte des Nachmittags bilde-
te ein Workshop zur Lehrergesundheit 
unter dem Thema „Achtsamkeit für Kin-
der, Lehrer / Lehrerinnen“. 

Mia Bochtler-Kessler

Vertrauensleute der Ortsvereine Friedrichshafen / Überlingen
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Main-Tauber / Hohenlohe

Nach zwei wegen Corona reisefreien Jah-
ren führte die diesjährige Bildungsreise 
der GEW-Senior*innen zu einer Tour 
an den Bodensee, durch Oberschwaben 
und auf die Schwäbische Alb. So wur-
den die Donauversickerung bei Tuttlin-
gen, der Untersee um die Gemüseinsel 
Reichenau, Ravensburg und Reutlingen 
angesteuert. Dabei drehte es sich immer 
wieder um das Zukunftsthema „Wasser“. 

Das immer knapper werdende Lebens-
elixier versickert bei Tuttlingen, um 20 
Kilometer entfernt im Aachtopf wie-
der zum Vorschein zu kommen. Dieser 
und weitere Bodenseezuflüsse reichen 
aber nicht aus, um in trockenen Jahren 
den Wasserstand auf einem mittleren 
Niveau zu halten, was die ausgedehn-
ten Uferbereiche zeigten. Eindrucksvoll 
auch die landschaftlichen  Unterschiede 

zwischen dem niederschlagsreichen 
 Oberschwaben mit seinen vielen kleinen 
Seen und der kargen Landschaft der Alb, 
wo der Regen im karstigen Untergrund 
versickert, um in Schichtquellen und 
Quelltöpfen am Albrand wieder auszu-
treten. Die 20 Teilnehmer*innen haben 
eine tolle Rundreise genießen dürfen. 

Andreas Frasch

Mitglieder im Ruhestand aus dem Main-Tauber-/Hohenlohekreis unterwegs in Oberschwaben

Fo
to

: p
riv

at

Allgäu
Nach zwei vergeblichen Anläufen konn-
te der OV Allgäu den Jahresabschluss 
Ende Juni 2022 durchführen. Wir unter-
nahmen eine Hörmoosalpe-Kräuter-
wanderung und eine Schnapsverkostung 
beim Kräuter-Michl.
Christine Giera, eine sehr erfahrene 
Wildkräuterführerin, entführte uns in 
die Welt der Wildkräuter, die auf der 
Hörmoosalpe in außergewöhnlichem 
Umfang vorkommen. Auch seltene 
Pflanzen wie der gelbe Enzian, der Sil-
bermantel, das Waldvögelein, wilde Nel-
ken und Arnika konnten wir bewun-
dern. Beim anschließenden Besuch 
der höchstgelegenen Schnapsbrennerei 
führte uns Michl in seinen Permakultur-
garten ein. 

Konstanze Bitterwolf

GEW vor Ort
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GEW vor Ort

Wir veröffentlichen die Jubilare nur, wenn sie aktiv zugestimmt haben. Wer genannt werden  möchte, schickt uns bitte drei Monate vorher eine Nachricht per Post (Mitgliederverwaltung, 
Silcher straße 7, 70176 Stuttgart), per Fax (0711 21030-65), per E-Mail ( Datenpflege@gew-bw.de) oder nutzt die Internetseite: www.gew-bw.de/jubilaeum.

Unsere Jubilare

75. GEBURTSTAG
Frieder Dangel,  
Bodelshausen, * 28.11.1947
Barbara Baur,  
Karlsruhe, * 30.11.1947

80. GEBURTSTAG
Bettina Früh,  
Baden-Baden, * 08.11.1942
Rainer Hamp,  
Konstanz, * 11.11.1942
Barbara Willrett,  
Gernsbach, * 12.11.1942
Wilfriede Oetinger,  
Lonsee, * 18.11.1942

Lothar Schwald,  
Giengen / Brenz, * 19.11.1942
Marie-Louise Otto,  
Ölbronn-Dürrn, * 23.11.1942
Norbert Füssinger,  
Aidlingen, * 24.11.1942
Helga Herbster,  
Graben-Neudorf, * 26.11.1942
Elisabeth Ilg-Reininghaus,  
Hechingen, * 28.11.1942
Bernd Geis,  
Ludwigsburg, * 30.11.1942

85. GEBURTSTAG
Gudrun Klapdor,  
Salem, * 06.11.1937
Hildegunde Reh,  
Laichingen, * 13.11.1937
Edith Lang,  
Königsbach-Stein, 
* 28.11.1937

90. GEBURTSTAG
Reinhold Schaeffer,  
Calw, * 03.11.1932
Ilse Breckner,  
Offenburg, * 11.11.1932

92. GEBURTSTAG
Antonie Krassnitzer,  
Ubstadt-Weiher, * 13.11.1930
Ursula Gundel,  
Nürtingen, * 14.11.1930
Franz Mersi,  
Heidelberg, * 22.11.1930

Backnang

Am 9. September 2022 waren 104 Jung-
lehrkräfte zur Vereidigung bzw. Unter-
schrift des Arbeitsvertrages vom Staat-
lichen Schulamt Backnang in die 
Seeguthalle nach Weissach im Tal eingela-
den. Die GEW Rems-Murr war mit einem 
Stand präsent. Beatrix Kant, Andreas 
Rosanelli und Alexander Steeb berieten 
die Dienstanfänger*innen und verteilten 
Taschen. Die jungen Lehrkräfte freuten 
sich sehr über die gute Versorgung und 
die Glückwünsche zum Schulstart. 

Beatrix Kant

Von links: Andreas Rosanelli, Alexander Steeb 
und Beatrix Kant
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Freiburg

Die GEW Kreis Freiburg hat seit langer 
Zeit eine sehr aktive Gruppe “Mitglieder 
im Ruhestand” (MiR). Diese stellt jähr-
lich ein hochkarätiges, umfangreiches 
Programm zusammen. 
In den vergangenen sieben Jahren war es 
das Werk von Brigitte und Bert Färber. 
Bei ihrer Amtsniederlegung am 13. Sep-
tember im Schützen in Freiburg bedank-
ten sich Michael Rux im Namen der 
MiR und Peter Fels für die GEW Kreis 
Freiburg für die wertvolle Arbeit. Es ist 
dem  Ehepaar Färber sogar gelungen, 

gleichzeitig Nachfolger zu präsentieren, 
so dass eine nahtlose Übergabe stattfin-
den konnte. Ein großes Dankeschön gilt 
Thomas Kniep und Hanjo Glatting, die 
ohne Gegenstimmen gewählt wurden. 

Peter Fels
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Von links: Bert und Brigitte Färber, Hanjo Glatting, Thomas Kniep, Peter Fels
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Unseren Toten zum Gedenken

Heidrun Banik, Konrektorin
* 07.06.1943 in Heidelberg
† 30.05.2022 in Wertheim

Gerda Bay
* 19.07.1939
† 10.09.2022

Arnold Becker
* 28.08.1942 in Trautliebersdorf
† 25.09.2022 Bad Säckingen

Volker Geneuss
* 13.07.1943
† 27.09.2022 in Hüfingen

Manfred Grieshaber, GHS-Lehrer
* 29.08.1954 in Schönwald im Schwarzwald
† 22.09.2022 in Offenburg

Karl-Heinz Gundhardt, GHS-Lehrer
* 01.10.1941 in Stein 
 (heute Dacia / Rumänien)
† 22.09.2022 in Zell im Wiesental

Hans-Jürgen Hedtke, Sonderschullehrer
* 13.08.1941 in Bromberg  
 (heute Bydgoszcz / Polen)
† 12.09.2022 in Clenze

Wolfgang Jung, Oberstudienrat
* 28.11.1954 in Zweibrücken
† 16.09.2022 in Nagold

Julia Hansmann-Mausel, Oberstudienrätin
* 18.10.1944 in Berlin
† 15.09.2022 in Freiburg

Sonja Pohlmann, Rektorin 
* 14.04.1959 in Freiburg
† 19.07.2022 in Merzhausen

Emil Ries, Berufsschullehrer
* 10.10.1946 in Brackenheim
† 02.09.2022 in Stuttgart

Marion Tröscher, GHS-Lehrerin
* 05.04.1947 in Ehingen / Donau
† 11.08.2022 in Stuttgart

Katharina Valentine, Erzieherin
* 21.02.1965 in Stuttgart
† 21.09.2022 in Stuttgart 

Wir veröffentlichen die Todesfälle nur, wenn die Verstorbenen uns dies vorab erlaubt haben oder die  Angehörigen dies wünschen. Benachrichtigungen  bitte per Post (Mitglieder verwaltung, 
 Silcherstraße 7, 70176 Stuttgart), per  E-Mail  (Datenpflege@gew-bw.de) oder über www.gew-bw.de/jubilaeum | Stand 10.10.2022

Leserbriefe

S. 6 „Keine höhere Unterrichtsverpflich-
tung im Referendariat“ 
Keine verrückten Stunden mehr

Referendare und Studierende im Endsta-
dium können den Lehrermangel zwar 
nicht abdecken, aber ein wenig entspan-
nen. Statt sie im Vorbereitungsdienst mit 
immer verrückteren Schulstunden, bei 
denen sie sich ständig überbieten müs-
sen, zu quälen und dadurch total in Stress 
zu versetzen (stellt ja auch in keinster 
Weise den normalen Unterrichtsalltag 
dar). Für solche unrealistischen Stunden 
bereiten sie sich stundenlang vor, drehen 
seelisch durch und der Druck ist immens. 

Das war schon zu meiner Zeit so und war 
damals ebenso unnötig. Stellt sie ein, viel-
leicht als Halbtagskräfte und begleitet sie. 
Reformiert die Referendarzeit, verlangt 
keine utopischen verrückten Stunden, 
bei denen sich die Referendare gegensei-
tig überbieten müssen. Sondern erwartet 
gute, solide Unterrichtsstunden.

Beate Herm

S. 8 „Zeichen mangelnder Wertschätzung“ 
Was nicht bezahlt wird, gibt es auch nicht

Als verbeamteter Lehrer, der von der gro-
tesken Praxis der Sommerarbeitslosig-
keit zum Glück nicht betroffen ist, kann 
ich der im Text zitierten Kollegin Marijke 
Clark und allen anderen Betroffenen nur 
eines raten: Legen Sie vom ersten bis zu 
letzten Ferientag, zumindest was Schule 
anbelangt, die Füße hoch. Das berufliche 
Ethos in allen Ehren. Aber es kann doch 
nicht sein, dass man während unfrei-
williger aber staatlich gewollter Arbeits-
losigkeit Dinge erledigt, für die andere 

zeitgleich durchaus ordentlich bezahlt 
werden. Im Gegenteil. Es muss an mög-
lichst vielen Stellen bemerkt werden, 
dass Sie mangels Arbeitsvertrag nicht zur 
Verfügung stehen. Es wird Ihnen verbo-
ten, das Schulgebäude zu betreten? Dann 
können Sie leider auch keine Stundenplä-
ne zur Kenntnis nehmen, weder an Prä-
senz- noch Onlinekonferenzen teilneh-
men, keine dienstlichen Mails lesen oder 
beantworten und natürlich auch keinen 
Unterricht vorbereiten. Schließlich wis-
sen Sie offiziell nicht, ob Sie im neuen 
Schuljahr überhaupt weiterbeschäftigt 
sein werden. Das geht womöglich zu Las-
ten der Unterrichtsqualität und damit zu 
Lasten der Schülerinnen und Schüler, die 
dafür nichts können. Aber die Hebel dies 
zu ändern hat die Landesregierung in der 
Hand. Und damit auch die Verantwor-
tung für mögliche Defizite.

Julian Jochen-Warth
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GEW vor Ort



bildung & wissenschaft 10 / 202250

Termine

Impressum

Herausgeber: Gewerkschaft  Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) im DGB,  Landesverband Baden-Württemberg
Verantwortlicher Redakteur: Michael Hirn 
Geschäftsführende Redakteurin:  
Maria Jeggle  
Regelmäßige Mitarbeiter*innen:  
Corinna Blume, Jens Buchholz, Erhard Korn, Frank Osterlow, 
Andreas Schuler,  
Marco Stritzinger 
Koordination GEW-Design: Evi Maziol
Layout: Virginia Scaldavilla
Schlusskorrektur: Frank Osterlow
 
Anschrift der Redaktion:  
b&w, Silcherstraße 7, 70176 Stuttgart,  
Telefon: 0711 21030-36,  
E-Mail: b+w@gew-bw.de 

Beilage: „Die Unterrichtspraxis“  
erscheint 8-mal im Jahr. 
Redaktion: Thomas Strehle  
und Miriam Hannig  
E-Mail: up@gew-bw.de

Verlag mit Anzeigenverwaltung:  
Süddeutscher Pädagogischer Verlag (SPV),  
Silcherstraße 7A, 70176 Stuttgart,  
Tel.: 0711 21030-70, Fax: 0711 21030-799,  
E-Mail: info@spv-s.de, www.spv-s.de

Geschäftsführung:  
Hans Maziol, Monika Stein

Verantwortlich für Anzeigen:  
Melanie Focali , Tel.: 0711 21030-772,  
melanie.focali@spv-s.de

Anzeigenschluss: ca. 15. des Vormonats

b&w erscheint als Mitgliederzeitschrift monatlich 10-mal im 
Jahr (nicht im Januar und August). 

Der Bezugspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten. Er beträgt 
für Nichtmitglieder jährlich 44 Euro inkl. Porto und wird 
jährlich im Dezember erhoben. Bestellung beim Verlag. Alle 
mit Namen gekennzeichneten Beiträge stellen die Meinung 
der Verfasser* innen dar und vermitteln nicht zwingend eine 
Position der Redaktion oder der GEW. Leserbriefe können 
nicht alle veröffentlicht werden. Die  Re dak tion behält sich 
vor,  Leserbriefe auszuwählen und zu kürzen. 
Anonym zu gesandte Briefe werden nicht veröffentlicht. 

Druck: GO Druck Media Verlag GmbH & Co. KG, Kirchheim
Druckauflage: 50.000 Exemplare,  
(4. Quartal 2022) 
Gedruckt auf Blauer Engel Altpapier

Die nächsten Hefte von b&w erscheinen:
Nr. 11 / 2022 am 25.11.2022,  
Redaktionsschluss: 24.10.2022
Nr. 12 / 2022 am 23.12.2022,  
Redaktionsschluss: 21.11.2022
siehe auch: www.gew-bw.de/ mitgliederzeitschrift-bw/bw/
Dieses Heft wurde am 19.10.2022  
für den Druck  abgeschlossen. 

GEW Baden-Württemberg, Silcherstraße  7, 70176 Stuttgart, 
Telefon 0711 21030-0, Mitgliederverwaltung: -32, -33, -34, -37 
E-Mail: info@gew-bw.de, www.gew-bw.de

Termine 
GEW

Ak Lesbenpolitik 
Unser nächstes Treffen findet am
> Freitag, 02.12.2022, 16:45 – 19:00 Uhr
in der Landesgeschäftsstelle,  
Silcherstraße 7a in Stuttgart statt. 
Informationen unter:  
lesbenpolitik@gew-bw.de

Fachlehrkräftetag Nordbaden
für Fachlehrkräfte und Technische Lehrkräfte 
aller Schularten aus Nordbaden.
> Mittwoch, 30.12.2022, 14:00 – 18:00 Uhr
JUBEZ Karlsruhe, Kronenplatz 1, 76133 Karlsruhe 
Anmeldung unter:  
gunilla.bahlo@googlemail.com

GEW-Kreise und Ortsverbände

Calw / Freudenstadt
> Donnerstag, 24.11.2022, 18:00 – 20:00 Uhr
Kreisversammlung in der Traube in Altensteig

Freie Träger

Dran bleiben! Deeskalation und Eskalation 
in Schule und Jugendhilfe
> Dienstag, 21.11.2022 – 
Mittwoch, 22.11.2022  
Hohenwart Forum Pforzheim
Im Umgang mit Regelverletzungen und 
Gewalt-Eskalation – offline wie online – hilft 
pädagogischen Fachkräften ein  vielfältiges 
Handlungsrepertoire. Wann sind Deeskala-
tions-Strategien sinnvoll, wann hilft bewusst 
 geführte Eskalation weiter? An den  Antworten 
auf diese Fragen wird die Seminargruppe 
praktisch und theoretisch arbeiten.
www.ajs-bw.de / veranstaltungen

Im Rap ist alles erlaubt, oder?
> Donnerstag, 01.12.2022 
Deutsch-Rap ist eines der erfolgreichsten 
Popgenres des Landes. Dabei bewegt 
sich dieser Teil der Jugendkultur zwischen 
beeindruckender Reimkunst auf der einen 
und Abwertung („Dissen“) auf der anderen 
Seite. Wie wirken die im deutschsprachigen 
Gangsta-Rap enthaltene Frauen-, Homo-
sexuellen-Feindlichkeit oder der Antisemitis-
mus auf Mädchen und Jungen? Wann wird 
Rap „jugendgefährdend“ und erfordert eine 
Intervention? Welcher Gewinn liegt darin, 
mit Jugendlichen ihre eigenen Raps zu  
produzieren? Über Impulse von 
Expert*innen wollen wir mit Ihnen ins  
Gespräch kommen und (neue) Handlungs-
möglichkeiten ausloten.
www.ajs-bw.de / veranstaltungen

 

Gunzenbachstr. 8, 76530 Baden-Baden 
www.leisberg-klinik.de 

Von hier an geht es aufwärts! 
Hier erwarten Sie ein intensives und individuell ausgerichtetes Psy-
chotherapieangebot, erstklassiges Krisenmanagement, viele erlebnis-
intensive Erfahrungen, erfreulicher Rahmen (moderne Einzelzimmer, 
Genießer-Küche, wunderbare Umgebung). Wir behandeln die gän-
gigen Indikationen wie Depressionen, Burn-Out, Ängste etc. 
Kostenübernahme: Private Krankenversicherungen / Beihilfe 

Info-Tel.: 07221/39 39 30 
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Onlineshop: www.spv-s.de

Zu bestellen unter: 
Süddeutscher Pädagogischer Verlag

Silcherstraße 7a, 70176 Stuttgart

Echte Hilfen für den Alltag.

// Vorsorgemappe //

gewerkschaft 
erziehung und Wissenschaft

Landesverband
Baden-Württemberg

55plus 
ruhestand und Vorsorge

Vorsorgemappe zur Planung der letzten Dienstjahre  
und für die Zeit des Ruhestands

9. überarbeitete und aktualisierte Auflage 2020 
ISBN 978-3-944970-25-7  

W

Tipps für die Vorbereitung des beruflichen Teils der Steuererklärung als Lehrerin 
und Lehrer – vom Kollegen für Kolleginnen und Kollegen –

5. überarbeitete auflage 2020

www.gew-bw.de

steuererklärung

// INFormaTIoN FÜr LeHrKrÄFTe //

www.gew-bw.de www.spv-s.de

// inGe GOerLich //

Wer früher plant, ist besser dran. 
Ein Ratgeber für das letzte Dri� el des Berufslebens für 
Lehrerinnen und Lehrer im Beamtenverhältnis.

 50 plus
Alternativen zur Vollzeit bis 67

Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft

Landesverband
Baden-Württemberg

ISBN 978-3-944970-10-3

Anzahl Produkt mitgliederpreis Buchhandelspreis

Exemplare GEW-Jahrbuch 2021 Standardausgabe 13,00 € 25,00 €

Exemplare GEW-Jahrbuch 2021 Berufliche Schulen 13,00 € 25,00 €

Exemplare GEW-Jahrbuch 2021 auf CD ROM 13,00 € 25,00 €

Exemplare 50+ Alternativen zur Vollzeit bis 67 5,00 € 8,00 €

Exemplare 55+ Die Vorsorgemappe (9. Auflage 2020) 12,00 € 20,00 €

Exemplare Steuererklärung 6,00 € 10,00 €

Eltern-Jahrbuch 2022 (Mitglieder und Nicht-Mitglieder) 15,00 €

Eltern-Jahrbuch plus inkl. PDF Datei (Mitglieder und Nicht-Mitglieder) 18,00 €

Versandkostenpauschale bei einem 
Warenwert

bis 20 €: 3 € 21 bis 40 €: 5 € 41 bis 100 €: 7 € ab 101 € versandkostenfrei

GEW-Mitgliedsnummer (s. Adressaufkleber b&w)

JAHR
BUCH

für Lehrerinnen
und Lehrer
Schul- und
Dienstrecht
in Baden-

Württemberg

2021
ISBN 978-3-944970-27-1

Inge Goerlich / Michael Rux

STANDARDAUSGABE

au
f 

C
D

-R
O

MJAHR
BUCH

für Lehrerinnen
und Lehrer
Schul- und
Dienstrecht
in Baden-

Württemberg

2021
ISBN 978-3-944970-29-5

Standardausgabe
Sonderausgabe für
Berufliche Schulen

✔

✔

Inge Goerlich / Michael Rux
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft B-WEltern-Jahrbuch für das Schuljahr 2021/2022

in Bearbeitung
1

Michael Rux
Inge Goerlich

Eltern-Jahrbuch 2021
Handbuch des Eltern- und Schulrechts an 

öffentlichen Schulen in Baden-Württemberg

Eltern- 
Jahrbuch plus
e-book

Michael Rux
Inge Goerlich

Eltern-Jahrbuch 2022
Handbuch des Eltern- und Schulrechts an 

öffentlichen Schulen in Baden-Württemberg

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft B-WEltern-Jahrbuch für das Schuljahr 2021/2022
in Bearbeitung

1

Michael Rux
Inge Goerlich

Eltern-Jahrbuch 2021
Handbuch des Eltern- und Schulrechts an 

öffentlichen Schulen in Baden-Württemberg

Eltern- 
Jahrbuch plus
e-book

Michael Rux
Inge Goerlich

Eltern-Jahrbuch 2022
Handbuch des Eltern- und Schulrechts an 

öffentlichen Schulen in Baden-Württemberg

Eltern-Jahrbuch 

plus 

E-Book
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